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Anti-AKW-Pienum Köln: 

Einige Anmerkungen zum Artikel 
in atom Nr. 38 

,, Renaissance der 
Atomindustrie'' 

1. Bei aller unterschiedlichen Meinung, 
diemansch zu der Situation der Atomindustrie 
haben kann, sollte eine schiefe Ebene auf 
jeden Fall gemieden werden: Oie Absichts­
erklärungen und die Goodwillpropagandader 
Atomindustrie als gegebene Fakten anzuse­
hen. Zwar läßt sich sowohl an den inhaltlichen 
Schwerpunkten ihrer Propaganda, als auch 
an der Dreistigkeit oder Vorsicht ihres Auf­
tretens eine gewisse Stimmungslage able­
sen, aber eben als Ihre Verarbeitung der 
realen Situation und nicht die Lage selbst. 
Diese analytisch aufzuarbeiten und die nöti­
gen Fakten zusammenzutragen und einzu­
schätzen ist unsere Aufgabe. (Oie Proble­
matik bOrgerlicherPresseals Faktenlieferantin 
und Analysegeberio ist dabei wohl hinläng­
lich bekannt). 

2. Oie Frage, ob eine Entwicklung nach 
ausgiebiger analytischer Betrachtung als 
.beruhigend" oder .beunruhigend" anzuse~ 
hen ist, ist wohl mehr eine des GefOhls denn 
der Diskussion. Denn welche der unzähligen 
Horrorbedingungen, die unsere Gesellschaft 
jeden Tag so produziert, mansch persönlich 
• beunruhigend" findet und welche nicht, läßt 
sich nicht gut an einer allgemeinen Meßlatte 
der Schlechtigkeiten ablesen. 
Mir riecht diese Polemik eher nach einer 
versteckten Neuauflage des alten Fehlers: 
Was wir zur großen .Beunruhigung• erklä­
ren, muß doch dann auch die anderen aufre­
gen und zu Möglichkeiten der Gegenwehr 
fOhren. Oder umgekehrt gesehen, wenn wir 
zu der Auffassung gelangten, daß es der 
Atommafia beruhigend schlecht ginge, wOr­
de das irgendetwas an unseren. Aussagen 
Ober die Auswirkungen und Zusammenhän­
ge dieser Technologie in Frage stellen? 
Weder dieses noch jenes trifft zu. Oie Ein­
schätzung der aktuellen Strategie der Atom­
industrie und ihrer Durchsatzungschancen 
berOhrt die Frage der Gefährlichkeit dieser 
Technologie und u nsererGegnerschaft nicht. 

Und von der Atomfrage als .SchlOsse!" mit 
dem das System zu kippen sei, haben wir alle 
doch hoffentlich schon lange Abschied ge­
nommen. 
Oie Frage, ob unsere Gegner neue Pläne 
schmieden, wie realistisch diese sind und 
welche Chancen sie haben, ist toruns doch 
eine Frage nach den Kampfbedingungen und 
nicht nach dem Kampf Oberhaupt. 

3. Wenn schon soviel mit Zahlen und 
Zitaten (meist eben leider von der bOrgerli­
ehen Presse aufbereitete Propaganda des 
Gegners) belegtwerden soll, sollte auch et­
was genauer hingeschaut werden. Das Kri­
terium, wieviel Atomkraftwerkewieviel Strom 
produzieren ist eine recht totschlagende 
Meßlatte und sollte hinterfragt werden. Wir 
wissen selbst am Besten, daß die Verhinde­
rungdes Betriebs vonAKW's, wenndasganze 
Geld verbaut ist, eines der schwierigsten 
Dinge ist, selbst fOr eine starke Bewegung. 
(Beispiel der kampfumtosten Bauplätze bei 
gleichzeitiger zlher Kleinarbeit vor den lau­
fenden Anlagen, beim gleichen Stand der 
Bewegung) . 
Da 8 Abschalten sofort immer unsere Ziel war 
und ist, heißt doch nicht, daß es die einzig 
mögliche Meßlatte fOr das Krlfteverhlltnis 
ist. Wenn wir nur dieses Kriterium zur Ein­
schätzung hätten, stOnden uns keinerlei Nu­
ancen (ein bißchen abgeschaltet?) der Be­
wertungzurVerfOgung. Unserebisherige Bilanz 
säheungerechtfertigttraurig aus undwirhätten 
kaum Anhaltspunkte die bisherige Politik zu 
bewerten und gegebenenfalls zu korrigieren. 
Oie Atomindustrie fOhrt ihre Statistik nach 
Zahl der erhaltenen Aufträge und Beginn der 
Stromlieferung. 
Auch die Frage unterwelchen nationalen Be­
dingungen. ob staatswirtschaftliches Atom­
programm, .freier Atommarkt", macht sowohl 
fOr die Kampfbedingungen der Gegnerinnen 
als auch fOr die Chancen der Atomwirtschaft 
einen wichtigen Unterschied aus. 
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4. Wenn mensch sich nun den Zahlen­
salat unter spezifizierten Kriterien ansieht, 
kommt bestimmt nicht die Feststellung her­
aus, dieweltweiteoder die europäische Atom­
industrie habeihr. Tief"tatsächlich überwunden. 
Nach den eigenen Angaben der Atomiker ( 1) 
wurde weltweit die letzte Genehmigung für 
ein AKW, das auch fertiggestelltwurde, 1984 
erteilt und den letztengenehmigten Baubeginn 
verzeichnetediewestliche Atomindustrie 1986 
in Frankreich. 
Fürde Wirtschafts- und Seelenlageder Atom­
industrie spricht es Bände, daß es seit dem 
in westiichen Ländern kein einziges Vorha­
ben mehrgegeben hat, das es wertgewesen 
wäre in die eigene Statistik aufgenommen zu 
werden. Zeigte sich diese Entwicklung in den 
Ländern mit .freier• Atomwirtschaft schon frOh 
(der letzte Bauauftrag in den ehemals füh-

renden USA wurde 1978 erteilt, AKW Clinton 
1 , 1987in Betrieb gegangen), so hatsie knapp 
zehn Jahrespäterauch Frankreich, das Muster­
beispiel staatswirtschaftlicher Atompolitik, 
erreicht ( 1986 Genehmigung für zwei Blöcke 
in Le Carnet, Fertigstellung ungewiss). Von 
den 77 Atomkraftwerksblöcken, die weltweit 
als .im Bau befindlich" geführt werden (d.h. 
mit dem Bau wurde begonnen oder es wurde 
eine Errichtungsgenehmigungnigung erteilt), 
sind 4 mit einem Baustopp durch die Behör­
den belegt und bei 9 weiteren sinddieAtomiker 
selber so unsicher, daß sie kein geplantes 
Datum der Fertigstellung angeben. (Der 
Vollständigkeit halber: Von den 434 als in 
Betrieb befindlich geführten Anlagen sind 8 
nachhaltig außer Betrieb; so z.B. der Super 
Phenix in Frankreich. 

Noch unterscheidet sich die Situation im fer­
nen Osten leicht von dieser Tendenz: ln Japan 
wurden noch 1987 3 Blöcke genehmigt und 
mit dem Bau begonnen, für 3 weitere gibt es 
dort Bauaufträge. ln Südkorea ergingen so­
gar noch 1991 Aufträge für 2 neue Blöcke. 
die staatswirtschaftliche Atompolitik dieser 
beiden Länderhältauch weiterhin ungebrochen 
an ihren atomaren Plänen fest. 
Auch die Atomträume manches 3. Weltlandes 
oder des ehemaligen Ostblocks bieten we­
nig Möglichkeiten für die Atomindustrie an 
gewinnträchtige Neuaufträge zu kommen. Die 
imperialistischen Länder werden dort kaum 
eine Energiepolitik finanzieren, die sie für 
sich selbst als zu teuer ansehen. IWF und 
Weltbank, als ihr .ideeller Gesamtvertreter• 
vergeben grundsätzlich keine Gelder für ato­
mare Projekte. Für die Haltung der schlauen 
Weltkapitalmanager typisch sind die Äuße­
rungendes Weltbankenergieexperten Chorchili 
(in dem Fernsehfilm .Zurück zum Atom ? , 
NDR, 1990): 
Frage: WOrde die Weltbank einige hundert 
AKW·s in den Entwicklungsländern finanzie­
ren, wie von der Weltenergiekonferenz (zur 
Verminderung des Kohlendioxydausstoßes) 
vorgeschlagen? 
Churchill: Bis jetzt haben wir keine AKW ·s 
finanziert, auseinem ganzeinfachen Grund. 
Atomenergie war nie die kostengünstige 
Alternative· AKw·s sind einfach zu teuer. 
Siekosten mindestensdas Doppelte, wenn 
nicht das VIer- bis Fünffache dessen, was 
konventionelle Kraftwerke kosten. Das 
Gesamtfinanzierungsvolumen würdedann 
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nicht 100 Milliarden Doller Im Jehr, son­
dern 400 bis 500 Millierden Doller betre· 
gen. Bel den gegenwärtig verfügbaren 
Mitteln fürEntwlclclungshllfescheldetAtom· 
kraftals Option einfach aus.( ... ) 
Frage: Seht111 Sie als Banker und Energie­
experte denn lndustrieliinder, die in Zukunft 
stärker auf Atomkraft setzen, etwa so wie 
FrankreicM 
Churchlll: Sicher nicht ln der heutigen 
Situation. Die finanziellen Risiken, die Ich 
als Banker Im Auge habe, sind einfach zu 
groB.KürzllchwarlcheufelnerKonferenz 
von VertretemderAtomlndustrle,derF/nanz• 
weit und Umweltschützern, als einer der 
Atomvertreter sagte, ,.wir haben doch ln 
ThreeMIIeslslandbewlesen, deSdie Atom­
techniksicher Ist. Selbst bei einem Kern­
schmelzunfelllet niemand gestorben und 
kelneRadloaktlvltiiteu.getreten".OBspr~~ng 
einer der Banker erregt euf und meinte, 
nWes Sie Clowns uns vorgeführt haben 
Ist, daß Sie ein Anlagevermögen von ei­
ner Milliarde Dollar in 15 Minuten in Schul­
den von mehreren Millierden Dollar ver­
wandeln können". Des zeigt genz gut die 
Einstellung der Flnanzwelt, des Risiko Ist 
einfech zu hoch. 

5. Nachdem das ökonomische Fiasko 
der privatwirtschaftliehen Atomunter­
nehmungen klarer denn je offen liegt, (schon 
1985sprachdie US-Wirtschaftszeitung .Forbes" 
vom Atomprogramm als .der gr6ßten 
Unternehmerischen Katastrophe der Finanz­
geschichte") und alle vorliegenden Zahlen 
zeigen, daß die Atomindustrie selbst sich 
ökonomisch entsprechendzurückhaltend ver­
hält, geht ihr Bemühen, vor allem in der BRD 
und den USA darum, wieder in die Gunst 
entsprechenderstaatlicher Maßnahmen und 
finanzieller Stützung zu kommen. Ohne eine 
solchepolitischeundökonomischeAbsicherung 
istz.B.diedeutscheAtomindustrienichtbereit 
weitere Projekte ernsthaft anzugehen. 
Besonderes die Evu·s als Setreiber evtl. 
zukünftiger atomarer Anlagen .appelieren an 
Politik undÖffentlichkeitzum energiepolitischen 
Konsens zurückzukehren• (Positionspapier 
zur J K 90) und .betonen in einem Brief an die 
Regierungen des Bundes und der Liinder, 
daß es ohne einenenergiepolitischen Konsens 
schwierig wird in neue Kernkraftwerke zu 
investiere(l". (atw //90) 
Ein solcherneueröffentlicher Energiekonsens 
auf der politischen Ebene ist allerdings di­
rekt abhängig vom gesellschaftlichem Kli­
ma, von der berüchtigten .Akzeptanz der Be­
vöikerung•, die die Politiker zum Überleben 
brauchen (und von den finanziellen Möglich­
keiten des Staates). 
Das bedeutet, daß der Kampf um die Bedin­
gungen für eine Renaissance der Atom­
industrie, d.h. Einflußnahme auf die öffentli­
che Meinung, ( Klimakatastrophenkampagne ), 
parteipolitisches GerangelundGewinde wegen 
eines neuen Energiekonsenses undder Kampf 
um die Verteilung aus den Futtertrögen, wie­
der aufgenommen worden ist - nicht, daß 
diese Wiedergeburt schon stattgefunden hat. 
Und unter den Bedingungen einer heran­
ziehenden weltweiten Rezession dürfte die 
Möglichkeit zur finanziellen Absicherung ei­
nes neuen Atomkurses äußerst beschränkt 

sein. (SelbstdasstaatswirtschaftlicheAtomland 
Frankreich stößt an die ökonomischen Gren­
zen seiner bisherigen Politik. Der staatliche 
Stromkonzern EDF ist mit 35 Milliarden Dol­
lar einer der größten Schuldner der Welt auf 
dem internationalen Finanzmarkt (zusammen 
mit Brasilien). 

6. Die Schlagzeilevonder .Renaissance 
der Ato·mindustrie" ist gefährlich, weil ein solch 
ungenauer Blick, der bei jedem angezünde­
ten Streichholz einen Großbrand sieht, nicht 
die Aufmerksamkeit schärft und auf die wun­
den Punkte richtet, sondern abstumpft. Wer 
zehnmal wegen eines brennenden Streich­
holzes zu den Wassereimerngeranntist, rennt 
nicht mehr los, wenn· s beim elften Mal wirk­
lich brennt. 
Abgesehen von dem Problem, daß, egal wie 
wirdie Lage einschätzen, die Zahl der Kampfes­
lustigen im Moment sehr begrenzt ist, ver­
größern wir sie bestimmt nicht durch größt­
mögliches Alarmgeschrei dem keine Hand­
lungsperspektive folgt. 
Dieentscheidende Weichenstellung wirdsich 
in der Zukunft auf der Ebene nneuer Ener­
glekonsens" (eingeschlossen neues ATG) 
abspielen. Ohne diese Vorraussatzung wird 
diewestdeutsche Atomindustrie nichtausden 
Socken können und wollen. Für uns heißt 
das, daß die entscheidenden Auseinander­
setzungen vorerst auf der politiscllen Bühne 
und nicht auf den zukünftigen Bauplätzen, 
stattfindet. -Auf solch konkreter Ebene hät­
ten wir sicherlich gute Karten. Die politisch, 
propagandistische BOhne ist nun mal genau 
die Ebene, auf der sich für die radikale Anti­
AKW-Bewegung viel geändert hat, die 
Trennungslinienlaufenindiesen .Ökokritischen" 
Zeiten nichtmehr entlang der Frage .für oder 
gegen Atom·. da sind von BUND OberGrOne, 
SPDCDUFDP bis zur ÖDP andre vor. 
Und neben der Tatsache, daß wir bei der 
Entwicklung einerkollektiven Position zu den 
gesellschaftlichen Mechanismen der Natur­
zerstörung und der Naturbeherrschungswahl 
noch nicht sehr weit voran gekommen sind, 
lehrt unsallunsere bisherige Erfahrung, daß 
für uns mit vielen klugen Reden und Schrif­
ten eh nur begrenzt voranzukommen ist. 

Alles in allem gibt es weder Grund zu jam­
mern und zu zetern, denn unbeteiligt an 
der miesen Situation der Atomindustrie 
sind wir nicht, noch sich auf den Lorbee­
ren auszuruhen. Aber es wäre ungerecht­
fertigt und sinnlos immer lauter nach den 
Waffen zu schreien und neue Kriegs­
schauplätze zu erfinden, je lahmer die 
Kämpferinnen sind. 

4.4.91 
lku, Anti-AKW-Pienum Köln 

(1) Alle folgenden Zahlenangaben sind aus 
dem .Herzen der Bestie" der jährlichen Statistik der 
atomwirtschalt (in Nr. 11/91) - also eher 
schönfärberisch, was die eigene Lage betrifft. So 
lOhrensie nachwie vor no_cheinige .Lettersof lntend" 
- Bauabsichtserklärungen, oder ewige Baustellen 
in ihrer Statistik, von deren Fertigstellung auch die 
größten Optimisten nicht ausgehen können (z.B. 
eine Auftragserteilung fOr Kanada aus dem Jahre 
1978odereine Baugenehmigungaufden Phillippinen 
von 1976. Außerdem lassen sie die Entwicklung in 
den Ländern der ehemaligen Sowjetunion völlig 
außer acht (Baustopps, Moratorien, Geldmangel). 



Atommonopoly Osteuropa 

Imperialistische Planspiele für die 
Atomindustrie vor dem WWG 

Vom 6. bis 8. Juli treffen sich die Herren dieser Welt zu Ihrem Weltwlrtschaftsglpfelln München und 
werden dort ein Thema ganz obP.n auf die Tagesordnung setzen, das von der Unken dieses Landes, in 
den 70ern noch heiß umkämpft, jetzt schon seit geraumer Zelt auf dem Abfallhaufen der eigenen 
Geschichte deponiert wird; bewegungspolitisch bot das Thema keinen Ansatz auf radikale gesellschaft­
liche Veränderungsprozesse mehr. Mittlerweile findet sich, mangels Ansatzpunkten für eine radikale 
gesellschaftliche Veränderung überhaupt - so der Immer bedrückendere Eindruck -, diese Linke 
allerdings kaum noch selbst. Vielleicht wird so, in allgemeiner Perspektivlosigkelt, das Thema ja noch 
mal wieder Interessant. Das Thema, von dem die Rede ist, Ist die Atomenergie. 

Gerade die deutsche Linke hätte allen Grund- die Verantwortung allemal- die hier anlau­
fenden Planungen beim Namen zu nennen. Denn es Ist der deutsche Imperialismus, der das Thema 
Atomenergie Im Interesse seiner Expansion nach Osteuropa auf die Tagesordnung des Welt­
wirtschaftsgipfels gepuscht hat. Was außenpolitisch an Jugoslawien sichtbar wurde, bekommt 
hier atompolitisch-ökonomisch ein Gesicht: der Anspruch auf ei.ne neue Rolle in der Welt. Auch 
hierwerden dabei erhebliche Widerstände und Widersprüche, Innerimperialistisch Insbesondere 
gegenüber dem US-Imperlallsmus, überwunden. 

Was in Osteuropa an Atomkraft zu verdienen Ist, wieviele Atomkraftwerke und was an 
Ausbauplänen für Atomkraft es in den Ländern selbst gibt, wie die Programme, Insbesondere 
speziell des deutschen Imperialismus, für die Atomenergie in Osteuropa konzipiert sind und wie 
das Thema auf den WWG gebracht wurde, soll Im folgenden nachgezeichnet und analysiert 
werden. 7 



Osteuropa 

Zahlenspiele: 
Wieviel AKWs gibt es 

überhaupt? 

Über die Anzahl der Atomkraftwerke 
in Osteuropa kursieren seit Jahren die unter­
schiedlichsten Zahlen, weil die Informations­
basis mit vorläufigen und endgültigen 
Stillegungen immer stark schwankte. 1987 
wurde die Zahl von der .atomwirtschaft" noch 
mit 73 Blöcken angegeben. Davon 54 in der 
UdSSR, 3 in Ungarn, 7 in der CSSR, 4 in 
Bulgarien und 5 in der DDR. (atw 6/87) Mitt­
lerweile schwanken die Zahlen zwischen 59 
im März 1992 vom .Handelsblatt• (26.3.92) 
gezählten Blöcken und 67 von der .atom­
wirtschaft" nach dem gemeldeten Stand vom 
September 1991 dokumentierten Blöcken. 
(atw 11/91) Das Durcheinander setzt sich 
fort in der politischen Diskussion. Wo der 
SPD-Fraktionssprecher Schäfer 63 AKWs 
ausmacht (FAZ 27.3.92), sieht der CDU­
Bundestagsabgeordnete Klinkert nur 58 
Anlagen. (FAZ 25.1.92) 

Und wer hat nun richtig gezählt?- Es 
ist wohl egal, denn mit der Zeit rinnt letztlich 
alle Zahlenspielerei dahin. Nach den 
Stillegungsbeschlüssen von Tschernobyl ist 
eh schon wieder alles Schnee von gestern, 
und wer weiß schon was morgen ist. Zwei 
neue AKWs für die in Tschernobyl stillgeleg­
ten wurden ja gleich mit angekündigt. Nach 
unserer Zählung bleiben zur Zeit in der GUS 
noch 46 Atomkraftwerke für den potentiellen 
GAU in Betrieb. (siehe Tab. 1) Dazu kommen 
noch 2 in Bulgarien, 4 in Ungarn und 8 in der 
CSFR, was zusammen summa summarum 
für die tägliche Katastrophe von heute 60 
AKWs ergibt. Ganz aus den Augen zu verlie­
ren sind aberdie 4 derzeit stillgelegten Uralt­
Reaktoren in Kosloduj Bulgarien auch noch 
nicht. Mit einer Wiederinbetriebnahme kann 
durchaus noch zu rechnen sein (siehe un­
ten). Mitzurechnen für die Zukunft sind dann 
nur noch weitere 34 atomare Blöcke im Bau; 
davon 26 in der GUS (siehe Tab. 2) und 8 im 
übrigen Osteuropa. 

Genau diese letzteren Planungen in 
die Zukunft sind für die imperialistischen 
Expansionsstrategien nach Osteuropa na­
türlich mindestens ebenso interessant, wie 
die bereits laufenden Anlagen, bei denen es 
vorrangig um die Frage Sanierung, Moder­
nisierung, oder Abschalten geht. Sie zeigen, 
der Atomwahn in den herrschenden Eliten 
der LänderOsteuropas selbst istungebrochen, 
und zwar weit Ober das real existierende 
ökonomisch-industrielle Potential der dorti­
gen nationalen Ökonomien hinaus. 

Zukunftspläne: 
Osteuropa - EI Dorado der 

Atomindustrie 

ln Bulgarien, wo deratomare Wahn­
sinn am Beispiel des Atomkraftwerks Kosloduj 
am augenfälligsten geworden ist, gibtesdies­
bezüglich für die Atomindustrie ein bereits 
halbfertiges Atomkraftwerk mitzwei Blöcken 
auf der Donau-Insel Belene. Das ist offiziell 
wegen heimischer Proteste zwar aufgege­
ben. Hinter vorgehaltener Hand sollen Be-
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amte jedoch weiterhin eine nukleare Zukunft 
fürdie Bauruine ventilieren. (s. FAZ 15.4.92) 
Bereits im November 1991 kündigte der stell­
vertretende Leiter des bulgarischen Staats­
komitees für Energie, Dimitar Nowakow, auch 
schon mal den Erwerb eines weiteren WWE R-
1 000 Reaktors an, derbaugleich mitden beiden 
neuesten Reaktoren von Kosloduj, im Jahr 
2000 ans Netz angeschlossen werden solle. 
(FR 26.11.91) 

Weiter scheinen konkrete Gespräche 
bereits in Rumänien und Ungarn gediehen. 
Rumänien, das in Osteuropa mit seinem 
Atomprogramm immer schon eine Sonder­
rolle einnahm, weil es auf den Import kana­
discher Schwerwasser-Reaktoren setzte (s. 

atom Nr.35/91 ), hat die Kooperation mit der 
kanadischen Atomindustrie intensiviert. Gleich­
zeitig wurde abermittlerweile auchein Rahmen­
abkommen zwischen der ABB-Mannheim und 
rumänischen Unternehmen zur Gründung von 
fünf Gemeinschaftsunternehmen in den un­
terschiedlichen Bereichen, u.a. einem 
Gemeinschaftsunternehmenzwischen der ABB 
AG und dem Bukarester Betrieb für Kraftwerks­
reparaturen abgeschlossen. (atw 1/92) Auch 
in Rumänien laufen seit Jahren neue Standort­
planungen für ein atomares Großkraftwerk 
mit einer installierten Leistung von 2500 MW, 
wobei allerdings derzeit völlig offen ist, ob 
und wie das realisiert werden soll. (s. atw 3/ 
91) 

Tab.1: AKWs ln der GUS ln Betrieb (nach Reaktortypen gegliedert) 

Bezeichnung Standort Typ Betriebsbeginn 
-------------------------
lgnalina-1 Sniekus/Lit RBMK-1500 5/1985 
lgnalina-2 RBMK-1500 8/1987 
Kursk-1 KurskiAus RBMK-1000 10/1977 
Kursk-2 RBMK-1000 8/1979 
Kursk-3 RBMK-1000 3/1984 
Kursk-4 RBMK-1000 2/1986 
Smolensk-1 Desnogorsk/Rus RBMK-1000 9/1983 
Smolensk-2 RBMK-1000 7/1985 
Smolensk-3 RBMK-1000 6/1990 
Sosnovy Bor-1 Leningrad/Rus RBMK-1000 11/1974 
Sosnovy Bor-2 RBMK-1000 2/1976 
Sosnovy Bor-3 RBMK-1000 6/1980 
Sosnovy Bor-4 RBMK-1000 8/1981 

Nowo-Woronesch-3 Woronesch/Rus WWER-440/230 6/1972 
Nowo-Woronesch-4 WWER-440/230 3/1973 
Kola-1 Murmansk/Rus WWER-440/230 12/1973 
Kola-2 WWER-440/230 2/1975 

Kola-3 Murmansk/Rus WWER-440/213 12/1982 
Kola-4 WWER-440/213 12/1984 
Rowno-1 Kusnetsovsk/Ukr WWER-440/213 9/1981 
Rowno-2 WWER-440/213 7/1985 

Balachowo-1 Saratov/Rus WWER-1000 5/1986 
Balachowo-2 WWER-1000 1/1988 
Balachowo-3 WWER-1000 4/1989 
Kalinin-1 Udomlya/Rus WWER-1000 6/1985 
Kalinin-2 WWER-1000 3/1987 
Kmelnitzki-1 Neteshin/Ukr WWER-1000 8/1988 
Nowo-Woronesch-5 Woronesch/Rus WWER-1000 2/1981 
Rowno-3 Kusnetsovsk/Ukr WWER-1000 5/1987 
Saporoschje-1 Energodar/Ukr WWER-1000 4/1985 
Saporoschje-2 WWER-1000 10/1985 
Saporoschje-3 WWER-1000 1/1987 
Saporoschje-4 WWER-1000 1/1988 
Saporoschje-5 WWER-1000 10/1989 
Südukraine-1 Konstantinovka/Ukr WWER-1000 10/1983 
Südukraine-2 WWER-1000 4/1985 
Südukraine-3 WWER-1000 12/1989 

Bjelojarsk-3 Swerdlowsk/Rus SNR-600 11/1981 
Dimitrowgrad-350 Shevchenko/Kas SNR-350 7/1973 

Bilibinsk-1 Bilibino/Rus EGP-12 1974 
Bilibinsk-2 EGP-12 1975 
Bilibinsk-3 EGP-12 1976 
Bilibinsk-4 EGP-12 1977 

Troitsk-4 Troitsk/Rus RBMK-100 1960 
Troitsk-5 RBMK-100 1961 
Troitsk-6 RBMK-100 1963 



FOr Ungarn wurde im Februardieses 
Jahres öffentlich, daß hier die französische 
Electricit6 de France (EDF) und die deut­
schenKonzernePreussen-EiektraundBayem­
werk Ober ein Atomkraftwerksprojekt verhan­
deln. Unter dem Namen .EurOf>'isches Pro­
jektfOrUngarn-wird hieran einem Programm 
zur Modernisierung der ungarischen Strom­
versorgung gearbeitet, das auch ~in neues 
Atomkraftwerk mit zwei Blöcken a 1 000 MW 
einschließen soll. (TAZ 4.2.92) Dieser Bau­
auftrag wäre dem 1990 von Siemens und 
Framatome SA gegrOndeten Gemeinschafts­
unternehmen NuclearPowerlnternationai(NPI) 
sicher. 

Überden Standdes Atomprogramms 
und den Fischzug der Siemens AG in der 
CSFR haben wir ja schon in früheren Ausga­
ben der .atom• ausfOhrlicher berichtet. (s. 
atom Nr. 35 u. 38) Das soll hiernicht nochmal 
wiederholt werden. Soviel ist k.lar. Die CSFR 
wird nicht nur zu einer Art ausgelagertem 
Standort für in Deutschland derzeit politisch 
nochnichtwiederdurchsetzbareAtomprojekte, 
sondemkann, vonweit darOberhinausgehender 
Bedeutung, als der derzeit am weitesten 
ausgebaut.e StOtzpunktder deutschen Atom­
industrie fOr die Expansion nach Osteuropa 
gelten. Daswirdvon Siemens auch ganz offen 
so ausgesprochen:. Von dort aus können wir 
zusammen mi t dem Stammhaus jedes 
Sanierungsvorhaben bei Kernkraftwerken im 
frOheren Ostblock angehen•, frohlockte Wulf 
BOrkle,leiterdes Geschäftsgebiets nukleare 
Energieerzeugung bei Siemens KWU nach 
dem EinkaufbelSkoda Energo. (Wirtschafts­
woche 13.3.92) 

Hier nur noch einige aktuelle Ergän­
zungen. Wurde nach dem Sturz der soziali ­
stischen Regierung im Spätherbst 1989 be­
züglich der ehrgeizigen Ausbaupläne in der 
Atomenergie zunächst eine .Denkpause• 

Htllt SfraO. Haftn-
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eingelegt, muß heute wohltestgestellt wer­
den, daß sich die Atomlobby mittlerweile auf 
ganzerUnie durchgesetzt hat. Die Pläne zum 
Ausbau der Atomenergie von einem Anteil 
an der Elektrizitätsproduktion von derzeitca. 
27 Prozent auf 50 Prozent sind wieder aufge­
nommen worden. Auf der Großbaustelle fOr 
dasAtomkraftwerkT emelinwirdweitergebaut. 
Mittlerweile hatauch derzweite Reaktordruck­
kessel, torden Block Temelin-2, die Baustel­
le erreicht. Die Errichtungweiterer Atomkraft­
werke nach der Jahrtausendwendewird be­
reits vorbereitet. Ein Consultinguntemehmen, 
dasmiteinerDurchfOhrbarkeitsstudiefOr diese 
Projekte beauftragt wurde, haterste Kontak­
te zu den Reaktorbaufirmen Siemens, 
Mitsubishi, ABB, WeslinghouseundFramatome 
aufgenommen.AismöglicherBaubeginnwurde 
dasJahr2006genannt.(BOrsenzeitung7.3.92) 

Zumindest eines der hieranvisierten Projek­
tedürftewahrscheinlich der Bau eines Hoch­
temperaturreaktors sein. Und da erhofft sich 
allen voran, wahrscheinlich nicht zu unrecht, 
Siemens, den Zuschlag zu bekommen. 

GUS - Gigantomanie for ever 

DerganzdickeBrockenfOrdieAtom­
industrie in Osteuropa istallerdings die GUS. 
Wobei auch hier gilt: Eine gesicherte Ein­
schätzung derweiteren Entwicklung der Atom­
energie in den GUS-Staaten ist zur Zeit wohl 
nur sehr begrenzt möglich. Und auch hier 
nicht nur, weil die entscheidenden Weichen­
stellungen erst auf dem WWG in Monehen 
fallen werden und hier noch Widersprache 
am Wirken sind. Auch in der GUS selbst ist 
in Anbetracht der ökonomischen Situation 
mehr offen als berechenbar. Schon zu Zeiten 
der noch bestehenden UdSSR waren Ein­
schätzungen aufgrundder chronischen Pro­
bleme bei der Nichterfüllung der PlAne, gera­
de auch beim Atomausbau, schwierig. Oie 
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und Industrie, Witali Konowalow, Projektieruno 
und Bau von AKWs im einer Größenordnung 
von 100.000 MW. 

Die letzten, noch zu UdSSR-Zeiten 
aufgestellten Ausbaupläne fOr den Zeitraum 
1991195 sahen die Inbetriebnahme zusätzli­
cher AKW-Kapazitlten von 7.000 MW vor. 
FOrelas Plan-Jahrtonft 199612000 sollten dann 
nochmal 12.600 MW angestrebt werden; fOr 
die zuvor gehegten Ausbaupläne waren das 
höchst bescheidene Zielvorgaben. Erst ab 
dem Jahr 2000 meinte manlfrau das Ausbau­
Tempo dann wieder stark erhöhen zu kön-

Tab.2: AKWs ln der GUS ln Bau {nach Reaktortypen gegliedert) 

Bezeichnung Standort Typ 
(geplant) 

Betriebsbeginn 

-------------------------
Balachowo-4 Saratov/Rus 
Balachowo-5 
Balachowo-6 
Bashklr-1 Agidei/Rus 
Bashkir-2 
Kalinin-3 Udomlya/Rus 
Kalinin-4 
Kmelnitzki-2 Neteshin/Ukr 
Kmelnitzki~3 
Kmelnitzki-4 
Kola-5 Murmansk/Rus 
Kola-6 
Kostroma-1 Buy/Rus 
Kostroma-2 
Rostow-1 Wolgodonsk/Rus 
Rostow-2 
Rostow-3 
Rostow-4 
Rowno-4 Kusnetsovsk/Ukr 
Saporoschje-6 Energodar/Ukr 
SOdukraine-4 Konstantinovka/Ukr 

Kursk-5 Ku.rsk/Rus 
lgnalina-3 Sniekus/lit 

Bjelojarsk-4 Swerdlowsk/Rus 
SOdural-1 Tscheljabinsk/Rus 

Plä.ne fOr den forcierten Ausbau der Atom­
energie waren bereits im PlanjahrfOnft 1981/ 
85 verfehlt worden. Und auch 1966/90 lag 
das Ausbauvolumen weit unter den - nach 
Tschernobyl deutlich zurOckgenommenen­
Zielvorgaben. Zudem entwickelte sich nach 
Tschernobyl in Ansitzen ein, wenn auch 
bescheidener und braver, erster. Widerstand" 
gegen die atomaren Planungen; insbeson­
dere dort, wo neue AKWsdirekt in Großstadt­
nähe den Menschen vor die Nase geklotzt 
werden sollten. So ruhten 1991, nach Anga­
ben des Ministers für Atomenergiewirtschaft 

WWER-1000 ? 
WWER-1000 ? 
WWER-1000 ? 
WWER-1000 ? 
WWER-1000 ? 
WWER-1000 1993 
WWER-1000 1996 
WWER-1000 1992 
WWER-1000 1993 
WWER-1000 1995 
WWER-1000 ? 
WWER-1000 ? 
WWER-1000 1996 
WWER-1000 1998 
WWER-1000 ? 
WWER-1000 ? 
WWER-1000 ? 
WWER-1000 ? 
WWER-1 000 1996 
WWER-1000 1992 
WWER-1000 1993 

RBMK-1000 ? 
offen ? 

SNR-800 1996 
SNR-800 ? 

nen und die Kapazitäten bis 2010 von den 
fOr's Jahr 2000 angestrebten 57.000 MW auf 
100.000 bis 150.000 MW zu verdoppeln bzw. 
knapp zu verdreifachen;womitmanlfrauschließ­
lichwiederbeiderursprünglichenGigantomanie 
angelangt wäre. 

Allein um die fOr das Jahr 2000 ange­
strebten 57.000 MW auch nur annähernd zu 
erreichen, mOßten alle zur Zeit noch in Bau 
befindlichen AKWs der UdSSR rechtzeitig 
bis zum Jahr 2000 fertiggestellt werden, ein­
schließlich derambitionierten BrOterprojekte. 
Undalle zurZeit in Betrieb beffndlichenAKWs, 
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natOrlich einschließlich aller RBMK-Reakto­
renvom T sc:hemobyi-Typ, aberauch einschließ­
lich der schrottigsten Uralt-Reaktoren vom 
Typ WWER-440 aus den 60er Jahren, mOB­
ten dazu mit durchgeschleppt werden. Wie 
und woher die dann noch bis zum Jahr 2010 
angestrebtenweiteren schlappen 50-100.000 
MW aus dem Boden gestampft werden soil­
ten, bleibt wohl fOr immer eines der uner­
grOndlichen Geheimnisse sowjetischer 
PlanungsbOrokratie. 

Nach dem Auseinanderbrechen der 
UdSSR stellt sich fOr die Republiken die 
energiepolitische Situation nun völlig neu; -
sollte manlfrau meinen. Was von der alten 
Gigantomanie in Sachen Atomenergie Ober­
lebt, bleibt allerdings offensichtlich auch 
weiterhineinegruselig spannende Frage. Ein 
neuer • Trend hin zum Verstlndnis der Not­
wendigkeit der Atomenergie• vor allem bei 
Entscheidungsträgem,darunterParlaments­
abgeordneten, wie ihn Witali Konowalowvier 
Jahre nach Tschernobyl bereits wieder auf­
kommen sah, scheintsich inderTatweiterzu 
verfestigen. hi einer ganzen Reihe von Ge­
bieten gibt es schon parlamentarische Be­
schlOsse fOr den Bau neuer AKWs. So in 
Woronesch, Kursk, Murmansk. Tscheljabinsk, 
Semipalalinsk und Ost-Kasaclistan. Diese 
BeschiOsse reichen toreinen Zu bau vonAKWs 
mit einer Gesamdeistung von 12.000 MW. 
(Nachrichten f Außenhandel 18.6.91) 

Während der Eröffnungssitzung der 
Jahrestagung Kerntechnik '92 im Mai dieses 
Jahres, hat der Stellvertreter des russischen 
MinistersforAtomenergieinMoskau,Sidorenko, 
jetzt erstmals eigene Zahlen fOr die Russi­
sche Föderation genannt: .Es sei zu erwar­
ten·. so der Stellvertretende Minister, .daB 
dieKemkraftwerksindsrRussischenFlkleration 
imJahr2booeineG8samtleistungbiszu25.000 
MW und im Jahr 2010 bis zu 43.000 MW 
h4tten. • (FAZ 6.5.92) 

Da von der projektierten Kapazitätder 
gegenwärtiginderehemaligen UdSSRinSelrieb 
und in Bau befindlichen AKWs, die sich auf 
insgesamtrund54.000MWhoc:hrechnenlä8t, 
·~ r-­
::.....J.._; 

60 Prozent an die Russische Föderalion fal­
len,und,wieobenschonausgefOhrt,diederzeit 
in Betrieb und Bau befindliche Kapazität 
ungefähr an das alte Planungsziel des Jah­
res 2000 heranreicht, lABt sich leicht ein 
Vergleich derbisherigen bOrokratischen Pla­
nungen zu den neuen marktwirtschaftliehen 
Zielsetzungen herstellen. (zu den Zahlen vgl. 
ET 10/91) Oie alte Planvorgabe beliefe sich, 
auf das Gebiet der Russischen Föderation 
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dieser Art hochgerechnet, auf rund 33.000 
MW. 

Angesichts der aktuell katastropha­
len ökonomischen Situation derGUS, miteiner 
nahezukollabierten technologisch-industriellen 
Struktur, hAlt sich- so muß wohl festgestellt 
werden-, die neue marktwirtschaftliche Ziel­
vorgabe von 25.000 MW, die immerhin auch 
noch einen Zubau von ca. 4-5.000 MW erfor­
dern wird (bei Durchschleppen aller WWER-
440 und RBMK-Reaktoren versteht sich), im 
Vergleich mit dem alten Planziel doch ganz 
beachtlich. Undauch die Zielvorgabe tordas 
Jahr 2010 mit einer Kapazitlt von 43.000 
MW bemOht sich, mit einer ungeflhren Ver­
doppelung der heutigen Kapazität, hart an 
den alten bOrokratischen Planvorstellungen 
dranzubleiben. Da wird die .invisible hand" 
neuer marktwlrtschafdicher • Vernunft• wohl 
schon eine besondere Handvoii.Wohlfahrt" 
Oberdernauen Nation ausschatten mOssen, 
damitdieserWunsch in ErfOIIung geht. Gruselig 
bleibt es also allemal. 

Vier modernisierte Reaktorlinien sol­
len Im atomenergetischen Gruselkabinett 
Rußlands in Zukunft weiterentwickelt wer­
den: Ein KKW-92 mit 1000 MW Leistung, das 
eine modernisierte Version des WWER-1 000 
in Saporoschje sein soll; ein Kernheizwerk 
des Typs AST 500, das nach Prinzipien der 
• inMrenten•SfcherheitkonzipiertinderNähe 
vongroBen Siedlungen errichtet werden soll; 
eine Weiterentwicklung der WWER-440 und 
1000 mit einer mittleren Leistung von 630 
MW; und auch die BrOtertechnologie soll 
weiterhin eine Zukunft haben. Das Ziel heißt 
hier, jetzt marktwirtschafdich geschult, ei­
nen .wettbewerbsflhigen• Brutreaktor zu 
entwickeln, der im Jahr 2010 gebaut werden 
soll. (FAZ 13.5.92) 

Was von all dem in der Zukunft ver­
wirklichtwerden wird, entscheidet sich heute 
allerdings wohl nicht mehr so sehr in Mos­
kau. sondern eher demnächst in Manchen, 
aufdem Weltwirtschaftsgipfel derGroßendieser 
Welt. Und zu denen gehört in Moskau heute 
ja wohl niemand mehr. 

Nachrüstungsdebatte 
Atomenergie· 

Konzepte und Programme 

Seit Ober einem Jahr wurde in den 
verschiedenstenGremiender imperialistischen 
Staaten an Studien fOr ein NachrOstungs­
programm der osteuropäischen AKWs gear­
beitet. Auf mehreren internationalen und 
nationalen Fachk.onferenzenwurden die Pro­
bleme dieses Mammutprojektes diskutiert. 
Mittlerweile sind die PlAne geschmiedet und 
in der Presse wird nach großen Worten ge­
sucht, mit denen sie publikumswirksam un­
ter die Leute gebracht werden können. Statt 
neues zu erfinden verlegte man/trau sich dabei 
auf altbewährtes. Heinz-Jürgen SchOrmann 
vom Handelsblatt prägte den Vergleich, .ein 
internationaler Impuls... der im Sinne des 
Marshallplans nach dem 2. Weltkrieg wirken 
mOBte•, sei nötig (HB 18.9.91), eineSprach­
regelung,dersichdieSPO-Bundestagsfrak1ion 
angeschlossen hat Ein .Energie-Marshallplan 
der EG fOr Osteuropa• sei gefordert. (FAZ 
27.3.92) Nur GAUweiler versuchte noch et­
was Abwechslung in die Debatte zu bringen, 
indemervoneinemneuen.Jahrhundertvertrag•, 
der hier anstände, lallte. (FR 16.3.92) Wir 
empfehlen alsSprachregelungAtommonopoly . 

lnteressantfOrdiesesimperialistische 
Atommonopoly ist nichtnurdie Zahl der Atom­
kraftwerke insgesamt, sondern wichtig ist 
darOberhinaus die AufschiOsselung dieser 
Gesamtstatistik nach Kraftwerkstypen, denn 
daran entscheidet sich, wo wieviel zu verdie­
nen ist; was stillzulegen ist, wo Ersatz zu 
schaffen ist, was zu sanieren ist und wo neu 
zu bauen Ist. Dabei ergibt sich fOr die GUS 
und das Obrige Osteuropa ein höchst unter­
schiedliches Bild. 

Der erste bedeutsame Unterschied: 
Die berüchtigten T schemobyi-Reaktoren, von 
der Typ-Bezeichnung RBMK, stehen nur in 
der GUS. Nach der jetzt beschlossenen end­
gOitigen Stillegtong der drei in Tschernobyl 



seit der Katastrophe von 1986 noch weiter­
betriebenen Blöcke 1-3 arbeiten mit diesem 
Reaktortyp heute noch 13AKWs in den Staaten 
der GUS. (Tab.1) Der zweite bedeutsame 
Unterschied: Die Atomprogramme der Obri­
gen osteuropäischen Staaten bauen haupt­
tächlich auf Reaktoren vom Typ WWER-440, 
von denen in der GUS nur noch ganze 8 Blök­
ke in Betrieb sind. Das Atomprogramm der 
GUS fußt neben den RBMK-Reaktoren schon 
vorwiegendauf dernächstfolgenden Reaktor­
generation vom Typ WWER-1 000 mit derzeit 
16 Reaktoren. (Tab.1) Bei den WWER-440 
ist im Detail nochmal zu differenzieren nach 
einer älteren Baureihe, mit der Zusatz­
bezeichnung W-230 aus den sechziger Jah­
ren, und einer in den siebziger Jahren mo­
dernisierten Baureihe mit der Zusatz­
bezeichnung W-213. Beide Typen sind von 
der UdSSR in die osteuropäischen Staaten 
exportiert worden. Welcher Typ wo steht, ist 
schlicht eine Frage der Zeit, in der die Reak­
toren gebaut wurden. 

BeidenindenGremienderimperialis­
tischen Staaten erarbeiteten Konzepten fOr 
die Nachrostuno dieser AKWs lassen sich 
zwei Schienen deutlich voneinander abgren­
zen, stehen dabei aber nicht im Widerspruch 
zueinander: 
• Auf der einen Seite steht das sogenannte 
PHARE-Programm (Pologne, Hongrie 
Assistance et Reconstruction Economique), 
das von der EG in enger Kooperation mit der 
AtomkraftbetreiberorganlsationWANO(Wortd 
Association of NuclearOperators) konzipiert 
wurde und sich insbesondere auf die Nach­
rOstung von WWER-440/230, aber auch auf 
eine Nachbesserung der .nuklearen Sicher­
heit" der RBMK-Reaktoren, konzentriert. (s. 

atw 4/91 u. ET 4/92) 
• Aufderanderen Seite stehtein weitdarOber­
hinausweisendes umfassendes NachrOstungs­
programm, das insbesondere von der Bun­
desregierung, offensichtlich in enger Zusam­
menarbeitmitden Reaktorbauern der Siemens, 
gepuscht wird. ln diesem Programm gelten 
die RBMK-Reaktoren, wie auch die Reakto­
ren der WWER-440-Serie älterer Bauart (Typ 
W-230), als nicht nachrOstbar. 

Das steht nur scheinbar im Wider­
spruch zum PHARE-Programm und wird le­
diglich einer - mehr oder weniger zu Recht -
fOr dumm gehaltenen Öffentlichkeit vom 
Bundesumweltminister Töpfer so verkauft. 
Wenndieserimmerwiedermalpublicity-trächtig 

Osteuropa 

mit der Forderung auftritt, diese Reaktoren ~-...-~.-. 
mOßten im grunde· sofort abgeschaltet wer­
den, meint er nur, sie mOßten durch andere 
Reaktoren neuerar Bauart - WWER-1000, 
bzw. West-AKWs -,ersetzt werden. Konkret 
beteiligt sich derzeit aber auch die Bundes­
regierung noch selbst an dem Programm von 
WANO und EG. Seit Dezember 1991 mit230 
Mio DM auf den Weg gebracht, wird in die­
sem Programm zur Zeit konzentriert an der 
NachrOstung der Uralt-Schrottreaktoren im 
bulgarischen Kosloduj gearbeitet. Die Ersatz­
teile kommen aus den bauartgleichen Reak­
toren von Greifswald. Sie wurden unentgelt­
lich von der deutschen Bundesregierung zur 
Vertagung gestellt und werden von Spezia­
listen aus Greifswald zur Zeit in Kosloduj 
eingebaut; in Reaktoren, die nach den 
großmäuligen Verlautbarungen Töpfers n~e 
wieder ans Netz gehen sollten. (ET 4/92) Etn 
Bundesminister mit Sinn fOr SchildbOrger­
streiche, oder wozu das ganze? 

Am 24. Januar dieses Jahres legte 
die Bundesregierung ihre Vorschläge fOr ein 
NachrOstungsprogramm der AKWs in Ost­
europa vor. Inderanschließenden parlamen­
tarischen Debatte darum hatte die SP D dem. 
außer ein Gefasel von einem .Energie­
Marshallplan fOr Osteuropa•, mit dem .lang­
fristig" der Ausstieg aus der Atomenergie 
vorbereitet werden sollte, nichts entgegen­
zusetzen . Aufmerksam wurde in der FAZ zur 
Kenntnis genommen, daß sich diesmal auch 

.derumweltpolitischeSprecherderFDP-Frak­
tion Baum, der sich energiepolitisch bisher 
eher als Kernenergie-Gegner zu erkennen 
gegeben hatte• vehement an die Seite Töp­
fers stellte. (FAZ 25. 1.92) 

Das Programm wurde offensichtlich 
seit Ober einem Jahr im Brain-Trust der Bun­
desregierung, in der .Stiftung Wissenschaft 
und Politik"in Ebenhausen, vorbereitet. Be­
reits am 3. bis 5. Juli 1991 fand dort eine 

Fachtagung gemeinsam mit dem .Institut fOr 
Europa•aus Moskau, zum Thema .Europlli­
sche Energiepolitik unddie Sowjetunion"statt, 
zu dem, wieein Tagungsbericht in den .Energie­
wirtschaftlichen Tagesfragen• informiert, .ein 
handverlesener Kreis aus Politik, Admi­
nistration, Energiewirtschaftund Wissenschaft 
der Sowjetunion und Deutschlands"geladen 
war. (ET 10/91) 

Das Programm, das letztlich zusam­
men-gezimmert wurde, differenziertnach den 
4 Reaktortypen in Osteuropa, und läßt sich 
wie folgt zusammenfassen: 
• FOr die RBMK-Reaktoren erweise sich ein 
.wirtschaftlich vertretbares NachrOstkonzept• 
als schwierig; sie mOßten stillgelegt und 
anderweitig ersetzt werden. 
• Bei der ersten Generation der WWER-440-
Reaktoren scheine .ein befristeter Weiter­
betrieb auf der Basis bpgrenzter Ertach­
tigungsma8nahmen• möglich. Die Schätz­
kosten lägen hier bei 75 bis 80 Mio DM. 
• Die zweite Generation der WWER-440-
Reaktoren seien bei Schätzkosten von 250-
300 Mio. DM pro Reaktor nachrOstbar. 

• Die WWER-1000-Reaktoren könnten .auf 
westlicherSicherheitsniveauertOchtigt"Werden, 
wobei sich Schätzkosten von 160 bis 200 
Mio. DM ergäben. (atw 2/92) 

Abgewickeltwerden sollten die Nach­
rüstungen in einem Stufenprogramm Ober 5 
Jahre. Die Gesamtkosten für diese erste 
Sanierungsphase werden von der Bundes­
regierung, Obereinstimmend mitden Berech­
nungen der Siemens, auf 12 bis 15 Mrd. DM 
geschätzt, wobei rund 4 Mrd DM auf die aus 
dem Westen kommende Meß- und Leittechnik 
entfielen und vo·n den Ländern Osteuropas in 
Devisen aufgebracht werden mOßten. Star­
ke Abweichungenergeben sich beiden Schät­
zungen, wenn Ober diese erste Sanierungs­
phase hinaus die Kosten des Gesamtnach­
rOstungsprogramms, in dasauch Stillegungen 
und Ersatzbautenvon Kraftwerken einzurech­
nen sind, abgeschätzt werden. Hier werden 
Zahlen in Größenordnungen von 20, bis 50, 
bis 100 Mrd DM gehandelt. Es fiel aber auch 
schon mal das Wort .eine Billion"( Gauweiler). 
(FR 16.3.92) 

Das sind Programme einer Größen­
ordnung, die von den osteuropäischen Län­
dern nicht nur in der derzeitigen ökonomi­
schen Verfassung unmöglich zu finanzieren 
sind. Das war von Anfang an klar. Sie Ober­
steigen auch die Möglichkeiten einzelner 
imperialistischer Staaten. Im .Handelsblatt• 
wurde so denn auch schon im September 
letzten Jahres .ein westliches Hilfsprogramm 
mit einer einigermaßen ausgewogenen Ver­
teilung der Lasten auf die westeurop~ischen 
Volkswirtschaften, aber auch auf die USA 
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undJapan"gefordert. (HB 18.9.91) Ftnanzierung 
hei ßt dabei natOrlich nicht , daß die 
imperialistischen Staaten vor haben die .Sa­
nierung• zu bezahlen . • Die Last der Sanie­
rung•, so machte auch Töpfer von Anfang an 
klar, .sollen die Betreiber, also unsere 6stli­
chen Nachbarn tragen. • Er gehe .such hier 
vom Verursacherprinzip" aus. (FAZ 5.2.92) 
Oie Frage, um die es nur geht, lautet: wer 
stelltdie Kredite bereit. Ein durchaus kniffliges 
Problem, denn kein Imperialistfinanziertgerne 
die Profite der Konzerne des Anderen. Und 
das wissen alle: die Aussichten auf Profite 
sind hiertordie Deutschen, allen voran Siemens 
am größten. 

Die Deutsche Atom-Initiative 
zum WWG - oder wie landet 

man einen Coup 

Bereits im FebruarkOndigte Töpfer in 
einem Interview mit der .Hannoverschen 
Allgemeinen• eine Initiative der Bundesre­
gierung torein international zu koordinieren­
des NachrOstungsprogramm der ost­
europAischenAKWsaufdemWeltwirtsehafts­
gipfel im Juli in MOnehen an. (FAZ 19.2.92) 
Doch der Funke wollte nicht Oberspringen. 
So sehr auch die .Interessen aller Industrie­
staaten• beschworen wurden (das .unter 
Sicherheitsaspekten schw~chste Glied", so 
die RWE, könne .ober die Zukunft der Sli::. 
üJ1lliUl Kernenergienutzung entscheiden1. 
sosehrauch selbsthartgesottene Atommanager 
anfingen,AKWs(sei'sauc:hnurinOsteuropa) 
als .tickende Zeitbomben• zu brandmarken. 
oder eine .nukleare Risikogemeinschatr• 
entdeckt wurde, die um eine .finanzielle 
Sicherheitspartnerschah" zu erglnzen sei, 
die Stimmung gegenOber dem deutschen 
Drängen blieb eisig. Am 13. Mlrz titelte die 
.Wirtschaftswoche" schon verzweifelt: .Die 
Sanierung der osteuropiJischen Atommeiler 
stockt. Deutsche Konzerne (Drehten um ihr 
GeschiJft • 

Angesichts solch drohender Gefahr 
sah sich nach dem Bundes- schließlich auch 
nochderBayrischeUmweltministerGAUweiler 
gezwungen, einzugreifen- ob unterstOtzend, 
oder kontraproduktiv, bleibt allerdings wohl 
eher die Frage. PersOnlieh vom russischen 
Prlsidenten Jelzin nach Moakau eingeladen, 
.um mit Ihm Ober die Versorgung der Bev61-
kerung mit Atomstrom zu sprechen•, brachte 
erdie mOhaamaufintemalionale Ebenegehievte 
Angelegenheit wieder auf europäisches NI­
veau und damit letztlich auf den Kern: auf 
deutsches Interesse. Sein Vorschlag laute­
te: Radikaler Ersatz der 16 auf dem Gebiet 
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der ehemaligen Sowjetunion betriebenen 
Tschernobyl-Reaktoren vom Typ RBMKdurch 
Neubau von Atomkraftwerken nach westli­
chen Sicherheitsstandards durch .lmll: 
europ4jschg Firmenkonsortien". Das ganze. 
so GAUweiler, werde SO bis 60 Milliarden 
Mark kosten . • Die Finanzierung mOsse durch 
Beteiligung der dgutschga Firmen so GUS­
Energieunternehmen und an dBren Gewin­
nen abgesichert werden. • Das gebe .ein 
berechenbares Geschlf,. und fOr die Men­
scheninderGUSAtbeitdurch.,eingigantisches 
wirtschsft/icheslnvestitionsprogramm•. (FR 
16.3.92) So einfach macht sich also die Sa­
che von Bayern aus. 

Am 25. Mlrz kam die, von Töpferei­
gentlich erst fOr den Weltwirtschaftsgipfel 
angekOndigte,lnitiativederBundesregierung 
schließlich doch schon vorzeitig. Der Auslö­
ser war der in der Nacht zuvor gemeldete 
erneute schwere Unfall im russischen Atom­
kraftwerkSosnovy Borbei Leningrad, beidem 
die Erinnerung an T schemobylplötzlich hautnah 
nocheinmal spOrbar wurde. Mit dem Unfall 
wehte den Deutschendiesmal nichtder .Mantel 
der Geschichte", sondern .ein Winkdes Schicl<­
ss/s"um die Nase. Auch dieser wurde ergrif­
fen; die .Gunst• der Stunde prompt genutzt, 
einerWeit in Schrecken die eigene Botschaft 
möglichst eindringlich zu Obermitteln. 

Gefordert wurde jetzt, daß das The­
ma Atomenergie bei den Gipfelgesprächen 
Ober die Lage der GUS zum Schwgrounkt-
1hmll4 der Beratungen• gemacht worde und 
umfassend.ein Energieprogramm vereinbart 
werden mOsse• . • Nur durch eine internatio­
asleKoordnieruagvoofiaaaziellen,personelen 
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undtechnischen HilfsmsBnahmen k6nne die 
Energiekrise dieser Staaten gemildert und 
sp4tsrauchDbefwundenwerden. "(FAZ26.3.92) 
FOr die Finanz.ierung wurde in diesem Zu­
sammenhang die oftmals gehandelte Variante 
Investitionen gegen Stromlieferungen tOrdie 
GUS-Staaten verworfen. Oie Absage kamdabei 
ausgerechnetvom Vorstandsvorsitzenden des 
Bayernwerkes, Holzer, der genau diese 
Finanzierungsform fOr die Kooperation sei­
nes Unternehmens mit dem Elektrizltlts­
verbundunternehmen der CSFR, Slovensk6 
EnergetickPodniky(SEP), u.a.zurF!naOZierung 
des We4tsrbausdesAKWMochoYceeingefAdelt 
hatte: • Westliche Partner, die ihre Mit­
finanzierung an ostfiUro~ischen Kraftwer­
ken durch Gegenlieferungen von Strom aus­
gleichen wollten• so Holzer, .mOSten sich 
darOber Im klaren sein, daB auf lange Sicht 
nichtsovle/StromnachWestenverkauftwerden 
k6nne, wie K.pital gebraucht werde. · (FAZ 
26.3.92) Oie FAZ sekundierte der Initiative in 
bewAhrter Manier, indem sie die Spalten ih­
res Wirtschaftsteils dem EbenhaÜsener 
Institutsdirektors Michael StOrmer fOr einen 
LeitkommentarunterdemdoppelbOdigenTitel 
.UnserSebstintsresseimOsten"öffnete.(FAZ 
26.3.92) 

Mitder Initiative kam der Optimismus 
zurOck. An den deutschen BOrsen wurden 
.mit Blick auf den enormen Sanierungsbedarf 
osteurop4lscherKemlcraltwerks"promptwieder 
.Kraftwerk&ssniflrerempfohlen". ln der Emp­
fehlung der OG-Bank heißt es dabei ganz 
unverblümt: .Der gr68te Teil der Auftr~ge 
werde - weil von Deutschland maßgeblich 
finanziert (was sich noch erst zeigen wird; 
r.k.) -andeutscheUnternehmengehen.Anleger 
sollten an den Kraftwerksbauer KWU den­
ken, eine Tochtergesellschaft der Siemens 
AG. Nutzn/eBer der Entwicklung seien ne­
ben Siemens aber auch Deutsche Babcock 
(Ke~selbau), KSB(Pumpen), Lurgi, KHDund 
die Hoechst-Tochtergesellschaft Uhde (An­
lagenbauundVerfshrenstschnik. "(FAZ~.4.92) 

Am 10. April standdas Themaaufder 
Tagesordnung des Europaparlaments. Das 
ErgebnlswarelneEntscheidungganzimSinne 
der deutschen Initiative. Oie EG wurde auf­
gefordert .mehr Mittel als bisher zur Verbes­
serung der Sicherheit der Atomanla.gen in 
derehemaligenSowjewnionbereitzustellen", 



wobei es gleichzeitig einen ROffel tordie EG­
eigene Initiative - das PHARE-Programm -
gab. Die Gemeinschaft sollte ihre Anstren­
gungen .auf jene Anlagen konzentrieren, bfli 
denen ein den westlichen Normftn vergleich­
barer Sicherheitsstandard zu erreichen sei". 
(T AZ 11.4. 92) Mit diesem Anspruch verkauft 
sich ·das NachrOstungsprogramm, das von 
der Bundesregierung vorgelegt wurde. 

Alsderwohl bedeutendste Durchbruch 
fOr die deutsche Atominitiative ist aber wohl 
eineEntscheidungzuwerten,dieam 14.April 
auf der zweitlgigen Jahreskonferenz der 
Osteuropa-Bank in Budapest fiel. Jacques 
Attali, der Chef der Bank, Oberfiel den 
Gouverneurs-Rat der Bank mit der - wie es 
hieß - .etwas Oberraschenden Vorlage": Bei 
der Bank solle ein .Sonderfond"eingerichtet 
werden, der Ober die Gewährung von Vor­
zugskrediten seine Minel zur Sanierung der 
AtomkraftwerkeOsteuropas und der Umwelt, 

wie zum Aufbau der Intrastruktur und zur 
Konversion derROstungsindustrieOsteuropas 
einsetze. Der etwas Oberrumpelte Gou­
verneursrat hat ein .unverbindliches Man­
dat" zur PrOfung des geforderten Sonder­
fonds erteilt. Theo Waigel, der als Bundes­
finanzminister an der Jahreskonferenz der 
Bank teilnahm, erklArte sofort die BefOrwor­
tung des Projektes durch die Bundesregie­
rung . .Zur Verbesserung der Kernreaktor­
sicherheit in den osteuropjischen Reform­
staaten sollten bei der Europlisehen Bank 
fOrWiederaufbauundEntwicklung(Osteuropa­
Bank) bflsondere Bedingungen fOr de Kredit­
aufnahme geschaffen werden." DarOberhin­
aus konnte Waigel gleich betonen: .Außer­
dem bBfOrwortet sie (die Bundesregierung; 
r.k.) bilaterale technische HUfsprojekte in 
Zusammenarbeitmitder Bank. "(FAZ 15.4.92) 
Es IlSt sich wohl nur schwer der Eindruck 
verwischen, daßaDeseinwenigwieeindeutsch­
franzOsischerÜberraschungscoupaussieht; 
der beiden Staaten, die die grOBten Interes­
sen in Osteuropa haben. Frankreich ist nach 
den Deutschenmitihren Konzernen Framatome 
und EdFjaebenfalls rege im OsteuropAischen 

AtomgasehAft engagiert. FOr den weiteren 
Gang der Dinge ist Waigel jetzt auch noch 

bestens positioniert. Am Schlußtag der Kon­
ferenz wurde er .,in Nachfolfl• saifHJs hoiMII­
dischen Amtskollegen Wlm Kok zum neuen 
Vorsitzenden des Gouverneursrates der 
Osteuropa-Bank gewlhlt". (FAZ 15.4 .92) 

Imperialistische Widersprü­
che in der Ananzlerungsfrage 

Ungeteilte Zustimmung wollte bei der 
Banker-TagungzudiesemOberraschungsooup 
nicht aufkommen. Oie Reaktion der G-7-
Mitgliedsllnder als Hauptfinanziers der Bank 
war; wie die FAZ berichten mußte, sogar 
.mehrheitlich negativ". Insbesondere die bri­
tische und die amerikanlsche o,Jegation 
wandten sich in Stellungnahmen gegen die-

se.SchaffungeinesgesondertenSpezjalfonds 
mit Vorzugskrediten •. Oie britische Delegierte 
soll in ihrem Vortrag wissen lassen haben, 
.daß ihre Regierung die Rolle der Bank strikt 
in regional ausgewogener 'Hiffe zur Selbst­
hilfe'undinderSchaffungoptimalerRahmen­
bsdingungen fOr die Entwicklung der Privat­
initiative•slhe. Deramerikanjsche Vertreter 
soll die PlAne Attalis schon am Vortag ent­
schieden zurOckgewiesen haben. Sein Stell­
vertreter, derUnterstaatssekretArlm Schatz­
ministerium David Mulford, meinte in seinem 
Statement .daß man mit Investitionen in die 
Konversion von ROstungsuntemehmen eine 
Menge Geldverlieren werde. "(FAZ 15.4.92) 

Mittlerweile soll Großbritannien dem 
VorstoBder Bundesregierung Im Vorfelddes 
MOnchenerGipfels in allgemeiner Form .wach­
sende Zustimmung•entgegenbringen;- was 
immer das fOr die Finanzierungsfrage hei­
ßen mag. Neben Frankreich sei unter den 
europlischen Staaten auch Belgien positiv 
gestimmt Außereuroplisch glbe es Zustim­
mung aus Kanada und nach dem Besuch 
UmweltministerT Opfers im April in Tokio jetzt 
auch aus Japan . .Der gr6ßte Unsicherheits-

Osteuropa 

faktor•, so die .Welt" • .heißt Washington. • 
Aber auch hier erwarte man, .daß die USA 
nichtbBides- ErdgipfelinRioundWirtschafts­
gipfel in MOnehen- durch ihre starre Haltung 
platzen /a~&en wollen. •(Welt 27.4.92) 

Seit dem 1. Mai ist klar, daß vom 
MOnchener Gipfel irgendeine Initiative zur 
NachrOstung derosteuroplischen Atomkraft­
werke ausgehen wird, denn seit diesem Tag 
arbeitet eine von den .Sherpas• der Gipfel­
teilnehmer eingesetzte .G-7-Arbeitsgruppe 
fOr das Nulclearprogramm•. Auf dem Außen­
ministertreffen am 24. Mai in üssabon wurde 
esnodleinmal bestltigt. Die Hauptsc:hwiel igkeit 
fOr die Einigung auf ein gemeinsames Pro­
gramm dOrfte dabei wohl weiterhin in der 
Finanzierung liegen. 

Mitdem Beschluß zur Einsetzung einer 
.G-7-Arbeitsgruppe"hane die Bundesregie­
rung ein bei dem Essener Professor Oieter 
Schmltt in Auftrag gegebenes Finan­
zierungskonzept aus der Tasche gezogen, 
das einen Zuschu8- und einen Kredit­
programmmteil enthAlt (Welt 27.4.92) Mit 
denZuschOssenvon 1,5bis2,5 Mrd DM sollen 
vor allem Sofortmaßnahmen fOr FrOhwarn­
systeme und Reaktorsicherheit finanziert 
werden. Das Kreditprogramm zielt auf die 
Einschaltung der Osteuropa-Bank, die mit 
der Europlisehen Investitionsbankin Luxem­
burg kooperieren könne. Da die Weltbank 
keine Nuklearprogrammme finanziert, kOn­
ne sie nur bei der Finanzierung von konven­
tionellen Ersatzkraftwerken fOr die stillzu­
legenden Reaktoren vom Tschernobyl-Typ 
h•rangezogenwerden. Der Ietzt• Stand: Die 
.G-7-Arbflitsgrupp~~•soiJ torden Gipfeleinen 
.FOnfstufen-Vorschlag"erarbeitethaben. Der 
sieht fOr kurzfristige Hilfen bisher die Ein­
richtungeines Fonds von 700 Mio. Dollar vor. 
Der Streit um die Rolle der Osteuropa-Bank 
ist noch nicht ausgetragen. GegenOberdem 
deutschen und franzOslschen Dringen auf 
Einschaltung der Bank bestehen Japan, die 
Vereinigten Staaten und Kanada weiterhin 
auf bilaterale Hilfen. (FAZ 9.6.92) 
Atommonopoly hat erst begonnen. 

r.karaten 

Alle Fotos: P. Zinvnermann 
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Osteuropa 

Zwischen Energiekrise 
und Super-GAU 

Die russische Regierung hat entschieden, weiter­
hin Kernkraftwerke bauen zu lassen, obwohl ihre 

Sicherheit weltweit angezweifelt wird ! 

Sosnowy Bor bel St . Pete1'8burg: Der Spuk wöhrte zweieinhalb Sekunden - eine nukleare Ewigkeit 
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Anmerkung der "atom-Redaktlon": 
Der folgende Artikelerschien ln der 
Juni-Ausgabe der "Moskau-News". 
Wir drucken den Artikel hier nach, 
ohne mitallenseinen Aussagenund 
Einschätzungen übereinzustimmen. 
Insbesonderedie Elnschätzung,daß 
"der Westen" fordere "belnabe alle 
Kernkraftwerke(KKW)zuschlleßen" 
und "keinen SpielraumfOrToleranz" 
habe, können wir so nicht teilen. 
Wir können das nur als eine "taktl· 
sehe" Aussage begreifen, die sich 
der, aus eigenen atompolitischen 
Interessen begründeten WidersprO· 
ehe "des Westens", Im Sinne und 
aus einer besonderen atom· 
kritischen Position gegenOber der 
russischen Regierung bedient. Aber 
auch als solchermaßen "taktisch" 
zu bewertende Aussage müßten wir 
sie kritisieren. Der Artikel liefert 
nichtsdestotrotz eine ganze Rei­
he Interessanter Informationen Im 
Detail, die wir unseren kritischen 
Leserinnen nicht vorenthalten wo II· 
ten. 

Jegor Gaidar, Erster Vize-llinisterpräsl~ 
dent der russischen Regierung, hat be· 
relts am 26.11irz 1992 eine sensationelle 
Verordnung unterzeichnet. Aufgrund die· 
serVerordnungwurdedleErrlchtungneuer 
Kernkraftwerkeln Rußland schon Im April 
wieder aufgenommen. Die Bauarbeiten 
waren nach dem Tschernobyl-Unglück 
angeslchts der Protestkundgebungen der 
Öffentlichkelt eingestellt worden. 

Gaidarscheintderverwegendstehoch­
rangierte Beamte der Perestroika-Zeitzu sein. 
Das, was er geleistet hat, hätten seinerzeit 
Ryschkow, Pawlow Silajew oder selbst 
Gorbatschow in seiner Blütezeit nicht einmal 
gewagt, da die sozialen Folgen dieser Ent­
scheidungen unvorhersagbar gewesen wä­
ren. Der Erste Vize-Ministerpräsident hatsich 

dennoch zu dieser Maßnahme entschlossen. 
Das bedeutet, daß er etwas weiß, was uns 
nicht bekannt ist, nämlich das tatsächliche 
Ausmaß der näherrückenden Energiekrise. 

Die Entscheidung, die im Vorfeld des 
6. Jahrestages des Tschernobyl-Unglücks 
getroffen wurde, wirkt nach dem jüngsten 
Unfall in dem Atomkraftwerk bei Petarsburg 
besonders riskant und stellt eine Herausfor­
derungdar. Der Westen, derhierkeinen Spiel­
raum für Toleranz mehr hat, fordert, beinahe 
alle Kernkraftwerke (KKW) in der Ex-UdSSR 
zu schließen, da jedes dieser Kraftwerke eine 
Bedrohung darstellt, die selbst mitder militä­
rischen Bedrohung keinen Vergleich aushal­
te. (siehe Anmerkung der .atom•-Redaktion) 
Diese Forderungen sind nicht unbegründet. 

MN liegen Angaben aus sachverstän­
diger Quelle vor, die besagen, daß Viktor 
Michailow, Minister für Atomenergie, nach 
dem Unfall bei St. Petersburg angeordnet 
hatte, alle russischen nuklearen Kraftwerke 

nach jenem Defekt zu überprüfen, der zu dem 
Versagen in Patersburg führte. Bereits die 
ersten Prüfungsergebnisse schockierten sogar 
erfahrene Fachleute. So gut wie alle Ober­
prüften Kernkraftwerke, die mit RBMK-Re­
aktoren ausgestattet sind, weisen den ge­
nannten Defekt auf. Nach der Prüfung von 
Absperr- und Regelventilen im 1. Block des 
Kraftwerks in Kursk hat sich herausgestellt, 
daß 17 von je 20 Ventilen in kritischem Zu­
stand sind. Das gleiche Bild wurde auch in 
anderen nuklearen Kraftwerken festgestellt. 
lndiesem ZusammenhangwurdendieserTage 
in den Atomkraftwerken von Patersburg und 
Kursk sechs von insgesamt 11 auf dem Ter­
ritorium Rußlandsarbeitenden RBMK-Energie­
blöcken mit einer Leistung von je 1 Million 
Kilowattstunden stillgelegt. Geschlossen sind 
auch die verbliebenen drei Blöcke von 
Tschernobyl. Die Absperr- und Regelventile 
müssen umgehendausgetauschtwerden. Aber 
dievorläufigen Berechnungen beweisen, daß 
neue Ventile bestenfalls in 13 Monaten her­
gestellt werden können. Die entstandene 
Sachlage stellt eine Katastrophe dar, da die 
Blöcke nur bis zum Wintereinbruch stillste­
hen können. Eine schöne Perspektive: Ent­
weder erfrieren oder auf einem Vulkan le­
ben. Aber das ist die Realität. 

Das ist der düstere Hintergrund für 
Gaidars Entscheidung, die auf Eis gelegten 
Objekteweiterbauen zu lassen. Abergibt es 
eine Wahl? Das Kernkraftwerk in Armenien 
deckte früher 40 Prozent des Strombedarfs 
dieser Republik und exportierte Strom auch 
in alle anderen transkaukasischen Länder. 
Nach dem Tschernobyl-Unglück wurde es 
vorläufig abgeschaltet, da sich damals eine 
Energiekrise nicht einmal abzeichnete. Heu­
te liegt das Stromdefizit in Armeoien bei 20 
Prozent. Der Ministerrat Armeniens ersuch­
tedas Ministerium für AtomenergetikundAtom­
industrie der UdSSR vor einem Jahr, das 
Kraftwerk wieder in Betrieb zu setzen. Die 
Spezialisten prüften das Problem gründlich 
und gelangten zu der Schlußfolgerung, daß 
der Bitte nicht stattgegeben werden kann. 
Zunächsteinmal hatArmenien dieinzwischen 
unrentablen Ausrüstungen teilweise verkauft, 
und das, was übrig blieb, ist einfach gestoh­
len worden. Zudem sind die Fachkräfte aus­
gereist und wollen um keinen Preis zurück­
kommen. Schließlich war aber die Überle­
gung entscheidend, daß sich Armenien dem­
nächst in eine Kriegszone verwandeln wird: 
Ein Kernkraftwerk ist unter diesen Verhält­
nissen ein Pulverfaß. 

Auch Litauen bat das Ministerium für 
Atomenergetik, sein Atomkraftwerk wieder 
in Betrieb zu setzen, aber diese Bitte wurde 
ebenso abgelehnt. 

ln Rußland hat sich eine kritische 
Situation ausgestaltet. Es fehlt an Strom im 
Süden, im Fernen Osten und in Dutzenden 
russischen Gebieten. 1986 hatte das Land 
2,5 Prozent Energiereserve, von der heute 
nicht mehr die Rede sein kann. Zum Ver-

Osteuropa 

gleich: Die Energiereserve der USA beträgt 
27 und die Frankreichs 12 Prozent. 

Nach dem schon Anfang der achtziger 
Jahre aufgestellten Entwicklungsplan für 
Atomenergie sollten die Atomkraftwerke der 
UdSSR vier Billionen Kilowattstunden im Jahr 
liefern. Nach dem Gaidar-Pian beläuft sich 
dieser Wert bestenfalls auf zehn Millionen 
Kilowattstunden. Wenn die Maßnahmen des 
Ersten Vize-Ministerpräsidenten erfüllt wer­
den, dann werden 
- im Kernkraftwerk Smolensk .planmäßige 
Arbeiten, darunter ... Arbeiten an einer Lager­
stätte für radioaktive Abfallstoffe beendet, 
die in diesem Jahr in Betrieb genommen wird", 

- im Kernkraftwerk Balakowo .planmäßige 
Arbeiten beendet, nach denen 1992 der vier­
te Energieblock mit einer Leistungsfähigkeit 
von 1 Million Kilowatt in Betrieb genommen 
wird", 
- im Kernkraftwerk Kalinin .erforderliche 
Vorarbeiten fortgesetzt, um 1994 den dritten 
1-Million-Kilowatt-Energieblock in Betrieb zu 
nehmen, undArbeiten am Kernkraftwerkins­
gesamt beendet•, 
- im Kernkraftwerk Kursk .erforderliche Vor­
arbeiten fortgesetzt, um 1994 den fOnften 1-
Mi//ion-Kilowatt-Energieblock (RBMK-8/ock 
- A.K.} in Betrieb zu nehmen, und Arbeiten 
am Kraftwerk insgesamt beendet•, 
-alte Reaktoren in einigen Atomkraftwerken 
-in Bilibino, auf der Halbinsel Kola (KKW-2), 
in Woronesch (KKW-2) -gegen neue Reak­
toren vom Typ WWER-1 000 undATU-32aus­
getauscht.AIIe Kernkraftwerkewurden in Ru B­
land konzipiert. 

Zwei nukleare Kraftwerke- in Kostroma 
und im Fernen Osten - sind inzwischen nur 
eingeplant worden. Zwei stillgelegte Kraft­
werke, in Tatarien und Baschkirien, werden 
in Gaidars Verordnung gar nicht erwähnt. 
Das ist vermutlich eher auf politische Be­
weggründe zurückzuführen. Aber auch die 
aufgeführten Kernkraftwerke genügen, um 
sich den Kopf Ober die Finanzierungsquellen 
zu zerbrechen. 

FOr das erste Quartal sah das Mini­
sterium für Atomenergetik mindestens 20 
Milliarden Rubel vor. Die Experten bewerten 
allerdings diesen Betrag auf das 4-bis 5fache 
höher, da in diesem Fall das alte eingeübte 
Verfahren der Bürokratie verwendetwird: Zu­
nächst einmal wird ein bescheidener Betrag 
genannt, nachderZusagewirddaMdas Finanz­
ministerium wie eine Kuh nach eigenem Be­
darf gemolken. 

Die Atom-Spezialisten werden es in 
diesem Jahr vermutlich leichter, als vor zwei 
oder drei Jahren haben. Den Einwohnern von 
Kostromabeispielsweisewirddargelegt, daß 
sie mit Strom entweder kostenlos oder spott­
billig versorgt werden können. Nochvor ei­
nem Jahr hätte diese Argumentation keine 
Wirkung erzielt. Heute kann man allerdings 
damitzahlreiche Einwohnerüberzeugen.lhnen 
wird suggeriert, daß die Energiekrise um sie 
einen Bogen schlagen wird, im Gebiet neue 
Straßen verlegt und Gewerbesteuern des 
Kraftwerks an den Haushalt des Gebiets ab­
geführt werden. Die Menschen werden zu­
stimmen, da sie keine Wahl haben. Eben so 
wie Gaidar keine Wahl hatte. 

ANDREJ KOLESNIKOW 
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Wir bomben weiter! 
Einseitiges Atomwaffentestmoratorium 

der ehemaligen UdSSR läuft aus 
An 5 verschiedenen Orten der 

Welt befinden sich die Testgeblete, 
an denen die Atommächte Ihre 
Nuklearwaffen unterirdisch testen 
können. Zwei dieser Testgebiete lie­
gen ln der ehemaligen UdSSR. Doch 
an diesen Orten, in Semlpalatlnsk 
{Kasachstan) und Nowaja Semlja{Nord­
Rußland)ruhen derzeit die Versuche. 
Der vor allem auf kasachischem Ge­
biet aktiven Antitestbewegung 
"Nevada-Semipalatinsk" ist es unter 
FOhrung des Vorsitzenden des 
kasachischen Schriftstellerverbandes 
Olschas Sulelmenov zu verdanken, 
daß das kasachische Testgebiet fOr 
immergeschlossen wurde. Ein Erfolg, 
der bisher keiner westlichen Friedens­
bewegung in Ihrem Land zuteil wur­
de. 

Entsprechend einem Ukas des russi­
schen Präsidenten Boris Jelzin vom 24. 10. 
1991 sollen die Tests auf dem russischen 
Atomwaffentestgebiet von Nowaja-Semlja für 
mindestens ein Jahr ruhen. Als der russische 
Präsident Boris Jelzin das einjährige Atom­
testmoratorium Rußlands verfügt hatte, war 
dies in der Hoffnung geschehen, dieanderen 
Atomstaaten würden diese einseitige Vor­
leistung Rußlands honorieren und ebenfalls 
mit einem Atomteststopp antworten. Dies ist 
bisher nicht geschehen. Am 26. November 
zündete Großbritannien eine weitere Atom­
bombe in der Wüste von Nevada in Yucca 
Flats. Allein 1991 gab es 14 unterirdische 
Atombombenversuche, 7 davon zündeten die 
USA, 6 Frankreich und 1 Großbritannien. 
Rußland und China zündeten 1991 keine. 

Mittlerweile scheint der russische 
Präsident Boris Jelzin nicht mehr die Hoff­
nung zu hegen, sein einseitig erklärtes 
Moratorium würde von den westlichen Staaten 
ebenfalls mit einem Moratorium beendet. 

Ru Bland plantbereits wiederdie näch­
sten unterirdischen Atombombenversucheauf 
der Polarinsei.Nowaja Semlja". So berichtet 
die in Moskau erscheinende Zeitung .Mos­
kovskij Komsomolez• in ihrer Ausgabe vom 
14. 3. 1992 von einem nicht für die Öffentlich­
keit bestimmten Erlaß Jelzins, worin dieser 
eine beschleunigte Vorbereitung des unter­
irdischen Testgebietes für neue Atomtests 
anordnet. Gleichzeitig, so die Zeitung, hält 
sich derehemalige Ministerfür Umweltschutz 
der UdSSR, Nikolay Vorontzew in Französich­
Polynesien auf, um Frankreich zu überzeu­
gen, das russische Atomtestmoratorium eben­
falls mit einem Moratorium zu beantworten. 
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Wie schade um die Gelder, die ver­
wandtwerden, um die Insel wieder atomlest­
fähig zu machen. Offensichtlich gehen jetzt 
bereits wieder militärische Interessen vor 
ökologische Interessen. 

Seitneuestern wird in der GUS in Krei­
sen der Wissenschaft ernsthaft darOber dis­
kutiert, ob sich die chemischen Waffen nicht 
am besten mit einer unterirdischen Atom­
bombenexplosion entsorgen ließen. Alexan­
der Tschernyschow, stellvertretender Direk­
tordeswissenschaftlichen Instituts fürexpe­
rimentelle Physik, möchte die ca. 40.000 
Chemiewaffen der ehemaligen UdSSR mit 3 
bis 1 0 unterirdischen Atomexplosionenentsorgt 
wissen. Ein Team von Experten hatsichbereit 
erklärt, bereits im Frühling diesen Jahres mit 
einer Probeexplosion zunächst einmal 20 
Tonnen Gift zu entsorgen. Diese Explosion 
könnte auf der Insel .Neue Erde" durchge­
führt werden. Da das einjährige Atom~ 

MAN 
DEMONSTRATING HIS 
SUPERIORITY OVER 

ANIMALS. 

Waffentestmoratorium von Jelzin noch gilt, 
so die Moskauer .Nesavisimaja Gaseta•, lassen 
sich diese Experimente noch nicht durchfüh­
ren. (Juli MeschkowinderNesavisimajaGaseta, 
Moskau, 5. 3. 92) 

Ein VertreterderrussischenAnti-Atom­
testbewegung .Zur neuen ERDE", Wladimir 
Jakimets, wandte sich vor kurzem erneut an 
die westliche Öffentlichkeit und die westli­
che Friedensbewegung. Gerade jetzt sei für 
die russische Anti-Atomtestbewegung die 
Unterstützung durch westliche Friedens-und 
Ökologiegruppen von großer Wichtigkeit. 
WOrden diese Bewegungen einen Stopp der 
Atomwaffenversuche der westlichen Länder 
und Chinas erreichen, würde auch sie ihr Ziel 
.Keine neuen Atomwaffentests auf Nowaja 
Semlja!" schaffen. ln einem Gespräch mit 
Bernhard Clasen, das unlängst in Moskau 
geführt wurde, begründet Dr. Wladimir Jaki­
mets, warum er einen weltweiten Stopp der 
Atomtests für notwendig hält. 
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Dies ist eine Karte von der Insel Nowaja Semlja, dem russischen Testgebiet, wie Ihr sie in keinem Atlas findet. Die 
markierten Stellen zeigen auf, wo sich viele Fässer mit radioaktivem Abfall befinden. 
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Gespr~ch mit Wladimir Jakimets 
aus Moskau: 

"Gerade jetzt brauchen wir die 
Unterstützung der westlichen 
Friedensbewegung!" 

Wladimir Jakimets (Vertreter der russischen Anti-Atomtest-Bewegung 
•zur Nauen Erde") Foto: Bemard Clasen 

Frage: Wladimir Nikolajewitsch. Nachdem nen radioaktiven Verseuchung der Otten!-
der kasachische Präsident Nasarbajew ei- Iiehkeil zur VerfOg~ng gest~llt werden: W1r 
nen endgOitigen Teststopp, der russische se~en uns dafOr ~1n, daß dl8 Opfer d1eser 
Präsident einen vorläufigen auf ein Jahr zu- radioaktiven Verg11tunge,n angemesse~ e~t-
nächst befristeten Teststopp verfOgt haben, scha~igt ~erden . U~d w~r~ollen langfnst1g, 
kann man Ihnen nun erst einmal zu diesem daß 1n d1esen Geb1eten wieder M~n~ch~n 
Erfolg gratulieren. Machendiebeiden Bewe- leben ~önnen . Vorausset,zung dafor.ISt Je-
gungen .zur neuen Erde" und .Nevada _ doch ~e DurchfOhrung emer ökologischen 
Semipalatinsk" trotzdem weiter? Expertise. . . 

Schauen S1e, tn Kasachstan woteten die 

Wladlmlr Jaklmeta: Natürlich. DieAtomtests 
in der ehemaligen UdSSR sind vielleicht zu 
Ende. Aber die Probleme, die durch diese 

Versuche da sind, sind deswegen doch noch 
lange nicht aus der Welt. 
lndenGewAssemumdielnsei.NowajaSemlja• 
(dem russischen Atomtestgebiet) befinden 
sich ca. 11.000 Fässer mit radioaktiven Ab­
fällen. Jahrelang hatte die Sowjetunion die­
se Insel als nationales Atomklo benutzt. Die 
genannten FAsserlagern teilweise schon seit 
1964da unten. Niemand weiß, wiedichtdie­
se Fässer noch sind. Wenn man weiß, daß 

·Rußland dieses Jahr nur 5 Milliarden Rubel 
fOr radioaktiv verseuchte Gebiete ausgeben 
will, sieht man leicht, daß im Augenblick das 
Geld einfach nicht da Ist, diese Fässer zu 
heben und damit endlich unschädlich zu 
machen. Wir bemOhen uns, zusammen mit 
anderen ökologischen Gruppen im skandi­
navischen Raum, hierfOr eine Öffentlichkeit 
zu schaffen. Vielleicht läßt sich diese Zeit­
bombernil Hilfe anderer Staaten gemeinsam 
beseitigen. 
Daneben kämpfen wir dafOr, daß endlich alle 
Daten der durch Atomversuche entatande-
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Atombombenversuche 40 Jahre lang. Von 
1949 bis 1989. Siewurden unterirdisch, Ober­
irdisch, in der Luft durchgefOhrt. Wir wissen 
heute noch nicht sehr viel Ober die medizini­
schen Folgen. Aberdaswas wir wissen, zeigt 
das Ausmaß der Folgen fOr die Menschen: 
DieMenschen,dieinderN4hederTestgebiete 
leben mOssen, haben eine höhere Sterblich­
keit als die Durchschnittsbevölkerung, die 
Krebserkrankungen sind bei diesen Menschen 
um das 4-fache gestiegen ,I mmunschwächen 
treten gehäuft auf, genetische Veränderun­
gen lassen sich beobachten. Durch die Schaf­
fung einer Wissenschaftlerkommission wol­
len wir von .Nevada - Semipalatinsk" mehr 
Oberdie Folgen dieser Versuche wissen. Wir 
haben Geld gesammelt, mit dem wir betrof­
fenen Personen,lnsbesondere Kindem, eine 
medizinische Behandlung im Ausland ermög­
lichen konnten. 
Und nicht zuletzt geht es uns natOrlich nicht 
nur darum, nur in unseren Gebieten Atom­
tests zu verhindern. Zusammen mit anderen 
Gruppen im Osten und im Westen kämpfen 
wir for einen weltweiten Atomwaffenteststopp. 
Um dies deutlich zu machen, hat sich die 
kasachische Antitestbewegung .Nevada -

Semipa1atinsk" 1991 umbenannt. Sie nennt 
sich nun .Nevada- Semipalatinsk - Mururoa 
- Nowaja Semlja - Lop Nur• nach den Orten, 
an denen Testgebiete liegen. 

Frage: Wie hoch schätzen Sie die Möglich­
keit ein, daß die Versuche in Ru Bland wieder 
aufgenommen werden? 

Wladlmlr Jaklmeta: Eine Wiederaufnahme 
der Atomversuche in Ru Bland läßt sich leider 
nicht ausschließen. Das von Jelzin am 24. 
10. 1991 verkündete einjährige Moratorium 
war ein einseitiger Schritt, der vom Westen 
und China unbedingt entsprechend beant­
wortet werden muß. Werden die westlichen 
Atommächte und China ihre Atomversuche 
bis Oktober dieses Jahres nicht einstellen 
oder zumindest ein einjähriges Moratorium 
verkünden, ist die Wahrscheinlichkeit einer 
Wiederaufnahme der russischen Tests lei­
der hoch. Werden die Atomversuche in den 
anderen Ländern nicht bis zum 24. Oktober 
diesen Jahres eingestellt, können wirwieder 
am Punkt Null anfangen. Nimmt Rußland die 
Tests wieder auf, sind unsere Hoffnungen, 
Nowaja Semlja fOr den Menschen wieder 
bewohnbar zu machen, zunichte gemacht. 
Dann hatten leider doch all die Zyniker und 
Kriti~er unserer Organisationen Recht ge­
habt mit ihrer Behauptung, durch einseitige 
Vorleistungen lie 8e sich ein weltweiter Atom­
teststopp nicht erreichen. 
Aber es gibtnoch einen weiteren Grund, warum 
es gerade jetzt so wichtig ist, weitweit einen 
umfassendenTeststoppdurcl\zusetzen.1995 
läuft der Atomwaffensperrvertrag aus, der 
die Weiterverbreitung der Atomwaffen ver­
bietet (Nonproliferation Treaty). Der Vertrag, 
der die Oberirdischen Atomversuche verbie­
tet(PartiaiTestBan Treaty)istzwarunbefristel 
Artikel IV läßtden Unterzeichnern jedoch die 
Möglichkeit offen, von diesem Vertrag zu­
rückzutreten, wenn dies das Staatsinteresse 
erforderlich macht. ln diesem Fall muß den 
anderen Unterzeichnern 3 Monate im voraus 
Mitteilung gemacht werden. 
Allen unterirdischen Atomwaffenversuchen 
gingen Oberirdische Testreihen voraus . Dies 
ist militärtechnisch durchaus logisch: Die 
Oberirdischen Versuche lassen sich sofort 
nach Fertigstellung der Waffe durchfOhren. 
Man braucht also nicht zu warten, bis der 
unter Umständen umständliche Bau der un­
terirdischen Versuchsanlagen fertiggestellt 
ist. Die Militärs können mit eigenen Augen ihr 
Wunderwerk betrachten. Überirdische Ver­
suche sind billiger als die unterirdischen. Sie 
sinddeswegen auch tordieärmeren Schwellen­
länder eher erschwinglich. 
Der Atomwaffensperrvertrag läuft nun just 
zu einem Zeitpunkt aus, als zumindest eine 
Atommacht, nämlich die USA, bereits an ei­
nerneuen Generation von Atomwaffen (Laser­
waffen, Mikrowellenwaffen, Teilchenstrahlen­
waffen) forscht und viele Schwellenländer 
ebenfalls an einer eigenen Atomwaffe arbei­
ten. 
Nehmen die USA ihre Atomwaffenversuche 
1995 wieder Oberirdisch auf, dann werden 
wohl einige andere Länder diesem Beispiel 
folgen. 

Bernhard Clasen 



Schwarzes Brett 
Ökohaufen Dortmund 

Der Ökohaufen Dor1mund, vonnals c/o Langer 
August, Braunschweiger Str. 22, 4600 Dort­
mund, gibt hiermit Mine AuflOsung und damit 
die Einsteluno similieher TAtigkeiten bekamt 
und bittet darum, aus allen Post-Ver1eilem ge­
strichen zu werden. 

• Atomzentrum Eureglo• 
(Neue Broschüre) 
Atomzentrum Euregio, ao heißtdie neu ersteiHe 
Brosd\Ore von der deut8dl-niedertlndiadlen 
Konferenz gegen Atomanlagen in der Euregio 
und im MOnstertand, die ersteßt wurde. 
Diese BroschOre soll alle Atomanlagen dieser 
Regon aufzeigen, ertautem und darstelen. Der 
Inhalt sind Beitrtge von den Standorten Almelo 
(Urananreicherungsanlage mit 1300t UT A/a), 
Gronau (Urananreicherungsanlage 530t UT Al 
a), Ungen (Bremelementfabrik ANF, Atom­
kraftwertcl und II undcie Strahlenmolke), Ahaus 
(Brennelementzwiachenlager), En<lagerung in 
den Niedertanden, Gelchic:hte des regionale.n 
Widerstandes, weitere Anti·AKW·Gruppen, 
AdressenderAnti·AKW-GNppenausderRegi· 
on und einer Karte der Atomanlagen (reginal). 
Die Broac:hOre • Atomzentrum Euregio• ist zu 
beziehen beim Albeitskreia UmweH Gronau 

c//o AG BroechOre 
Wemer Neui'IMIM 

Gildehauser Str .. 175 
-«32 Gronau 1 

Die BroschOre kostet 3,!i0 DM plus ·,80 DM 
Porto. Bitte Oberweilt du Geld auf du. Konto: 
620483 bei der Span:la·Bank MOnster, BLZ: 
<40060560, WemerNeumann, oderBrielfrnalt<en 
gleich mitschic:Un. 

"Wild Wuxx" 

so wird eine neue Zeitung heißen, von Ju­
gendlichen tor Jugendliche. Die erste Aus­
gabe mOSte mittlerweile vorliegen . 
Interessenteninnen wenden sich bitte an: 

JugendzeitungsproJekt Wild Wuxx 
Goebenstraße 3a, 3000 Hannover 1 
Tel. 0511/394041 (Carsten Direske) 

"Stromnetz unter Spannung" 

soheißtdieDokumentationdesEnergiewende­
Komitees Dortmund. Am Fall Dortmund geht 
es um die Frage der Rekommunalisierung 
oder Entkommunalisierung der Energie ­
versorgung. Das Vorwort hat Klaus Traube 
verfaßt Umfang der BroschOre: 178 Seiten 
A4, Preis: 24.80 DM+ 3.- Versandkosten und 
kann bestellt werden bei: 

Energiewende Komitee Dortmund 
cto Wilfried Bergmann 
Schamhorststr.54 
4600 Dortmund 1 

Doku zur Situation Hafen­
straße/St.Pauli 

Die Doku geht auf die jetzige Situation in der 
Hafenstraße ein, auf Umstrukturierungs­
tendenzen in St.Pauli und Ansätze des Wi­
derstands. Die Doku heißt .Einschnitt", ko­
stet 4.- DM plus Porto und kann bestellt wer­
den Ober: 

Hafenrandverein fOrseU)stbeatlmmtes 
Leben u. Wohnen 
c/o GWA, Hamburger Hochstr.2, 2000 Harn­
burg 36 

"Anti-islamischer Rassismus 
und Algerien" 

Dokumentation, 50 Seiten, 3.-DM, kann be­
stellt werden Ober: 
"AG Algerlen ... cjo Buchladen 
Gneisenaustraße2a, 1000 Berlin 61 
(Bei Einzelbestellungen bitte 5 DM in Briet­
marken beilegen) 

"Zuwanderung, Flucht und 
Asyl" 

.Zuwanderung wird es auch kOnftig geben. 
Politikerinnen und Politiker handeln unver­
antwortlich, wenn sie so tun, als ließe sich 
Zuwanderung durch gesetzliche Beschrän­
kungen verhindern. Es geht nicht darum, ob 
wir Zuwanderung wollen, sondern wie wir sie 
gestalten.• 
(aus dem Vorwort von Niedersachsens Mini­
ster fOr Bundes- u. Europaangelegenheiten 
JOrgen Trittin, Die Granen) 
Die BroschOre kann kostenlos bezogen wer­
den Ober: 

Nladarsichslache Ministerium fQr 
Bund••· und Europaangalegenhalten 
- Pressereferat -
Clemensstra8e 17 
3000 Hannover 1 

"Umwelt im Unterricht" 

Sonderprospekt von Unterrichtsmaterialien 
zu Umweltthemen, u .a. Atomenergie, Tropi­
scher Regenwald, Gen-Technologie, Wege 
ZtKÖko-schule, Nordseeu. Wattenmeer, Boden 
usw. Der Prospekt kafln kostenlos bezogen 
werden ( geeignetbesonders fOrBOchertische) 
Ober: 

Die Werkatatt,Lotzestr.24a, 3400G0ttingen 

Neuer Katalog Aufkleber, 
Plaketten, Postkarten etc. 

Interessant fOr BOchertische, BI-BOros und 
auch Einzelpersonen. Der neue Prospekt zu 
Themen wie Anti-Rassismus, Umwelt, Ver­
kehr, Frauen etc. kann kostenlos angefor­
dert werden bei : 

Dia Werkstatt,Lotzestr.24a, 3400Göttingen 

Antifa-Kalendergruppe ' 93 

Vertrieb: 
unrast 

Ouerstr. 2 
4400 MOnster 

Tel.: 0251~ 62 93 

Wirbieten Euch wieder einen Subscriptionspreis 
an. D.h., wenn ihrvordem 15. Juli (der Stichtag 
tor die erste DNckrechnung) bereits bezahlt, 
zahlt ihr nur 9,- statt 10,- DM torden Kalender. 
Die Rabatte rechnen sich entsprechend vom 
Subscriptionspreis. 
Es gibt wieder folgende Rabatte: ab 5 Kalender 
30%, ab 20 Stck. 35%, ab 50 Stck. 40%. Hinzu 
kommen die Versandkosten. 
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lndoneslen 

lndone·sien vor dem 
Ausbau der Atomenergie 

Die Reglerungen der Llnderder Dritten Welt verfolgen Im allgemeinen 
ein wachstumsorientiertes Entwlcklungsmodell, ln dem die Erschlie­
ßung neuer Energiequellen eine sehrwichtige Rolle spielt. Denn Ener­
gie Ist Im reichen Norden eine der Grundbedingungen fOr die große 
Industrielle ProduktlvitAt und hohe Lebensqualltlt. Sie gilt daher als 
eine der Voraussetzungen, um die Im SOden herrschende Armut zu 
beklmpfen. So dient auch der Indonesischen Regierung der, lnfolge 
von Industrialisierungsmaßnahmen und westlichem Konsum (z. B. 
Elektrogerlte), sprunghaft gestiegene Bedarf an Elektrlzltlt als Argu· 
ment, den Einsatz von Atomenergie zu forcieren. 

Seit1984 ist in Serpong, 40 km von Jakarta, 
eine Kernforschungsanlage mit Arbeitsplät­
zen fOr 1.500 Mitarbeiter in Betrieb. Diese 
Anlage ist mit einem radiometall.urgischen 
und einem nuklear-elektronischen Zentrum, 
sowie A!Jfbereitungsanlagen fOr radioaktive 
Abfälle ausgestattet. Damit hat lndonesien 
Zugang zur gesamten Atomtechnologie. Er­
gänzt wurde das Zentrum 1989 durch weite­
reNuklearanlagenausderBRO,dieausMitteln 
der Entwicklungshilfe finanziert wurden. Dazu 
gehörtein 30 MW Universal-Kernforschungs­
reaktor und eine Anlage zur Fertigung von 
Brennelementen. lndonesienwurde damitdie 
Möglichkeit zur Herstellung von spaltbarem 
Material geliefert, das sowohl zur Herstel­
lung von l:(ernenergie als. auch zu militäri­
schen Zwecken genutzt werden kann. 

Mit der Lieferung der Anlage erfOIIte die 
Bundesregierung, Bedenken der USA außer 
Acht lassend, einen lang gehegten Wunsch 
der indonesischen Regierung, denn der Be­
sitz von Atomanlagen beinhaltet gleichzeitig 
den Zugang zu Atomwaffen und damit eine 
außenpolitische Stärkung auch gegenOber 
den westlichen Verbündeten. Das nach wie 
vor durch die Kolonialzeit tief verwurzelte 
Mißtrauen gegenOber den reichen Industrie­
nationen, den ehemaligen Kolonialmächten, 
wird durch deren Politik nicht eben abge­
schwächt und findet in Vorkommniss-en wie 
dem Golfkrieg oderdem Überfall der USAauf 
Grenada neue Nahrung. 

Das Atomprogramm 
in Planung 

Anfang 1990 kündigte die indonesische Re­
gierung mit der Planung von sechs AKWs in 
Situbondo (Ostjava) und sechs in Ujung Watu 
(Zentraljava) einen kommerziellen Ausbau 
in der Nutzung der Atomenergie an. 

Jedes AKW soll eine Leistung von 600 MWe 
haben, wobei zunächst je .ein Oruckwasser­
(PWR) und ein Siedewasserreaktor (BWR) 
·gebautwerdensollen.OerOruckwasserreaktor 
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wird voraussichtlich von einem Konsortium 
zwischen der amerikanischen Firma Gene­
ral Electric undden japanischen Firmen Hitschi 
und Toshiba, der Siedewasserreaktor von 
der amerikanischen Firma Westinghouse und 
der japanischen Firma Mitsubishi errichtet 
werden. Eine Firma aus der BAD wird vor­
aussichtlich den Auftrag erhalten, in einer 
Sicherheitsstudie das Konzept fOr die 
Sicherheits-technik zu entwickeln. Oie Ko­
sten eines Kraftwerks werden auf 1 Milliarde 
US-Oollar geschätzt. 

Mittlerweile sind die Planungen tOrdas erste 
AKW in ein konkretes Stadium eingetreten. 
Oie Standortuntersuchungen haben begon­
nen tind sollen innerhalb von zwei Jahren 
abgeschlossen sein. Der Auftrag ging an das 
lngenieurunternehmenNewjec,einerTochter­
gesellschaft der japanischen Kansai Electric 
PowerCompany(Kepco). Oie Inbetriebnahme 
des AKW ist fOr das Jahr 2004 geplant. Das 
nächste Planziel ist das Jahr 2015. Bis dahin 
sollen weitere 5 Kraftwerksblöcke von je 600 
MWe errichtet werden. 



ln lndonesien fehlen der breiten Öffentlich­
keit die Informationen und das Bewußtsein 
Ober die Gefahren der Atomenergie, zumal 
die Auswirkungen des GAUs von Tschernobyl 
dort nicht zu sparen waren. Wie Oberall wer­
den vonden Betreibernvor allem die Vorteile 
und die Sicherheit der Kraftwerke heraus­
gestrichen;in der Bevölkerung entwickeltsich 
nur langsam ein kritisches Bewußtsein da­
gegen. 

Daherist es um so bemerkenswerter, daß von 
einigen indonesischen Sachverständigen und 
Intellektuellen in mehrerenZeitungenerhebliche 
Bedenken gegen den Ausbau der Kernener­
gie geäußert wurden. Einer der Kritiker die­
ser Projekte ist Dr. • Sudja, führender Inge­
nieur der indonesischen Stromkommission. 
Er wies besonders auf andere, bereits vor­
handene alternative Energiequellen hin: So 
wird das vorhandene Potential an Erdwärme 
in lndonesien auf60.000 MW geschätzt, wobei 
sich die meisten Quellen auf Java befinden. 

zusätzlich seien bisher Energiequellen, wie 
Sonnenenergie und nachwachsende Brenn­
stoffe, noch nicht ausreichend ausgeschöpft 
bzw. entwickel.t worden. 

Die Energiepolitik in lndonesien ist auch 
anderweitig fragwürdig: Niedrige, subventio­
nierte Preise tor Energie, auch fOr Strom, 
begonstigeneinverschwenderischesVerhalten. 
So werden beispielsweise neue GebAude nicht 
mehr wie frOher klimagerecht geplant, son­
dern Oberall energiefressende Klimaanlagen, 

Atomwahn ln Südkorea 
18 neue AKWs bis zum 
Jahr 2006 angekündigt 

Bis zum Jahr 2006, sollen auf Be­
schlußdessOdko~eanischen Ministeriums 
fOr Energie und Rohstoffe und der Korea 
Electric Power Corporation ( KEPCO) jetzt 
nocheinmal13 neue Atomkraftwerke zu­
sätzlich zu den 4 bisher noch in Bau 
befindlichen und einem 5. bisher erst 
projektierten AKW errichtet werden. Da­
mit ergäben sich 18 neue Atomkraftwerke 
bis zum Jahr 2006. 

Auch heute schon zählt Südkorea 
in Südostasien hinter Japan zu dem Land, 
das am stärksten auf Atomenergie setzt. 
Gegenwärtig sind in Südkorea 9 Atom­
kraftwerke mit einer Bruttoleistung von 
7.616 MWein Betrieb. InderWeltstatistik 
des Atomwahns steht Südkorea damit an 
9 Stelle. 

Aufzage usw. eingebaut. Architekten, die ihre 
Vorhaben so konzipieren, daß eine Klimaan­
lage Oberflüssig ist, werden als Spinner ab­
gehandelt. Die Bevölkerung wird nicht zum 
Energiesparen aufgefordert, sondern zur 
Verschwendung angeregt. 

Die Atomenergie ln der Kritik 

Von den Kritik.ern der Entwicklung der Atom­
energie in lndonesien werden sowohl Um­
weltschutz- und Sicherheitsargumente, aber 
auchwirtschaftliche Begründungen angeführt. 
Die wichtigsten Punkte ihrer Kritik sind im 
einzelnen : 

1. Durch die Unfälle in Harrisburg und 
Tschernobyl würde deutlich, daß es bisher 
keinen absolutsicheren unddamitakzeptablen 
Atomreaktor gibt. Die Folgen eines Unfalls 
wären durch Tschernobyl deutlich vor Augen 
geführt worden : Das dabei freigesetzte ra­
dioaktive Inventar, z.B. Caesium, verseuch­
te weite Teile Europas und hatte größere 
Auswirkungen als die Explosion einer 
thermischen Atombombe. Das von dem Un­
fall unmittelbarbetroffene land ist lange Zeit 
nicht mehr bewohnbar. So hatdie UdSSR in 
den letzten sechs Jahren rund 70 Milliarden 
US-Dollar investiert, um die betroffenen Flä­
chen wieder nutzbar zu machen- ohne sicht­
baren Erfolg. Die Reaktorruine droht mittler­
weile zu bersten und dann da.s Grundwasser 
zu verseuchen. Derentstandene ökologische 
Schaden ist unermeßlich, die Folgeschäden 
sind unOberschaubar und wohl von keinem 
land wirtschaftlich zu verkraften. 

2. Nirgends gäbe es bisher eine befriedigen­
de Lösungtor das Problem der Endlagerung 
von Atomabfällen, was aus der Offentliehen 
Diskussion bei uns hinlänglich bekannt sein 
dürfte. Der Abfall muß mindestens 100.000 
Jahre kontrolliert und möglicherweise, wenn 
z.B. die Behälter platzen, in einem kompli­
zierten Verfahren neu aufbereitet ·werden. 
DamitbOrden wir den nachfolgenden Gene­
rationen unverantwortbare, nicht absehbare 

lndoneslen 

Lasten, ständig notwendige Kontrollen und 
hohe Unkosten auf. 

3. Java ist eine der Regionen dieser Erde, in 
der es eine große Zahl von noch aktiven 
Vulkanen und auch häufige Erdbeben mittle­
rer Stärke g!bt. Gegen Erdbeben kann man 
die Reaktorgebäude sichern, nicht aber die 
gesamte Infrastruktur, wie Wasser- und elek­
trische Leitungen, die immer zu funktionie­
ren haben, um die KOhlung des Reaktors 
sicherzustellen. Gegen Vulkanausbrüchegibt 
es bekanntlich keinen Schutz. Eine Havarie 
der Anlage durch den Ausfall der Wasser­
bzw. Elektroversorgung bei Erdbeben oder 
Vulkanausbrüchen kann nicht ausgeschlos­
sen werden. 

4. Ein weiteres ungelöstes Problem im Falle 
eines Reaktorunfalls ist der Schutz der im 
Umkreisdes Reaktorslebenden Bevölkerung. 
Ihre ausreichend schnelle Information und 
sofortige Evakuierung ist noch nicht einmal 
in Industriestaaten mit einer relativ guten 
Infrastruktur (wie z.B. den USA im Fall 
Harrisburg) möglich. Wie soll dies in lndone­
sien, mit so schlechter Infrastruktur und so 
hoher Bevölkerungsdichtewie in Mittel- bzw. 
Ost-Java geschehen? 

5. Aufgrund der geschilderten besonderen 
Bedingungen, die beim Bau der geplanten 
Atomkraftwerke in lndonesien zu berücksich­
tigen seien, wären die veranschlagten Ko­
sten wahrscheinlich viel zu niedrig angesetzt 
worden. 
-Die zusätzlich notwendigen Absieherungen 
aufgrund der besonderen geologischen Be­
dingungen auf Java ziehen hohe Baukosten 
nach sich. 
-Sowohl in Ujung Watu, als auch in Situbondo 
gibt es zur ReaktorkOhlung kaum Saßwas­
ser. Zur KOhlung kann zusätzlich Meerwasser 
verwendet werden, was aber den Bau von 
Entsalzungsanlagen und zusätzlichen 
Korrosionsschutz erfordert. Beides ist eben­
falls sehr kostenintensiv. 
- Die benötigten Bau- und sonstigen Materia­
lien müssen voraussichtlich Oberwiegendaus 
dem Ausland eingeführt werden, denn die 
einheimischen entsprechen nicht immer den 
Sicherheitsstandards. 

Alleindia aufgeführten Faktoren werden die 
Kosten des Reaktors immens in die Höhe 
treiben. Fürden Bau massendaherviele Mittel 
umgeschichtetwerden, wodurchanderewich­
tige Aufgaben verschoben werden müssen. 
Das Projekt wird demnach eher 
als Investitionsblockade für andere Berei­
chewirken und im Endeffektein Hemmschuh 
fOr die Modernisierung lndonesiens werden. 

(der Artikelwurde in leicht abgeänderter, teils 

gekOrzter. teils aber auch ergänzter Form, 
aus IIIBAS..Rundbrlefllärz 162, übernom­
men. IMBAS steht für : Initiative fOr die Men­
schenrechte aller BOrgerinnen der ASEAN­
Staaten. Der Rundbrief unterrichtet regel­
mäßig Ober Ereignisse in diesen Staaten. Er 
ist zu beziehen Ober: 
IMBAS 
Postfach eoo422, eooo Fr11nkfurt 60) 
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UNO-Umweltgipfel 

UNCED- Das ist der Gipfel ' • 

Kurze Anmerkung zu Geschichte., Inhalten 
und zur politischen Einschätzung 

Wie kommt .. eigentlich zu einer 
•olchen llammut·Yeran•taltung, wle .. dle 
UNCEDwerden wird? O.zu ein kurzerBlick 
zurück ln die Ge•chlchte lnternatlouler 
Umweltpolltlk. 

Umweltkonferenz-Rückbllck: 
Von Stockholm 1972 

nach Rio 1992 

Mitte der 60er Jahre mußten die Re­
gierungen der skandinavischen Staaten fest­
stellen, daß auf .ihren• Territorien die Wäl­
derabstarben unddie Seen versauerten. Beides 
aber- die Seen und die Wälder- waren zen­
trale ökonomische Standbeine der skandi­
navischen Staaten. Es mußte also etwas 
geschehen. 

Oie Ursachenbestimmung war nicht 
schwer: die von den europäischen Industri­
en (vor allem auch die der BRO) ausgehende 
Luftverschmutzung fOhrte zum sogenannten 
.Sauren Regen•, derdienatOrlichen Ressourcen 
stark angriff. Oie Umweltverschmutzung war 
damit auf die Tagesordnung internationaler 
Politik gesetzt. Oie Geburtsstunde der 
. Umweltaußenpolitik"schlug. 

Aufdie Initiative der skandinavischen 
Staaten hin fanden in der UNO Diskussionen 
zudiesemneuenPolitlkfeldstatt.dieschließlich 
zur Einberufung der ersten internationalen 
Umweltkonferenz der UNO- nicht zufällig- in 
Stockholm 1972 führten. 

Schon auf der damaligen ersten UN­
Umweltkonferenz herrschten in den Grund­
zOgen die Konfliktlinien im internationalen 
Verteilungskampf zwischen Nord und SOd, 
die auch die UNCEO in Riode Janeiro prägen 
werden. Oie industrialisierten Staaten des 
Nordens, deren Energie-und Rohstoffverbrauch 
schondamalsein VtelfachesdessendesSüdens 
betrug, formulierten ihr Interesse an interna­
tionalverbindlichen Umweltschutzabkommen, 
die ihre politischen Zentren vor den Folgen 
des hemmungslosen NaiUnlerbrauchsschOtzen 
sollten, während die Staaten des SOdens ihr 
Recht auf nachholende industrielle Entwick­
lung durchzusetzen versuchten. 

Seitdem sind zwanzig Jahre vergan­
gen. Zwei Jahrzehnte, in denen die Staaten 
der sogenannten .s. Welt" in die .Schulden­
falle" manövriert wurden und die Menschen 
in diesen Staaten weiter verarmten und 
verelendeten, währenddie globaleökologische 
.Krise• sich aufgrunddes Produktionssystems 
im industrialisierten Norden und dessen 
RaubzOgen in der ganzen Welt dramatisch 
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zuspitzte. Das ist der politische und materi­
elle Hintergrund, vor dem die UNO 1989 
beschloß, fOr Juni 1992 - ausgerechnet im 
500 .• Jubiläums•-Jahr der Conquista - die 
KonferenzfOrUmwelt und Entwicklung nach 
Rio de Janeiro einzuberufen. 

Eine umfassende Darstellung der 
inhaltlichen Diskussionen InderVorbereitungs­
phase der UNCED ist hier aus Platzgründen 
nicht möglich. Wirwerden stattdessen einige 
KonftiktpunkiBherausgreifen,andenendeutlich 
werden wird, mit welchem - öko-imperia­
listischen - Interesse die Staaten des Nor­
dens in die UNCED hineingehen. 

Der Streit um die 
Tagesordnung 

Ein Streitpunktim VorfeldderUNCEO 
ist die Frage der Reihenfolge der zu verab­
schiedenden Umwelt-Konventionen. Im 
Leitfaden zur UNCED, herausgegeben von 
der gemeinsamen Projektstelle von BUND 
und DNR, ist in einem Bericht Ober die offizi­
ellen Vorbereitungstreffen zu lesen:.Malaysia 
und Brasilien vertraten die Auffassung, daß 
die Reihenfolge, in der internationale Um­
weltabkommen verhandelt werden, nachden 
Ursa~hen der Probleme geordnet werden 



mosse. Mit anderen Wonen, ein Abkommen 
Ober C02 und Treibhausgase sollte hiJchste 
Prioritlltgenießen, gefolgt von einem Abkom­
men Ober Wl11der. Auf diese Weise konnten 
die lndustriel11nder sich nicht ihrer Verant­
wortung entziehen, die Probleme beim 
Verursscher zu behandeln, anstatt einzig 
'senkenbezogene' Losungen zu diskutieren.· 
(S.6/7) 

Dieser Verhandlungsstreit hat den 
materiellen Hintergrund, daß die tropischen 
Regenwälder für das globale Klima die wich­
tige Funktion einer C02-Senke übernehmen, 
d.h. diese Wälder nehmen große Teile des 
durch die industrielle Produktion im Norden 
freigesetzten co2 in sich auf, weshalb diese 
großen Mengen C02 nicht mehr .treibhaus­
wirksam•werden können. Werden die Regen­
wälder jedoch abgeholzt, entfällt damit auch 
deren ökologische Funktion als co2-Senke 
und der .Treibhauseffekt"wird nochmal um 
ein Vielfaches verstärkt. Um nicht radikale 
Anpassungsschritte vornehmen zu müssen 
unddabeigleichzeitigdieFolgendesTreibhaus­
effektes möglichstkalkulierbarzu halten, haben 
die Staaten des Nordens ein materielles In­
teresse an der Erhaltung der Regenwälder­
Restbestände. 

Im Gegensatz dazu stellt die indu-

strielle Nutzung der Regenwälder für viele 
Staaten des Südens eine wichtige ökonomi­
sche Basisdar, u.a. um dieerpreßten Schulden­
rückzahlungen leisten zu können, aber auch 
- das darf mansch nicht aus den Augen ver­
lieren -aus machtpolitischen Interessen der 
im SüdenHERRschenden Regierungen her­
aus. 

Das Einlenken .wichtiger"Regenwald­
Staaten wie z.B. Brasilien, im Vorfeld der 
UNCED bezüglich des dargestellten Streit­
punktes scheint darauf hinzudeuten, daß die 
Industrie-Staaten ihre Interessen durchset­
zen können. Widerlicherweise scheuen die 
weltweit HERRschenden politischen Kräfte 
selbst davor nicht zurück, sich bei der Durch­
satzung ihrer Interessen auf den Schutz der 
Lebensräume von noch im Regenwald le­
benden indigenen Völkern zu berufen. 

lmGegensatzzudenjetzteinlenkenden 
Regenwald-Staaten wird ein Staat wie z.B. 
Malaysia, dessen Regierung sich - bisher -
weigert, sein Abholzungs-Programm durch 
die Staaten des Nordens kontrollieren zu lassen, 
als .Umweltverbrecher• in der Öffentlichkeit 
gebrandmarkt. 

Als Hinweis darauf, wie scheinheilig 
diese Ideologisierung der Regenwald-Zer­
störung betrieben wird, soll an dieser Stelle 
nur die Information dienen, daß die Staaten 
des Nordens offensichtlich keine ökologischen 
und sozialen Bedenken dagegen äußern, daß 
in Brasilien zur Zeit am Rande des Amazo­
nas ein Gelände der Größe Frankreichs für 
den Anbau von Wintergemüse zur Bedienung 
des westeuropäischen Marktes freigemacht 
wird. (ISW-Wirtschaftsinfo Nr.7, April92) 

Die Klima-Konvention 

Schon im Vorfeld der UNCED wurde 
das angestrebte Ziel einer internationalen 
Klima-~onv~ntion mit verbindlichen C02-
Redukt•onsz•elen zurückgeschraubt. Die Rede 
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"Al,\ FREUND~\ 
WIR BI{AOCHffi DIESEN ßAUM, 
UM UNS VOQ DfM 112etiSHAUS-

EFFEKT ZU ~Üi2EN ! 

warbis vorkurzem nurvoneiner Klima-Rahmen­
konvention, die die Aushandlung konkreter 
Reduktionsziele in die unbestimmte Zukunft 
verschiebt. Hier scheint sich doch noch et­
was zu bewegen. Als Hauptbremser bezüg­
lich einer international verbindlichen Klima­
Konvention trat bis vor kurzem die Regie­
rung der USA in Erscheinung. Jetzt scheint 
es jedoch so zu sein, daß die bisher in der 
Öffentlichkeiteingenommene Verweigerungs­
haltung mehr Ausdruck von Verhand­
lungspokerwar als Ausdruck grundsätzlicher 
Ablehnung. Darauf deutet jedenfalls die öf­
fentliche Erklärung vom 26. April 1992 hin, 
daß die US-Regierung sich bereit findet, die 
C02-Emissionen in den USA .bis zum Jahr 
2000 auf dem Niveau von 1990" zu halten. 
(FR 27.4.92) Mit dieser plötzlichen .Kehrt­
wende"verschafft sich die US-Regierung vor 
dem Hintergrund ihrer bisherigen Verweiger­
ungspolitik neuen politischen Verhandlungs­
spielraum auf der UNCED. 

Die anvisierte Klima-Konvention soll, 
sofern sie irgendwann einmal international 
anerkannte Rechtsgültigkeit erlangen wird, 
festlegen, welcher Staat das Recht auf wie­
viel Ausstoß von klimarelevanten Gasen er­
hält(Quotierung von Treibhausgasen). Aus­
gangspunktfüreine Klima-Konvention istdabei 
die Einschätzung, daß das Recht auf Ein­
bringung von klima-relevanten Gasen in die 
Atmosphäre dem einzelnen Staat nicht mehr 
freigestellt werden kann, sondern einer in­
ternational sanktionierten Begrenzung un­
terworfen werden muß. Oder mit anderen 
Worten: im Bewußtsein des wissenschaft­
lich nachgewiesenen Zusammenhangs zwi­
schen z.B. C02-Emissionen undder Aufheizung 
der Erdatmosphäre muß die Möglichkeit zur 
Luftverunreinigung zu einem knappen .Gut• 
gemacht werden. 

Im Zuge einer solchen, durch politi­
sche Verträge anvisierten, künstlichen 
Verknappung des Rechts auf Belastung der 

Atmosphäre mit klima-relevanten Gasen, ist 
zwischen den Staaten des Nordens und des 
Südens im Rahmen der Vorverhandlungen 
zur UNCED ein heftiger Verteilungskampf 
entbrannt. Die entscheidende Frage, an der 
sich die politische Auseinandersetzung ent­
zündet, ist die nach den Kriterien, nach de­
nen die Quotenverteilung für die jedem Staat 
zugestandene Atmosphärenbelastung be­
stimmtwerden soll. Kurz formuliert lautet die 
entscheidende Frage: Welcher Staathatdas 
Recht auf wieviel Umwelt-Belastung? Über­
setzt auf die jeweils unterschiedliche indu­
strielle Ausgangssituation der Staaten des 
Nordens und des Südens lautet diese Kern­
frage: Auf wieviel einschneidende Verände­
rungen ihresindustriellen Produktionssystems 
lassen sich die Staaten des Nordens ver­
pflichten, bzw. aufwelche Einschränkungen 
einesnachholenden industriellen Entwicklungs­
prozesses lassen sich die Staaten des Sü­
dens verpflichten? 

Es brauchtsicherlich nurwenig Phan­
tasie, um sich vorstellen zu können, mit wel­
cher Härte an dieser Frage die unterschied­
lichen Interessenslagen der Staaten aus Nord 
und Süd aufeinanderprallen. Um den Cha­
rakter der Gegensätze, die sich an der ge­
nannten Kernfrage entzünden, deutlich zu 
machen, soll ein kleines Beispiel angeführt 
werden: Das durch die industriellen Produk­
tionsprozesse freigesetzte C02wirdimglobalen 
Maßstab nur zu 50 Prozent klimawirksam. 
Verantwortlich für die Reduzierung des 
Gefahrenpotentials sinddie sogenannten .C02-
Senken•. Die Hälfte der weltweiten C02-

Emissionen werden zur Zeit durch Wälder, 
Meere und Böden aufgenommen und tragen 
darum auch nicht zur jetzigen Erwärmung 
der Erdatmosphäre bei. An das Wissen um 
diesen ökologischen Zusammenhang knüpft 
sich in der internationalen Auseinanderset­
zung um eine Klima-Konvention die Frage, 
welcher Staat zu wieviel Prozent die weltwei-
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UNO-Umweltgipfel 

Angaben für 1989 
in Dollar 

unter 500 

500 bis unter 
1500 

-

1500 bis unter 
6000 

• 

Reiche Welt, arme Welt - über6000 

D keine Angaben Das Bruttosozictlprodukl pro Kopfder Bevölkerung in den Ländern der Erde 

Quelle: Weltbank 

ten C02-Senken fOr sich in Anspruch neh­
men kann. Stand der Diskussion ist zur Zeit, 
daß die Staaten des Nordens die Ab­
sorptlonsfAhigkeit der C02-Senken zu 50 
Prozent fOr sich beanspruchen. Obwohl in 
den USA z. B. nur 4,8 Prozent der Welt­
bevölkerung lebt, beansprucht die US-ame­
rikanischeRegieNng25ProzentderAufnahme­
kapazitAten der C02-Senken fOr sich; ent­
sprechenddem.AnteilderUS-amerikanischen 
Industrie an den weltweiten C02-Emissionen. 
Oie Staate/\ des SOdena wollen dagegen ei­
nen VerteilungaschiOssel bzgl. derC02-senken 
durchsetzen, der sich am Weltbevölkerungs­
anteil der jeweiligen Staaten bemißt. WUrde 
dieser Verteilungsmechanismus zur Grund­
lage genommen, wOrde dasdazu fahren, daß 
sich die Staat.en des Nordens zu wesentlich 
höheren Reduktionsmaßnahmen verpflich­
ten mOBten. Dies wird von diesen Staaten 
abgelehnt. 

DarOberhinaus muß an dieser Stelle 
nochangemerktwerden,daßimRahmencieser 
konkreten Verhandlungen die Gleichsetzung 
von .Oberlebens-Emissionen•, wie z.B. der 
Methan-AusstoB(Methanisteinkimarelevantes 

Landwirtschaft in Afrika 
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Gas) durch den Reisanbau in Asien, mit .Lu­
xus-Emissionen"in den hochindusbialisierten 
Staaten des Nordens, die nicht in der Folge 
der Befriedigung von Grundbedarfnissen frei­
gesetztwerden, nur als menschenverachtend 
charakterisiert werden kann. 

Soweit zu dem kleinen konkreten 
Beispiel, dasden öko-imperialistischen Cha­
rakter der Verhandlungsführung durch die 
Sta.aten des Nordens deutlich werden läßt. 

Die Rolle der WeHbank 

Eindritterzentraler Diskussionspunkt 
in den Vorverhandlungen zur UNCED ist die 
Frage der finanziellen Lastenverteilung be­
züglich globalwirksamer Umwelt-Abkommen. 

Die Zusage der Staaten des Nordens 
zur finanziellen Unterstatzung der Staaten 
des SOdens bei Umweltschutzmaßnahmen 
im SOden darf dabei nicht als Ausdruck 
ökologischer oder sozialer LA.uterung des 
Nordens mißverstanden werden. Vielmehr 
sind diese Zusagen einer der SchlOsse!, mit 

DDIPIE8!l. 

denen O.berhaupt die Regierungen des SO­
dens dafOr gewonne·n werden können, sich 
in internationale Abkommen einbinden zu 
lassen. 

Im Zusammenhang mitdem Nord-Süd­
Finanztransfer hat sich ein weiterer Streit­
punkt an der Frage entwickelt, wer die Ver­
waltung dieser Gelder in welcher Form wahr­
nimmt. Die Staaten des Nordens wollen -wen 
wunderrs - diesen Finanztransfer Ober den 
sogenannten .globalen Umweltfond" der 
Weltbank abwickeln. Gegen die Verwaltung 
dieser Gelder durch die Weltbank wehren 
sichdieStaatendesSOdens,denndiesehaben 
zur GenOge erfahren mossen, daß die Welt­
bank ein Instrument der Staaten des Nor­
dens war und ist. mit dem diese ihre ökono­
mischen Interessen in den Staaten des SO­
dens durchsetzen. 

DarOberhinaus hat ein Weltbank-in­
ternesMemorandumauchnochdasökologische 
Image, das sich die Weltbank seit ein paar 
Jahren mOhsam aufzubauen bestrebt ist. 
grUndlieh entlarvt und deutlich gemacht, was 

Getreideernte in Niedersachsen 



EinridJtrmgshurts in Hamburg 

sichpraktischhinteralderwortreichenUmwelt­
RhetorikderWeltbankletztendlichversteckt. 
ln diesem internen Memorandum, geschrie­
ben von Vizeprlsident Summers, heißt es: 
Unter uns gesprochen: Sollte die Weltbank 
~icht ruiJLAbwanderung schmutziger ln~­
strie in die Entwick.lungs,.nderf6rdern ? ... DHI 
Kosten gesundheitsschidlicher Versehrnut­
zung bemessen sich nach den entgangenen 
Einnahmen durch .erh6hte Krankheit und 
Sterblichkeit. Sogesehen solhe Versehrnutzung 
in dem Land mitden geringsten Kosten statt· 
finden .... Ich war schon immer der Meinung, 
dsB unterbev61kerta (II, menschmerke suf: 
JJ!llllLbev61kerte; d. Verl.) Under in Afrika 
deutlich JllllllL-verschmutzt sind. • Der 
CharakterisierungdieserWeltbank-Politikals 
.Friss-MOll-Nigger-Politik", wie sie Greenpeace 
vorgenommen hat, ist nichts mehr hinzuzu­
fOgen. 

Die Erd-Charta 

Während der UNCED werden sicher­
lich vielepraktisch bedeu1Ungslose ErkUII'ungen 
produziert werden. Die als Ziel der UNCE~ 
anvisierte sogenannte .Erdcharta• wird SI· 
cherzugroßenTeilenmitdazugehOren.Einem 
Punktindieser .Erdcharta•solltejedoch schon 
besondereAufmerksamkeitgegebenwerden, 
da er in der ideologischen Auseinanderset· 
zung wahrscheinlich groBe Bedeutung ha· 
ben wird. Dieser Punkt ist die Frage der Be­
stimmung derVerantwor11ichkeitfOrdieglobalen 
ökologischen Zerstörungsprozesse. 

DiesbezOglieh Ist innerhalb der na­
tionalen. wie in der internationalen Vorberei­
tung auf die UNCED ein bemerkenswerter 
Wandlungsprozeß zu verzeichnen. War bis 
vor kurzem noch nahezu unstrittig, daß die 
Staaten des Nordens fOr die globalen 
ökologischen Zerstörungsprozesse verant· 
wortlieh zu machen alnd, so heißt es jetzt 
sowohl im nationalen, wie auch im internatio­
nalen Rahmen zunehmend, daß den Industrie· 
staaten lediglich eine Mitverantwortung fOr 
die ökologische .Krise• zukommt. 

Diese ideologische Verachiebung i.st 
ungeheuerlich, bedenkt me~sch d1e 
Eindeutigkeit der Fakten und d1e klaren 
HERRschaftsverhAltnisse zwischen NOfd und 
SOd, insbesondere bezOglieh der welt· 
wirtschaftlichen Entwicklung. So ungeheu­
erlich diese Verschiebung in der Ursachen­
bestimmung auch ist. so istdennoch abzuse· 
hen daß diese Eingang in die Formulierung 
der ·.Erdcharta• finden wird. 

Kann diese IdeologischeAusrichtung 
inderPolitikderG-7-Staatennichtverwundem, 
so ist es schon erschreckend festzustellen, 
daßauchUmweltverbände,wiez.B.derBUND 
und der Deutsche Naturschutz-Ring (DNR) 
in der BAD. sich dieser Position angeschlos­
sen haben. Beide genannten Organisatio· 
nen, die es eigentlich besser wissen, unter· 
zeichneten den Nationalen Bericht des 
Vorbereitungskomitees auf die UNCED, in 
dem die Industriestaaten nur auf ihre .Mit· 
schuld an der Zerst6rung der Umwelt"hinge· 
wiesen werden. (FR 26. 1.92) 

UNO-Umweltgipfel 

Ein vergleichbarer ProzeB vollzieht 
sich auch im internationalen Maßstab. So 
erklären die lateinamerikanischen Staaten 
Argentinien, Chile, Paraguay, Uruguay und 

Brasilien die bis vor kurzem noch eine ande· 
re Positi~n eingenommen hatten, nach ei­
nem Vorbereitungstreffen auf die UNCED im 
Februar 1992 in der Charta von Canele: Die 
unterzeichnenden Staaten seien mitverant· 
wortlieh fOr die globale Umweltkrise und er· 
bittenHiHevondenlnduatriestaatenzurlOaung 
der Umweltprobleme. Außerdem plädieren 
die Staaten fOr die Verabschiedung eines 
weltweiten Umweltkodexes, dessen Nicht­
einhaltungSanktionennachaichziehenmOßte. 
(Ökologische Briefe 15/92) . . 

Ein zentraler ideologischer Punkt 1n 
dieser Verantwortlichkeits-Definition ist im­
mer wieder die Hervorhebung der .Bev61-
kerungs-Explosion• in der sogenannten .3. 
Wett•. Diesewirdals ökologischer Zerstörung· 
sprozeß definiert, womit aich auch die Ein­
griffstelder im Kampf gegen die ökologische 
.Krise• entsprechend verschieben. 

Autonome Ökologie AG Wuppertal 
Mai 1992 

(Der Beitrag ist aus der aktuell zum 
Erdglpfel" herausgegebenen Bro­

;chüre der Autonomen Ökologie AG 
Wuppertal entnommen. 
Die BroschOre enthAlt weitere Artikel 
zur Klimakatastrophe, zum Ozonloch. 
zur Ideologie des .europäischen G?i­
stes•, zu Kapitalismus und Ökolog1e, 
Mensch und Ökologie und zur 
Militarisierung der ökologischen Fra­
ge. Die BrotchOre ist zu beziehen Ober: 
AutonomeOkologieAG,clolnfoladen, 
"1 • 5600 Wuppertal 1, oder Andreas, 
Tel. : 0202-31 0677) 
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Gorleben News 
Faßlager Gorleben: 
Persilschein für die 
Batreiber - Staatsanwalt­
schaft stellt Ermittlungen 
gegen die BLG in Gor­
leben ein 
Oie staatsanwaltschaftliehen Ermittlungen 
gegen Verantwor11ic:heder Brennelementlager­
gesellschaft (BLG) wegen der Einlagerung 
radioaktiver Abfalle aus dem belgisehen Mol 
im Jahre 1987 sind eingestellt worden. Der 
29seitige Einstellungsbeschluß der Staats­
anwaltschaft Loneburg vom 6. März (Akten­
zeichen 10Js 1258188)1iegtder80rgerinitiative 
Umweltschutz erst seit kurzem vor. Wir wol­
len auf eine fOrmliehe Beschwerde verzich­
ten. Denn wir sind es seit Jahren geWOhnt, 
in der juristischen Auseinandersetzung um 
die Atomanlagen abgeschmettert zu werden. 
Oie offensiehtliehen VerstOBe der BLG ge­
gen die Einlagerungsgenehmigung, gepaart 
mit Ermittlungsdefiziten der Staatsanwaltschaft 
werden in der politischen Auseinanderset­
zung um das Faßlager Gorleben aber noch 
eine Rolle spielen. 
Oberstaatsanwalt Johann-Aibreeht MOIIer 
reaOmierte, von 1 290 Fllssem.der Lager­
gauen A und B seien nachweislieh 302 Im 
belgisehen Atomzentrum Mol konditioniert 
worden. Von den 302 verdlehtigen Fissem 
in Gorleben seien 8 in JOtich zerstOrend un­
tersuchtworden. Oie StaatsanwaltschafthAlt 
diese Zahl fOr reprAsentativ, die BI kontert: 
diese Stichproben reichen nicht aus, weder 
ist die Zahl repräsentativ, außerdem ist bei 
der schlampigen Abfallbehandlung immer mit 
Ausreißern zu rechnen. Hier ist nun auch das 
niederslchsiseheUmweltrninisteriumgefOfdert, 
weiterefaßzerstOrende Einzelunl8rsu<:hungen 
mOBten angeordnet werden, und zwar auf 
Koaten der BLG. 
Der Bericht der Staatsanwaltschaft hält wei­
ter fest, daß FremdabfAlle in Mol zur Tarnung 
falsch deklariert wurden. U.a. wurden Fla­
sermit Innengebinden entdeckt. derfreie Raum 
zwischen Außen- und Innenfaß wurde mit 
inaktivemZementverfOIIt,damitanderAußen­
wand die Oberflächendosisleistung von 
200mremlh - das ist auch fOr das Faßlager 
die erlaubte Obergrenze - nicht Oberschrit­
ten wurde. Drei FAsser in Gorleben hatten 
nachweislieh diesen Grenzwert O.bersehrit­
ten, wurden aber nicht wieder abtranspor­
tiert.AuchPiutoniumalsFolgedersogenannten 
Querkontamination bei der Vermischung al­
ler AbfAlle in Mol ist in den FAssern enthal­
ten. Nach der NoveNe der Strahlenschutz-
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verordnung 1989 sei dieses gestattet, wenn 
der Plutoniumanteil nicht hOher als 3 g pro 
100 kg Nuklearabfall betrage, argumentiert 
die Staatsanwaltschaft heute. Nach den Eln­
lagerungsbestimmungen dOrfen in den Fis­
sem auch keine faul- oder glrfAhige bzw. 
chemische Reaktionen auslOsende Stoffe 
enthalten sein. Folgenlos bleibt zur unserer 
Verwunderung auch die Einlagerung von 
Fissem aus dem Berliner Hahn-Meitner-ln­
stitut, bei denen es zu Rißbildungen als Fol­
gechemischer Reaktionen kam. Oie Bllhflsser 
werden im Einstellungsbeschluß mit einem 
Satz abgetan. Drei Fässerwaren nachweis­
lieh im Faßlager ausgelaufen, in Ihnen be­
fanden sich unverfestigterSchlamm und leicht 
radioaktives Wasser - auch das hat tor die 
BLG nun kein gerichtliches Nachspiel. 
WelchenSinn machendie Bestimmungender 
Betriebsgenehmigung, wenn sie ungeahndet 
Oberschritten werden dOrfen, fragen wir die 
Genehmigungsbehörden. FOr uns ist der 
Einstellungsbeschluß aufdiesem Hintergrund 
ein Persilschein fOr die BLG. EinzeltaB­
untersuchungen torde Charge, de demnlchst 
wieder ausgeliefert wird, und zwar der Inhal­
te, eine Kontrolle der Kontrolleure, wenn es 
wie in jOngster Zeit Hinweise auf weitere 
BIAhfAsser gibt, und ein Nein zur weiteren 
Lockerungder Genehmigungsvorschriften ist 
das. was einer rot13rOnen Landesregierung 
als Reaktion auf eine derart betreiber­
freundliehen Einstellungsbeschlußabverlangt 
werden darf. 

Faßlager Gorleben -
WAA-Abfälle aus Cap de 
Ia Hague nach Gorleben 

Umfassende Antwort auf die Fragen der BI 
Umweltschutz zur Nutzungserweiterung des 
Faßlagers Gor1eben hatdas niedersAchsische 
Umweltministerium inzwischen in zwei Schrift-

sitzen gegeben. Oie Nutzung konradgAngiger 
Container im Faßlager hatten wir moniert. 
Oie Frage, ganz realpolitisch gestellt: wel­
chen Sinn macht die Genehmigung dieser 
Container bei uns, wenn zugleich behauptet 
wird,daßdasEndlagerSchachtKonradnicht 
akzeptiertwerde,wennderErOrterungstermin 
nicht einmal 'stattgefunden hat? Die Genoh­
migoog, belehrtunsnun das Umweltministerium, 
sei bereits im 1. Nachtrag zur Genehmigung 
tOrdas Abfallagario Gorleben vom 13.10.87 
enthalten, hauptsichlieh gehe es bei dem 
jetzt anhAngigen neuen Genehmigungsan­
trag der Brennelementlagergesellschaft 
Gorleben (BLG) um die ;.gewünschte Zulas­
sung anderer Aktivitätsinventare•. Und das 
heißt: 
Aufhebung der Geaamtaktlvltitaarenzen I 

Eine sehiOssige undoffene Begründung wird 
aberauch in diesem .fachlich sehrdetaillier­
ten Schreiben• nicht gegeben . Auf das 
Abfallgebinde bezogen solle es in Zukunft 
eine Begrenzungvon Aktivitätskonzentrationen 
(Bc:Vg-Abfallprodukt) geben, gleichzeitig aber 
sei das Ziel des BLG-Antrags die .Aufhebung 
derBeschrlnlwng derein lagerbaren Gesamt­
aktivität". Was sich dahinter verbirgt, schlie­
ßen wir aus einer anderen Passage des 
Antwortschreibens:"Nich tmlneralische 
Fixierungsmittel dOrfen in unfallsieheran 
Behältern (z.B. MOSAIK-Gußbehälter) als 
Bindemittel fOr Abfälle eingesetzt werden. 
Oadu~ch soll die Einlagerung von bitumierten 
Abfällen aus der Wiederaufarbeitung in La 
Hague ermöglicht werden.· 
Es veht also doch - wie wir schon vermutet 
hatten - in erster Linie um die AbfAlle aus der 
Wiederaufarbeltung. die nach Gorleben kom­
men sollen! Unddie BLG hatauch gleich eine 
.Hintertreppe" eingebaut: Sollten einzelne 
Abfallgebinde mit höheren AktlvitAls ­
konzentrationen anfallen, so dOrften diese 
dennoch eingelagert werden, .wenn detail­
lierteFreisetzoogsberechnungendie Einhaltung 
der Freisatzungsgrenzwerte nachweisen.· Mit 



anderen Worten, man rechne bereits mitder 
Überschreitung der Grenzwerte aus der 
Wiederaufarbeitung, unddie BLG besorgt sich 
vorsorglich einen weiteren Persilschein 
(s.nachfolgenden Beitrag). 
Das Umweltministerium verweistvon sichaus 
auf ein .Versagungsermessen" und gibt be­
kannt, .rechtzeitig• vor der Erteilung einer 
Genehmigung nach § 3 StrSchV (.Strahl­
enschutzverordung) .die interessierte und 
betroffene Öffentlichkeit im Raum LOchow­
Dannenberg"zuinformieren. Hoffentlichversagt 
Rot-Gron an dieserStellen nicht erneut, aber 
das anzunehmen, wäre wohl vermessen. 

Nachrichten aus der 
Tropfsteinhöhle 
Der laugenzufluß im Schacht 1 des geplan­
ten Endlagers ist nach 6 Monaten noch im­
mer nicht gestoppt. Damit ist das Abteufen 
der Endlagerschächte, das im März 1986 
begann, inzwischen zwei Jahre im Verzug. 
Bereits ab Mai 1987, nachdem der Schacht 
1 als Folge der starken Konvergenzen einzu­
stürzen drohte, war das Abteufen fOr fast 18 
Monate notgedrungen gestoppt worden. Die 
offiziellen Stellungnahmen zum gegenwärti­
gen weiteren Untersuchungsauftrag des nds. 
Umweltministeriums undder Bergbehörden, 
sindimmerspärlichergeworden. Das Bundes­
amttOrStrahlenschutz (BfS) gehtdavon aus, 
daß die Oberlange Standzeitdes Frostkörpers 
und die Verstärkung der Gefrierleistung nach 
dem schweren Unfall im Mai 1987 zu einer 

Ausweitung der sog. temperaturbedingten 
.Topfrisszone•gefOhrthabe. Um dieSchächte 
abteufen zu können, wird der Untergrund 
gefroren. Die Folge sind große Temperatur­
unterschiede unter Tage. Der Kieler 
Quartärgeologe Prof. Klaus Duphom hingegen 
vermißt seitens des BfS den Gegenbeweis, 
daß es sich nicht um eine Kombination von 
kUnstliehen - durch das Gefrierverfahren 
hervorgerufene - und natürlichen salztek­
tonischen Rissen handelt. Duphom:2wiscben 
260 ynd 280 m Tiefewerde der Schacht 1 von 
ejner sa!ztektonjschen störunggroßen Aus­
maßes dyrchzogen yerscbjedene Salz­
scbjcbten sejen mjtejnerGesamtmächtjgkejt 
von1OOm enb!ocabgerissenyndaysaeauetscbt 
worden Bjs bjnab zyr 290m- Sole liegen dje 
Laugenzyf!Osse so djcbt zysammen daß.mn 
ejner Pun!stwolfse"gesprocbenwerdenmQsse 
Duphorn vermutet ein ganzes Netzwerk von 
kommunizierenden Röhren bzw. Rissen. 
Zusätzliche Untersuchungen- Bohrungen und 
mineralogische Dünnschliffuntersuchungen 
seien nötig. Ob Oberhaupt in 350 m Tiefe das 
Ausbaufundament errichtet werden könne, 
sei höchst fraglich. 
Daß die Endlagerbauer nicht vorankommen, 
kritisieren wir natürlich nicht (da hat uns die 
EJZ Ende Mai falsch wiedergegeben). Und 
der Machbarkeil des Ausbaufundaments gilt 
unsere Sorge auch nicht. Denn wir wollen 
nicht die Fortführung, sondern den Abbruch 
des milliardenschweren Projekts. Was das 
Umweltminsterium in Hannoverzuunternehmen 
gedenkt, wissen wir nicht. Wir empfehlen for 
die Tropfsteinhöhle noch immer den Wider­
ruf des Hauptbetriebsplans. 

Besuch aus der CSFR 

Der Wlener Bürgermeisterzahlteden Bus, 
dasSchwandorfer Anti-WAA-Büro beglich 
die Kosten für Unterkunft und Verpflegung: 
so starteten 30 Bewohner aus dem tsche­
chischen Dorf Dukovany bel Brünn am 
vergangeneo Wochenendezuelnerlnfotour 
nachGorleben, woslealsGisteder Bürger­
initiative begrüßt wurden. 

Anlaß fOr diese ungewöhnliche .Biitztour• ist 
der Plan der Nukem, in Dukovany ein Brenn­
elementzwischenlagerfOrdenhochradioaktiven 
MOIIzubauen,derimAKW-Komplex Dukovany 
angefallen ist und noch anfallen wird. ln der 
vergangeneo Woche hatte in Dukovany be­
reits ein Anhörungstermin stattgefunden. Die 
Beschältigung mit den Zwischenlagerplänen 
habe zu heftigen Diskussionen in dem Dorf 
und der Umgebung des Kernkraftkorn plexes 
geführt- dort sind 4 Blöcke des sowjetischen 
Typs WWERmitje440MegawattNennleistung 
in Betrieb. Nachdem die ROcklieferung der 
abgebrannten Brennelemente in die einstige 
Sowjetunion nichtmehr möglich war, wurden 
sie in Bohunice zwischengelagert und sollen 
u.a. jetzt zurückgeführt werden. 
Eine wachsende Skepsis der tschechoslo­
wakischen Bevölkerung gegenOberder Atom­
kraftund-speziell in SachenZwischenlagerung 
-und die Klarheitvor Augen, daß es ein künf­
tiges Endlager in der CSFR nicht gebe, hät­
ten zu einer Ablehnung der aktuellen Pla­
nungen in Dukovany geführt, erläuterte der 

Borgermeister Dukovanys, Vitezslav Jonas, 
in einer mehrstOndigen Gesprächsrunde in 
Trebel, die nach der Besichtigung der 
Gorlebener Atomanlagen am Morgen statt­
fand. Zweifelhaftes habe man auch Ober die 
Rolle der Nukem im Transnuklearskandal 
erfahren und~ .Das AKW hat Dukovany nicht 
besiegt!• umriß Jonas die Stimmung vor Ort. 
Neben Fachfragen standen die Motive der 
LOchow-Dannenberger Atomkraftgegner, die 
Rolle der Kommunen und der Kommu­
nalparlamenteam Nachmittag im Mittelpunkt 
des Interesses der Gäste aus der CSFR. 
Aufgrund der politischen Umbruchsituation 
in der CSFR komme derzeit den Kommunen 
bei der Entscheidung Ober ein For und Wider 
der Atommollagerung ein großes Gewicht zu. 
Undinevon Blottnitz, Ex-Europarlamentarierin 
und jetzt im Bundesvorstand der Grünen, 
beschwor die Gäste, ihre Skepsis zu bewah­
ren und sich nicht von Hochglanzbroschüren 
und Professorentiteln beeindrucken zu las­
sen. Offensichtlich, so die Mahnung, versu­
che die Atomindustrieangesichts leerer Auf­
tragabOeher im Westen nun im Osten die 
Schwierigkeiten bei der Energieversorgung 
schamlos fOr ihre Geschäftsinteressen zu 
nutzen. Aber auch nach den .Gorleben-Gel­
dern• wurde gefragt, der Begriff schien eini­
gen der Gästebereits bekannt. Das Resümee 
desatomkritischen BOrgermeisters Jonaszum 
Abschied:manwollesichnichtfinanziellködem 
lassen und weiter nein zu den Plänen der 
Nukem sagen. 

Gorleben-Prozesse 
neue Welle 

Seit 18. Mai wird vor dem Amtsgericht 
Danneoberg gegen Gorlebengegner/ionen 
verhandelt. Widerstandsaktionen in der Zeit 
vom 6. Februar 1990 bis zum 19. Februar 
1991 haben nun ein gerichtliches Nachspiel: 
gemeint sind die Blockadeaktionen bei Bau­
beginn der Pilotkonditionierungsanlage(PKA), 
Aktionstage zu Ostern 1990 und Besetzungs­
aktionen - zum einen wurde die PKA-Bau­
stelle in Greenpeacemanier im letzten Jahr 
symbolisch besetzt, zum anderen wurden die 
Türme der Endlagerschächte bestiegen und 
damit das Schachtabteufen für einen Tag 
lahmgelegt 
ln scharfer Form hatte sich die BI Umwelt­
schutz gegen die Vorverurteilung der Demon­
stranten verwahrt. Das Landgericht LOneburg 
hattedieAngeklagten in einer Presseerklärung 
als .gewalttätige Gorleben-Demonstranten• 
bezeichnet. An die Adresse der Staatskanzlei 
in Hannover verwies die BI-Vorsitzende Su­
sanne Kamien in einem Brief auf den Wider­
spruch, daß die rot-grüne Koalition zwar aus 
der Atomenergie aussteigen wolle, Polizei 
und Gerichte in Niedersachsen aber norma­
le Widerstandshandlungen und bOrgerliehen 
Ungehorsam zu .staats- und gesellschafts­
feindlichen Taten aufbauschen•. Auch die 
Diskussion der Bundes-SPD Ober positive 
Änderungen von Rechtsformen - so sollten 
Sitzblockaden künftigstraffreibleiben-schienen 
.Schall und Rauch". Die BI betonte, auch Recht 
und Gesetz seien einem gltsellschaftspoli­
tischem Wandel unterzogen, die Anklage­
erhebung durch die Staatsanwaltschaft 

LOneburg atme den .proatomaren Geist von 
gestern•. 
Einstellung aller Verfahren! 
Schluß mit der Kriminalisierung der 
AKW-Gegnertlnnen! 
Insgesamt hat die Staatsanwaltschaft 
in 36 Fälle Anklage erhoben! 

Prozessinfos: 

Prozessinfos Oberdas BI-Büro, Drawehner­
str.3, 3130 LOchow, 05841/4684 

Castor-Transporte 
im Herbst? 

CASTOR-Transporte im Herbst??? Wir 
stellen uns bereits jetzt darauf ein, ruft 
uns an, fragteinmal nach. Wirdes heiß, 
gibt es Rundbriefe. Wer will mit in die 
Telefonkette bei Alarm? 
Wirwerdendie Herbstkonferenzder Anti­
Atom-Initiativen im Wendland ausrich­
ten. Termine werden wir rechtzeitig be­
kanntgeben, aber so, daß sie nicht mit 
dem Erörterungstermin in Salzgitter kol­
lidieren. 

Wolfgang Ehmke 
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Schacht Konrad 

"Wir sind geg.en SCHACHT KONRAD-
Unterdiesem Motto sollen gleich nach 
den Sommerferien zahlreiche Aktio­
nen zur Verhinderung eines Atom­
mOllendlagers SCHACHT KONRAD ln 
Salzgitter laufen. Anlaß Ist der wahr­
scheinlich am Montag, den 28. Sep­
tember 1992 (gleichzeitig Beginn der 
Herbstferien ln Nledersachsen!) 
beglnnende"Erörterungstermln". Trotz 
der 289.000 Einwendungen (so lautet 
die jetzt offiziell genannte Zahl) hält 
Bundesumweltminister Töpfer welter­
hin an dem Projekt fest. 

Statt sich mit den Einwendungen sachlich 
und politisch auseinanderzusetzen, macht 
sich Töpfer zum Büttel der Atomlobby und 
versuchtdalö Projektmitdem Weisungshammer 
durchzupeitschen. Die Gutachter der 
Genehmigungsbehörde (des Nieders. Um­
weltministeriums) haben die Prüfung der 
Einwendungen (einseht der Stellungnahmen 
der Kommunen mit ihren umfangreichen 
Gutachten) noch längstnicht abgeschlossen 
und werden die Prüfung auch im Herbst noch 
nicht abgeschlossen haben. Töpfer will das 
Ergebnis nichtabwarten und hatdas Nieders. 
Umweltministerium angewiesen, .den 
Erörterungstermin spätestens am 28.09.92 
begonnen zu haben•. 

Der Atomwirtschaft renntdie Zeit davon. Die 
völlig ungelöste .Entsorgung• bleibt einesder 
größten Akzeptanzprobleme (für den weite­
ren Ausbau der Atomenergie) und ein fakti­
sches Problem, die bestehenden Zwischen­
lager ·werden nach offiziellen Voraus­
berechnungen bis 1997 randvoll sein. 
Ab 1993 muß die Bundesrepublik dt:~n Atom­
müll zurücknehmen, der bei der Wieder­
aufarbeitung deutscher Brennelemente im 
Ausland (in La Hague und Sellafield) ange­
fallen ist. Diese Abfallmenge macht übrigens 
ca. 50% des für SCHACHT KONRAD vorge­
sehenen Atommülls aus. 

I 
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Und SCHACHT KONRAD istfürdie Bundes­
regierung nach wie vorohne Alternative. Nach 
dem Erörterungstermin wird Töpfer versu­
chen, möglichstschnelleinen Planfeststellungs-

beschluß zu erwirken. Den muß zwar das 
Nieders. Umweltministerium treffen, aber 
aufgrundseiner Weisungskompetenz wird er 
zumindestversuchen, diesen zu seinen Gunsten 
zu beeinflussen. Offen ist allerdings, ob die 
in dem Urteildes Bundesverfassungsgerichtes 
ausgesprochene Weisungskompetenz wirk­
lich soweit reicht, daß der Antragsteller über 
die Genehmigung seines Antrages letztendlich 
selbstentscheiden kann. Sollte es -wie auch 
immer- zu einem Planfeststellungsbeschluß 
kommen, dereine Endlagerung in SCHACHT 
KON RAD genehmigt, hätte eine Klage höchst­
wahrscheinlich keineaufschiebende Wirkung. 
D.h. wenn der Beginn der Einlagerung wirk­
lich verhindertwerden soll, müssen die Men­
schen in der Region, aber auch bundesweit, 
die das wollen, sich entsprechende (neue) 
Maßnahmen überlegen. 
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Schacht Konrad 

Mit Kompetenz und P-hantasie 
gegen die geballte Macht" 

Was bringt der 
Erörterungstermin ? 

Im Erörterungstermin wird auf jeden Fall keine 
abschließende Entscheidung gefällt. Er hat 
den Zweck, die Genehmigungsbehörde zu 
ertüchtigen, damit sie einen Planfeststellungs­
beschluß fällen kann, dermöglichst.gerichts­
fest" ist. Die Einwender und Einwenderinnen 
(andere sind - formal gesehen - gar nicht 
einlaßberechtigt) können ihre Einwendungen 
noch einmal mOndlieh vortragen und durch 
Sachbeistände untermauern lassen. Die Klage­
möglichkeit hat man sich mit der (fristgerecht 
eingereichten) Einwendung gesichert; die 
Erörterung ist in diesem Zusammenhang 
unerheblich. 

Trotzdem ruft die Arbeitsgemeinschaft 
SCHACHT KONRAD dazu auf, an dem 
Erörterungsterminaktiv teilzunehmen unddiese 
Zeit der besonderen öffentlichen Aufmerk­
samkeit zu nutzen, um die Argumente gegen 
ein Atommüllendlager SCHACHT KONRAD 
und die Breite der Ablehnung deutlich zu 
machen. 

FOr die Erörterung wird aufdem Festplatz an 
derNei BestraBe in Salzgitter-Lebenstedteigens 
eine Leichtbauhalle errichtet, die 1.000 bis 
2.000 Personen fassen kann. Das Nieders. 
Umweltministerium wird aus den eingegan­
genen Einwendungen einen zu erörternde 
Themenabfolge festlegen. Zumindestwochen­
weise soll vorher öffentlich bekanntgegeben 
werden, wann welche Themen .dran• sind. 
Dann hatjedeR Einwanderin das Recht, sich 
zu dem Thema mOndlieh zu äußern. Der 
Verhandlungsleiter (der vom Nieders. 
Umweltminsterium) benannt wird, bestimmt, 
wer wann und wie lange reden darf. Der 
Antragsteller, das Bundesamt fOr Strahlen­
schutz (die mit ca. zehn Personen anwesend 
sein werden), wird sicherlich häufiger aufge­
fordert werden, sich zu den einzelnen Punk­
ten zu äußern. 

DieArbeitsgemeinschaftSCHACHTKONRAD, 
das Landvolk, der DGB und die Umweltschutz­
verbände haben beim Nieders. Umwelt­
minsterium u.a. darauf gedrungen, daß -
zumindest zu wichtigen Themen- die Erörte­
rung zu Zeiten stattfindet, an denen normal 
arbeitende Menschen auch teilnehmen kön­
nen. MOndlieh ist hierzu eine Zusage gege­
ben worden. Insgesamtkann der Erörterung­
stermin vier, acht oder sogar zwölf Wochen 
dauern. Da es das erste Verfahren fOr ein 
Endlager Oberhaupt ist, gibt es auch in die­
sem Punkt keine Vergleichsmöglichkeit 

Was ist geplant ? 

Ein Endlager SCHACHT KONRAD kann nur 
verhindert werden, wenn die Menschen ihre 
Ablehnung deutlich zum Ausdruck bringen. 
Eine gute und wichtige Möglichkeit hierzu ist 
die Erörterung, da in der Zeit bundesweite 
Aufmerksamkeit so gut wie sicher ist. Die 

Diskussion bei der Erörterung darf nicht den 
Fachleuten Oberlassen bleiben. 

Nichtsdestotrotz versucht die Arbeitsgemein­
schaftSCHACHTKONRAD Mittel zu erschlie­
ßen, um interessierten Einwenderinnen 
Sachbeistände vermitteln zu können. Eine 
erste Beratung tOrEinwenderinnen bietetdie 
ArbeitsgemeinschaftSCHACHTKONRADauf 
dem KONRAD-Kongreß am Samstag, den 
18. September 1992 im DGB-Haus in Salz­
gitter an. Direkt neben der leichtbauhalle 
werden der Arbeitsgemeinschaft SCHACHT 
KONRAD vom Nieders. Umweltministerium 
Räumlichkeiten und technische Vorausset­
zungen gestellt, um dort u.a. eine Beratung 
vor Ort durchführen zu können. 

Demo am 17. Oktober 1992 

Um die Breite der Ablehnung deutlich zu 
machen, ruft die Arbeitsgemeinschaft 
SCHACHT KONRAD schon jetzt zu einer 
bundesweiten Demonstration am Samstag, 
den 17. Oktober92 um ca. 14.00 UhrinSalz­
gitter-Bieckenstedt auf. Mitte Juni will die 
Arbeitsgemeinschaft SCHACHT KONRAD 
einen nächsten bundesweiten Rundbrief 
verschicken, um die geplanten Aktivitäten 
näher zu erläutern. 

Neue Adresse der Arbeitsgemein­
schaft SCHACHT KONRAD 

DieArbeitsgemeinschaftSCHACHTKON­
RAD hat seit dem 1. Mai 1992 ein neues 
(und größeres) BOro in Braunschweig, 
Petzvalstr. 50, Tel.: 0531/ 37 81 21/22 
und Fax: 0531 /37 81 51. 
Das BOro in Salzgitter-Bieckenstedtwird 
zu einem Informationsbüro ausgebaut 
und ist nach Vereinbarung geöffnet. 

FOrdleDurchfOhrungdleserMaß­
nahmen benötigt die Arbeitsge­
meinschaft SCHACHT KONRAD 
dringend Spenden: 

Nr.378752-308 PGiroAHannover (BLZ 
250 100 30) 

Nr. 93 44 250 NORD/LB WolfenbOttel 
(BLZ 270 500 00) 

(Oie Arbeitsgemeinschaft SCHACHT 
KONRAD e.V. ist als gemeinnützig an­
erkannt-Spenden sind deshalb steuerlich 
absetzbar - eine Spendenquittung wird 
Anfang 1993 zugesandt - Bitte Absen­
der leserlich schreiben) 

Claus Sehröder 
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Gewaltfrei 
gegen die atomare 

Bedrohung 
Kettenreaktion Hanau 
informiert Ober ihre Blockade des Brenn­
elementewerksund Ober die Arbeit danach: 
Zunächst zur Aktion selbst. DIE SIEMENS­
BLOCKADE AM 9.3.92 
Die ca .. 130 Teilnehmerinnen der Aktion ka­
men ausdem gesamten Bundesgebiet, knapp 
60 von ihnen hatten sich entschlossen, als 
Blockierlnnen teilzunehmen. Unter anderen 
nahmen Ärztinnen, Mitglieder von Ordens­
gemeinschaften, Polizisten und Pfarrer teil, 
sowie- als vielleicht prominenteste Teilneh­
mer - der Schriftsteller (und ehemalige 
Bundestagsabgeordnete) Dieter Laumann und 
Klaus Vack vom Komitee für Grundrechte 
und ·Demokratie. Die größte Gruppe der 
Unterstützerinnen kam mit einem Bus aus 
Wackersdorf, diegrößteeigenständrge Gruppe 
von Blockiererinnen waren Mitglieder des 
Odenwälder Friedensforums. Von den 54 
Blockiererlnnen, die am 9.3. festgenommen 
worden sind, hatten 18bereitsmehrmals vorher 
an Blockaden in Hanau teilgenommen, für 
alle übrigen war es die erste Blockade des 
Brennelementewerkes. Die Zahl der 
Teilnehmerlnnen, die im direkten Umkreis 
von Hanau wohnen, hat zugenommen; etwa 
ein Drittel der Unterstützerinnen und 
Blockiererinnen kamen aber aus recht ent­
fernten Orten zur Aktion nach Hanau. Ohne 
diese bundesweite Unterstützung wäre es 
nicht möglich gewesen, eine wirksame Blok­
kade aller Zufahrten zum Brennelementewerk 
zu bewerkstelligen. 
ln mehrfacher Hinsicht beurteilen wirdie Aktion 
als erfolgreich: 
- Die Schadensersatzdrohung gegen 
Blockiererlnnen-vonderFirmaSiemensnach 
der Blockade am 6.3.1991 ausgesprochen, 
hatihrZiei(EinschOchterung und Maßregelung) 
nicht erreicht: im Gegenteil haben sich weit 
mehr Menschen als zuvor an der jüngsten 
Blockade-Aktion beteiligt. Es konnte also 
verhindert werden, daß ein Exempel darOber 
statuiert wird, wie mächtige Firmen und Insti­
tutionen gewaltfreien Widerstand in die Knie 
zwingen können. 
-Unsere Anstrengungen, gegen dieSchadens­
ersatzforderungen eine Welle von Solidarität 
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und Unterstützung zu mobilisieren, hat nicht 
nur zu der starken Beteiligung an der Aktion 
selbst geführt, sondern eine Vielzahl von 
Kontakten geschaffen und (mit) dafür gesorgt, 
daß Informationen Ober die Hanauer'atoma­
ren Vorgänge· stärker wahrgenommen wer­
den. Ein Ausfluß dieser Arbeit ist die weiter 
unten besprochene Broschüre mit Briefen an 
Siemens. 
Wirhaben versucht, die bei uns eingegange­
nen ROGkmeldungen zur Aktion sorgfältig 
auszuwerten. Alle Teilnehmerinnen bekom­
men diese Auswertung (sowie einen Presse­
spiegel) automatisch zugeschickt. Wer sonst 
noch Interesse hat, möge sich bitte melden 
(siehe auch Materialliste am Schluß). 

Weitere Aktionen, Ausblick 

Am 27.4.92habendrei Mitgliederder'BOrger­
initiative Energiewende Stendal' eine Mahn­
wache aufdem Gelände des Brennelemente­
werkes durchgeführt. Ohne von den Wach­
leuten des Werkschutzes behindert zu wer­
den, betraten sie das Betriebsgelände und 
konnten sicheine zeidang unbeobachtetdarauf 
bewegen. Erst als sie mit dem ausgerollten 
Transparent (.Wir schweigen mahnend für 
die Opfer der Atomtechnik") in den Bereich 
des Haupttores zurückgingen, wurden sie vom 
Werkschutz aus dem Betriebsgelände her­
ausgebracht; siekonnten aberdie Mahnwache 
unmittelbarvor dem Pförtnerhaus fortsetzen. 
Wir möchten gerne mit Euch gemeinsam Ober 
die Fortsetzung derartiger Aktionen beraten, 
die mit sehr viel weniger Teilnehmerinnen 
und relativ unaufwendiger Vorbereitung 
umgesetztwerden können. Unserer Ansicht 
nach istdiegeringe Zahl von Teilnehmerinnen 
dann kein Mangel, wenn es gelingt, die wich­
tigen Aussagen ·und Zeichen in der Aktion 
zum Leben zu bringen und deutlich zu ma­
chen. 
EinigeTeilnehmerlnnenderBiockadeam9.3.92 
haben die Erwartung geäußert, bis zu einer 
nächsten großen Aktion Zivilen Ungehorsams 
gegen den Betrieb des Brennelementewerkes 
solle nicht wieder ein ganzes Jahr verstrei-

chen. Obwohl auch wir den Wunsch haben, 
den Widerstand zu verstärken, sehen wirdiese 
Erwartungen mit gemischten Gefühlen: 
- personell ist die Kettenreaktion mit einer 
Kerngruppe von derzeit 6 'Schafferlnnen' an 
den Grenzen der Belastbarkeit. Eine so gro~ 
Be Aktion wie am 9.3. läßt sich deshalb nicht 
beliebig oft wiederholen. 
- Die Entscheidung, zu einer Blockade des 
Werkes aufzurufen, warfüruns stetsein Resultat 
aus der unmittelbaren Auseinandersetzung 
mitden Verantwortlichen der Firma Siemens. 
Sie ist also nie einseitig und •automatisch' 
getroffen worden, sondern immer erst nach 
einem genauen Hinhören, ob sich im Konflikt 
mit Siemens auch noch andere Wege öffnen 
könnten, das Ziel-die Beendigung der Brenn­
elementeproduktion - zu erreichen. Unser 
nächster Schritt wird es sein, von Siemens 

Reaktionen auf die Blockade vom 9.3.92 ein­
zufordern. Vorher können und wollen wirOber 
das Datum einer nächsten großen Aktion noch 
nichts sagen. 
- Beiden Vernetzungstreffen dergewaltfreien 
Anti-AKW-Initiativen diskutieren wir z.Zt., ob 
es zu den Blockade-Aktionen bessere Alter­
nativen gibt - beispielsweise 'Reingeh'-Ak­
tionen wie die oben beschriebene. 
- Die hier angerissenen Fragen möchten wir 
mit möglichst vielen von Euch bei einem .Per­
spektiven-Treffen• beraten, zu dem wir für 
den31.10./1.11.92nachHanauoderFrankfurt 
einladen werden. (Bitte den Termin schon 
notieren!!) Da wir erstjetzt-gut zwei Monate 
nach der Aktion-dazu kommen, in Ruhe Ober 
weitere Perspektiven nachzudenken, können 
wir unsere Gedanken dazu erst im nächsten 
Rundbrief vorstellen. 
Bei all diesen Überlegungen ist es für uns 
sehrwichtig zu wissen, wie hoch Eure Bereit­
schaft ist, mit uns zusammen -oder selbstän­
dig-am Brennelementewerk in Hanau zivilen 
Ungehorsam zur Oberwindung der atomaren 
Gefahr zu leisten. Meldet Euch bitte bei der 
u.g. Kontaktadresse. 
- Neben den Aktionen Zivilen Ungehorsams 
möchten wir an der regelmäßigen Präsenz 
am Werkfesthalten. Wieihrwißt, sindwiram 
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6. eines jeden Monats (in der Regel von 15.00 
bis 17.00 Uhr) am Werk. Wir wOrden es sehr 
begrOBen, wenn andere Gruppen einzelne 
dieser Präsenz-Daten Obernehmen wOrden 
oder sich daran beteiligten. Zum einen, um 
etwas von der Breite des Widerstandes im­
mer wieder vor Ort sichtbar werden zu las­
sen, zum anderen wäre uns das eine will­
kommene Entlastung. Natürlich seid ihrauch 
als Einzelpersonen herzlich eingeladen, im­
mer mal wieder an einem 6. teilzunehmen. 
(Am besten aber kurz vorher bei einer/m von 
uns anrufen, um zu erfahren, ob es terminlieh 
irgendwelche Verschiebungen gibtl). 
- Am 6.5. haben wir die Präsenz am Werk 
genutzt, den Mitarbeiterinnen im Werk eine 
Reihe von Briefen anzubieten, die (v.a.) im 
Vorfeldderletzten Blockade an die Siemens­
Werksleitung geschrieben worden waren; sie 
erschienen uns inhaltlich so wichtig, daß wir 
sie den Beschäftigten zur Kenntnis bringen 
wollten (siehe Materialliste). Zum Preis von 
DM2,00habenwirerstaunlichvieleBroschOren 
verkaufen können. Eineandere Hoffnung hat 
sich leider nicht erfOIIt: Wir hatten verschie­
dene Kontakte zu den Schutzpolizistinnen 
genutzt, di.ejenigen unter ihnen, die sich 
ebenfalls Sorgen wegen der Nuklearbetriebe 
machen, zur Mahnwache am 6.5. besonders 
einzuladen. Es hat sich aber an diesem Tag 
keine/r von den Polizistinnen zum Werk auf­
gemacht. (aua, aua l,d.S.) 
Sehr beeindruckend war fOr uns dagegen die 
Teilnehmevon Sinaida, derMuttervon Larissa, 
einem an Leukämieerkrankten Mädchen aus 
Wei Brußland. Sinaida und Larissa halten sich 
in Frankfurtauf, seitdem LarissaanderFrank­
furter UniversitAtsklinik behandelt wird. Oie 
Teilnehmerinnen der Blockade kennen ihre 
Namen bereits, denn Larissa hatte - vom 
Krankenbettaus-zurGestaltung der Meditation 
beigetragen; sie hat dem Text die Namen 
derjenigen ihrer Mitpatientinnen zugefOgt, die 
-wiesie-durchdenSuper-GAUvon Tschemobyt 
an Leukamie erkrankt waren und bis zum 
Tag der Blockade bereits verstorben waren. 
Darunter alle Kinder, die mit ihr zusammen 
die Behandlung in Frankfurt begonnen hat­
ten. 

Die Prozesse 

Von den ursprangtich 18 Verfahren im Zu­
sammenhang mitder Siemens-Blockade vom 
6.3.91 (15 Festnehmen wg. der Aktion plus 3 
x Ermittlungen wg Aufruf zur Blockade) wa­
ren im Vorfeld 13 eingestellt worden. 5 
Blockiererinnen hatteneinen Stralbefehlwegen 
.Nötigung• erhalten und Widerspruch dage­
gen eingelegt, so daß es nun zu mOndliehen 
Verhandlungen vor dem Amtsgericht Hanau 
kommt. Die erste dieser Verhandlungen hat 
am 7. April stattgefunden, die4weiaerenwerden 
in den nlchsten Wochen terminiert werden. 
Bei der.Verhandlung am 7.4. gegen Michael 
Dietrich (Mitglied der Fl Maintal) hat Richter 
Berner nach einer ausfOhrlichen Beweis­
aufnahme angeregt, einer Einstellung des 
Verfahrens nach § 153,2 StPO (also ohne 
Auflagen) zuzustimmen. Dabei handelt es 
sich umeineEinsteUung wg. GeringfOgigkeit; 
d.h. alle Verfahrensbeteiligten verzichten auf 
eine endgültige Kllrung der .Schuldfrage•, 
weil die Schuld in jedem Fall als gering anzu­
sehen wlre. Nach der Erhebung der Klage 
erforderteine solche Einstellung das Einver­
stlndnis nicht nur des Staatsanwaltes, son­
dern auch des Beschuldigten. · 
Im allgemeinen finden wir diese Art .Frei­
spruch zweiter Klasse• nicht unbedingt er­
freulich; es spricht vieles dafOr, die Schuld­
frage eben nicht offen zu las.sen, eine Ein­
stellung nach § 153,2 abzulehnen und 
sta.ttdessen einen klaren Freispruch zu ver­
langen (-auf die Gefahr hin, daß dann doch 
verurteilt wird). 
lndiesem Fall sind wirabergemeinsam ... zu 
demSchluBgekommen,esk&lnerichtigsein, 
auf das Einstellungs-Angebot in diesem Fall 
einzugehen. AusschlaggebenddafOrwar die 
Tatsache. daß in die Positionen des Richters 
und (besonders) des Staatsanwalts im Ver­
lauf der Verhandlung sichtbar Bewegung 
hineingekommen war. Das Einstellungsan­
gebot hatte insofern nicht den Charakter der 
'bequemsten Lösung' tOrdie Justiz, sondern 
schien ein Ergebnis der ernsthaften Ausein­
andersetzung mit der Sache zu sein. Das 

ging insbesondere aus den ausfOhrlichen 
Nachfragen des Richters im Anschluß an 
Michaals Verteidigungsrede hervor.·(Micha­
el hatte darauf verzichtet, sich von einem 
Anwalt vertreten zu lassen.) 
Ob es in den späteren Verfahren wieder mit 
der Zustimmung des Beschuldigten zu dem 
(möglichen und wahrscheinlichen) Angebot 
einer Verfahrenseinstellung ... kommen wird, 
i&t allerdings noch völlig offen. 

Neueste Nachricht: 

Zur Zeit stimmen sich die zuständigen Rich­
ter offensichtlich darOber ab, ob sie die vier 
Verfahren aus 1991 noch vor der Eröffnung 
der Hauptverhandlungen einstellen können. 
Wenn es dazu kommt, kOnnte wegen der 
Blockade vom 6.3.91 niemand mehrjuristisch 
verfolgt werden. 
Einer der Blockierer vom 9.3.92 hat bei der 
Staatsanwaltschaft erfahren, daß den 54 an 
diesem Tag festgenommenen BlOckiererinnen 
die Einstellung der Verfahren gegen Zah­
lung von DM 100,- an die .Kinder von 
Tschernobyl• angeboten werden soll. Wir 
werden in den nächsten Wochen mit allen 
davon Betroffenen beraten, wie wir uns die­
sem Angebot gegenober verhalten wollen, 
wenn es denn kommt. 

Wichtig: 
Teilt uns bitte mit, wenn wir Euch Ober aktuelle 
Prozeßtermine und Terminverschiebungen be-
nachrichtigen sollen (Adresse s.u.). 

Oie Ausweitungder Arbeitbringtweitere Kosten 
mit sich. Deshalb möchten wir allen herzlich 
danken, die uns in den letzten Monaten mit 
Geldspenden so ermutigend den ROcken 
gestlrkt haben! 

Neue Materialien im 
Überblick: 

Besorgte BOrgerinnen schreiben 
an Siemens (Broschüre, 2,-DM +Porto) 

Gedächtnis-ProtokollderVerhand­
lungwg. Nötigungarn 7.4.92(Amtsgericl!t 
Hanau) 

Verteidigungsrede von Michael 
Dietrich gegen den Vorwurf der Nötigung 

Auswertung dergewaltfreien Blok­
kade-
Aktion bei Siemens am 9 .3.92 

Presse-Spiegel zur Blockade­
Aktion am 9.3. 

Kettenre•ktlon H•n•u. 
I. Laubenthal, Obermeinanlage 27, 6000 
Frankfurt/M. 1 
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Atomtests 
aktuell-

RT 

Neuer Atom­
test der USA 

Am 30. Apri11992, um 9.30 Uhr explodierte 
.Diamond Fortune•, die 2. Atombombe die­
ses Jahres, in einem Tunnel auf dem den 
Indianern gestohlenen Testgelände der USA 
in Nevada. DerTestdiente dazu, die Wirkung 
der Atomstrahlung auf elektronische 
Kommunikationsgeräte zu prüfen. Nach dem 
Test wurde der Tunnel entlüftet, d.h. es er­
folgte eine absichtliche, sogenannte .kon­
trollierte• Freisatzungvon RADIOAKTIVITÄT. 
Die Uran-AG beschloß sofort nach Bekannt­
werden am 5. Mai, am nächsten Tag eine 
Mahnwache am US-Konsulatzu machen (17-
18 Uhr). Martin Köfflervonder Atomteststopp­
Kampagne (frOher Friedenstestkampagne) 
hatte uns mitgeteilt, daß solche Mahnwachen 
an fünf weiteren Orten in der BRD veranstal­
tet werden. 
Im Zusammenhang mit dem neuen Test sag­
te er, daß es in Nevada wieder große Prote­
ste gegeben habe, am Ostersonnabend sind 
3.000 Menschen an der Test Site gewesen. 
800 wurden festgenommen, weil sie in das 
Gelände eingedrungen waren. Am Dienstag 
vor dem Test wurden noch sechs und am 
Mittwoch zwei Personen im Testgelände fest­
genommen. 
Unsere Mahnwache fiel etwas kümmerlich 
aus (vier Menschen, zwei Transpas und eine 
Papptafel). TrotzdemwagtenesdieAmisnicht, 
einen Brief von uns in Empfang zu nehmen, 
in dem wir u.a. nochmal unseren Wunsch 
nach einem persönlichen Gespräch wieder­
holten. Sie riefen stattdessen einen deutschen 
Peterwagen zu Hilfe. Der Versuch des freund­
lichen Polizeibeamten, unseren Brief doch 
noch an den Mann oder die Frau zu bringen, 
war ebenfalls erfolglos. Also haben wir ihn 
schließlich -jetzt, wo der Streik beendet ist­
der Post anvertraut, per Einschreiben. Wir 
wissen dann hoffentlich am 28., ob es wirk­
lich eine unüberwindliche Abneigung gegen 
Gespräche Ober Atomtests bei der US-Ver­
tretung gibt... 
Der etwas frustige Verlauf dieser Spontan­
Aktion ändertabernichts daran, daßder Protest 
von den Konsulatsmitarbeiterinnen bemerkt 
wurde und daß sie ihn auftragsgemäß an ihre 
Regierung melden müssen. Das finden wir, 
ist Grund genug, auch nach dem nächsten 
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Test, deruns ja vermutlich nichterspart bleibt, 
wieder dort zu sein. 
TERMIN: ... Es soll am 12. Oktober einen 
bundesweiten Aktionstag gegen Atomtests 
geben und da dies der 500. Jahrestag der 
Ankunft von Columbus auf dem amerikani­
schen Kontinent ist, soll thematisch auf die 
Situation der Ureinwohner, insbesondereder 
Western Shoshone Bezug genommen wer­
den. 
Wir sind natürlich dabei... 
Wir rufen auch nochmal zum Protestbrief­
versandanUS-Botschaft und -Konsulat auf. 

Liebe GrOße von der Uran·AG,I.A. Elke 

Radioaktive 
Wolke über 
Hamburg 

Hamburg. BrunsbOttel, Brokdorf, Stade, 
Krommel: Vier AKW's im Nahbereich von 
Hamburg, der Zwei-Millionen-Metropole, sind 
eine ständige Bedrohung. Wir wissen, daß 
im Falle einer atomaren Katastrophe unser 
Oberleben nur noch von der Windrichtung 
abhängt. Welche schrecklichen Folgen ein 

solcher Unfall für uns haben würde, hat uns 
1986 das Unglück von Tschernobyl gezeigt. 
Noch immer führen uns die Nachrichten aus 
dieser Region vor Augen, daß Mißbildungen, 
Krankheit und Tod bei Menschen und Tieren 
grausamer Alltag sind. Durch diesen Unfall 
und die nachfolgenden Proteste der Bevöl­
kerung wurde die HamburgerSPD aufgerüttelt. 
Sie versprach uns, daß der Ausstieg aus der 
Atomenergie in der Satzung der Hamburger 
Elektrizitätswerke (HEW) festgeschrieben 
werden sollte. 
Jetzt endlich, sechs Jahre später, soll dies 
auf der Jahreshauptversammlung der HEW­
.Aktionäre geschehen. Daß dies gelingt, er­
scheint sicher, denn der Hamburger Senat 
besitzt 73% der HEW-Aktien. 
Also nun doch - ein später Sieg der Anti­
AKW-Bewegung ? 
Weit gefehlt! Die notwendigen konkreten 
Schritte,diedieserEntscheidungfolgenmoßten, 
wurden von der SPD als Regierungspartei 
nicht gemacht. Vielmehr eilt die Entwicklung 
in die entgegengesetzte Richtung: Die HEW 
will in den Atomkraftwerken Brunsbottel und 
Krümmet hochgiftige plutoniumhaltige Brenn­
stäbe (MOX-Brennelemente) einsetzen. Die 
SPD gibt ihr dabei Rückendeckung. 
Was ist MOX? 
Das Kürzel MOX bedeutet Misch-OXid. Da­
hinter verbirgt sich das Gemisch aus Uran 
und Plutonium. Es fällt bei der Wieder­
aufbereitung verbrauchter Uran-Brennstäbe 

Polizei beendet die Blockade 
Umweltschützer wollten Transport abgebrannter Brennstäbe 

von Eckart Spoo aus Frankfurter Rundschau vom 3. Juni 1992 

HANNOVER, 2. Juni. Die niedersächsi· 
sche Polizei hat am Dienstag die Green­
peace-Blockade des Atomkraftwerks 
Unterweser bei Esenshamm beendet. 
Nach Angaben eines Polizeisprechers 
wurden 35 Demonstranten zur Feststel· 
lung der Personalien vorübergehend 
festgenommen. 

Mehr als 40 Umweltschützer hatten am 
Montag morgen das Bahngleis des Kraft· 
werks besetzt. Sie errichteten einen 
Stahlturm auf den Schienen und ketteten 
sich an einen Zaun, um den Abtransport 
verbrauchter, hochradioaktiver Brennstä­
be zur britischen Wiederaufarbeitungsan­
lage Sellafield zu verhindern. Am Montag 
bemühte sich die Polizei in Gesprächen 
mit Vertretern der Umweltschutzorgani· 
sation und des Energie-Konzern Preus­
senelektra vergeblich um eine gütliche 
Beilegung des Konflikts. Nach einer 
Strafanzeige des Unternehmens gab 
dann das von Gerhard Glogowski (SPD) 
geleitete niedersächsische Innenministe· 
rium griines Licht für den Polizeieinsatz. 
Ein Sprecher des Innenministeriums sag­
te, die Räumung wäre nicht erfolgt, wenn 
das von Monika Griefahn (parteilos) ge­
leitete Umweltministerium in Hannover 
massive Bedenken erhoben hätte. Die Po­
lizei nalun die Greenpeace-Aktivisten für. 
einige · Stunden in Sicherungsverwah· 
rung, wo sie erkennungsdienstlich behan­
delt wurden. Die Umweltschützer warfen 
der Landesregierung anschließend vor, 

sie mache sich zum Erfüllungsgehßfen 
von Preussenelektra. 

Greenpeace hatte die Aktion mit einer 
Aufforderung an Bundesumweltminister 
Klaus Töpfer (CDU) verbunden, die politi­
schen Weichen zum Ausstieg aus der 
.,ungesetzlichen" Wiederaufarbeitung im 
Ausland zu stellen. Schon jetzt gebe es in 
der Umgebung von Sellafield wesentlich 
mebr Leukämie-Fälle als in anderen Tei­
len Großbritanniens; durch eine neu er­
richtete Wiederaufarbeitungsanlage wer­
de sich die Radioaktivität in der Umge­
bung noch um ein Mehrfaches erhöhen, 
argumentierten die Umweltschützer. Da· 
gegen ließ Töpfer mitteilen, mit der 
neuen Anlage werde die zulässige Strah· 
Jenbelastung der Bevölkerung bei weitem 
nicht erreicht. 

Die niedersächsische Ministerin Grie­
fahn unterstützte. das Anliegen der De­
monstranten zumindest politisch. Wenn 
Töpfer behaupte, abgebrannte Brennele­
mente könnten im Ausland schadlos ver­
wertet werden, unterschlage er seit lan­
gem bekannte Tatsachen, sagte die Mini­
sterin am Dienstag. Vor allem der Ärmel­
kanal und die Irische See wiirden mit ra­
dioaktiven Substanzen belastet. Man dür­
fe die Wiederaufarbeitung, die in 
Deutschland am Widerstand der Be­
völkerung in Gorleben und Wackersdorf 
gescheitert sei, nicht .,schönreden", wenn 
sie im Ausland stattfinde. Die genehmig­
ten G1enzwerte in der neuen britischen 



an. Plutonium zählt zu den giftigsten Stoffen, 
die es auf der Welt gibt. Ebenfalls wird dar­
aus die Kernbombe gebaut. Solch gefährli­
che Brennelemente sollen nun in BrunsbOttel 
und KrOmmelln den AKW's eingesetzt wer­
den. 
Schon jetzt steht das AKW Krommel unter 
starkem Verdacht, fOr das häufige Auftreten 
von Leukämie in der Umgebung ve~antwort­
lich zu sein. 
Oie SPD vernachlässigt die ihr zur Verta­
gungstehenden Mittel, denAtO!J!·Ries!n H~W 
zum Ausstieg zu bewegen. 018s ze1gt s1ch 
beispielsweise in den derzeit laufenden ge­
heimen Verhandlungen über einen neuen 
Konzessionsvertrag. Mitdiesem Vertraggibt 
die Stadt Harnburg der HEW das Recht auf 
das StromversorgungsmonopoL Der Senat 
könnte hierin der HEW eine Stromversorgung 
ohne Atomstrom vorschreiben. Daß diese 
Verhandlungen in aller Stille ablaufen, läßt 
nichts Gutes ahnen. 
Oie Satzungsänderung wäre ein Schritt in 
die richtige Richtung. Damit aber auf schöne 
Worte die entsprechenden Taten folgen, 
müssen wir bei der SPD und der HEW tat­
kräftig Druck machen. 

Weitere Informationen: 
Gewaltfreies AktlonabOndnis, 
Nernstweg 32, 2000 Harnburg 50, Tel.: 040/ 
390 92 22 

Kampftag der 
Neofaschisten 

verhindert 
Rund 1.000 Antifaschistinnen waren nicht 
bereit den Kampftag des .Deutschen 
Kame;adschaftsbundes• am 23. Mai in 
Wilhelmshaven tatenlos hinzunehmen. 
Durch die regionale und Oberregion.ale 
Mobilisierung trafen sich rund 1.000 Ant1fas 
am Kundgebungsplatz der Neo­
Faschistlnnen.Dem lautstarken .HAUT AB" 
der Antifas konnten die Faschos nichts ent­
gegensetzen. Sich im .Eien:egen• du~kend, 
konntensieihrRedekonzeptnichtdurchzlehen. 
Übrig blieben wOste Beschimpfunge~ gegen 
F·lochtlinge und Linke. Ihr Konzept, d1e. Ver­
einigte Rechte• zu repräsentieren, ging nicht 
auf. Anstaltderangekündigten 200-300 Neo­
Faschistinnen kamen nur ca. 100 an; u.a. 
fehlte Roman Danneoberg als einerderHaupt­
rednerundseine Sachsen-Fraktion, die .Deut­
sche Alternative•. Es redeten nur Christian 
Worch und Thomas Wulff (Nationale Liste 
Hamburg). Oie .Lokalgrößen• Thorsten .de 
Vries und Thorsten Schoenrock trauten sich 
nicht einmal, in .ihrer" Stadt öffentlich aufzu­
treten. Dies ist als Schlappe der Neo­
Faschistinnen zu bewerten. 

des Atomkraftwerks Unterweser 
nach Sellafield verhindem I Griefahn unterstützte An,iegen politisch 

Anlage lägen für einige Substanzen sogar 
höher als in der alten Anlage in Sella­
field. Frau Griefahn sagte: .,Die Atom­
krattbefürworter haben die Atomenergie 
wie ein F1ugzeug geplant, für das es kei­
ne Landebahn gibt." 

Die Bundesregierung müsse einsehen, 

daß sie sich mit ihrer Atompolitik in 
einer Sackgasse befinde, betonte die Mi­
nisterin. Die Entsorgungsfrage werde 
sich e.rst lösen lassen, wenn auf die wei­
tere Nutzung der Atomenergie und damit 
&uf die Produktion von immer mehr ra· 
diaaktivem Abfall verzichtet werde. 

Auf die gewünschte Öffentlichkeit der 
WilhelmshawnerBOrgerlnnenmußlewrzichtet 
werden, da die Neo-Faschistinnen nur unter 
Bullenschutz ihren Kundgebungsplatz betreten 
konnten und genauso wieder abziehen mu B­
Ien. Somit fiel der geplante Aufmarsch gänz­
lich in's Wasser. An ihrem Sammelplatzwurde 
ihre Abfahrt durch zerstochene Reifen ver­
zögert. Auch hierwurdendie Neo-Faschistinnen 
durch die Bullen vor den Antifas geschützt. 
Dementsprechend blieb die geplante .Jubel­
fahrt" zum Zeltplatz aus. Wahrscheinlich unter 
Bullenschutz, um sich vor den Antifas zu 
verstecken, feierten sie kleinlaut ihr Fest. 
Dieser ROckzug ist sicher auf die powervolle 
undentschlossenePiatzbesetzungderAntifas 
zurückzuführen . Durch ein organisiertes 
Infonetz wurden im Städteplenum die aktu­
ellsten Infos diskutiert, ausgewertet und 
Handlungsperspektiven entwickelt. Die Ent­
scheidung der Antifas, sich an dem 
Kundgebungsplatz der Faschos z~ treffen, 
hat sich als richtig erwiesen. Ohne d1e Bullen 
wären die Faschos von den Antifas vertrie­
ben worden. Daßdieses Ko(lzeptrichtig war, 
mußten schließlich auch die OGB'Ierlnnen 
einsehen, die zuerst eine Kundgebung in 
Roffhausen abhielten, dann aber auch zum 
Kundgebungsort der Faschos kamen. Hier 
hatsich der DGBden entschlossenen Antifas 
gegenOber sehr unsolidarisch verhalten. Der 
Festivalcharakterwarihr~enwichtiger,alsden 
Antifas den Lautsprecherwagen for Durch­
sagen zur Vertagung zu stellen. 
Oie Anzahl der Festnahmen sind im Moment 
noch widersprüchlich. Wahrscheinlich wur­
den sechs Neo-Faschistinnen festgenommen. 
DarOberhinaus fOnf Antifas, davon einer aus 
Oldenburg wegen .versuchter Gefangenen­
befreiung•. Alle wurden noch am selbe.n Tag 
wieder freigelassen. Sollten gegen d1e be­
troffenen. Antifas weitere Repres -
sionsmaßnahmen ergriffen werden, werden 
wir(unddieOLDENBURGERRECHTSHILFE, 
d.S. )dies genau verfolgen und öffentlich dazu 
Stellung beziehen. . 
Abschließend bleibt festzustellen, daß be1 
den Antifas vieles besser gelaufen ist, als 
beim 1. Treffendes.Deutschen Kameradschafl­
sbundes• am 4. Januar in Wilhelmshaven. 
Dies lag sicherlich daran, daß im Vorfeld 
umfassend recherchiert wurde; diese Infor­
mationen in Form von Veranstaltungen, Stell­
wänden und Flugblättern breitflächig weiter 
getragen wurden. Dies ermöglichteauch Antifas 
aus anderen Städten sich in Bezugsgruppen 
konkret auf den 23. Mai vorzubereiten. Trotz 
einiger Fehler, die sicherlich weiter di.sk~­
tiert werden müssen, war der 23. Ma1 e1n 
Erfolg fOr die Antifa. 
WEITER SO I 
Arbeitskreis Kein Fußbreit den 
Faschlstlnnen, 
c/oAihambra,Hermannstr.83,290001denburg 
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Bericht von den Akti­
vitäten gegen die 
Jahrestagung Kern­
technik in Karlsruhe 
(5.-7 .5.92) 
Oie Schweine waren da - und jetzt sind sie 
wieder weg (wenn auch nicht weit). Ein Teil 
der Stadt hat sie bemerkt und sie haben uns 
auch bemerkt. Und ein bißchen Spaß hat's 
uns auch gemacht. Mehr war nicht drin. 
Etwa.s ausfOhrficher: 
Zur Eröffnung unserer Ausstellung .Atomic 
Horror Picture Show• am 26.4. in e inem zen­
tral gelegenen Jugendzentrum kamen ca. 20 
Personen und ließen sich bei einer FOhrung 
vor allem Ober d ie Atomanlagen der Umge­
bung informieren. Durch diesen Auftakt er­
mutigt (20 l:.eute ohne Promi hatten wirschon 
lange nicht mehr, dazu kaum .alte Bekannte• 
darunter), wurden wir wenige Tage später 
enttäuscht, als zu einer Lesung so wenig 
Publikum kam, daß wir sie ausfallen lassen 
mußten. 
Am 4.5. hattendie Granen Undine v. Plottnitz 
eingeladen, die Ober den neuasten Stand in 
Gorleben berichtete und dabei bemOht war, 
Rot-Gran gegen unsere Kritik in Schutz zu 
nehmen. 
Am 5.5. versammeltenwiruns vordem Tagung­
sort, um die Ankunft der Teilnehmerinnen an 
der Atomtagung mit einem FrOhstOck zu be­
gehen. Zu deren Empfang hattenwirein Trans­
parent mitgebracht: .Wir begrOßenSie zur 
Abschlußtagung Kerntechnik". 
Drinnen wurden schon die ersten Reden 
gehalten, als auf einmal zwei Tagungs­
teilnehmer von der BOhne gingen und vor 
versammelter Atomgemeinde ein Transpa­
rent mit der Aufschrift .Atommafia abwickeln 
- Treuhand, Obernehmen Siel" aufspannten. 
Leiderwurde es ihnen nach kurzem Gerangel 
mit dem Saalschutz sehr schnell wieder 
entrissen. 
Abends bat dann das Badenwerk zum Emp­
fang mit Konzert von .Camerata Nucleare•, 
dem Kammerorchester der Kerntechniker 
Deutschlands. Wir hatten aus diesem Anlaß 
unser eigenes Konzert mit einer Trommel­
gruppe, an dem (wie auch am morgendlichen 
FrOhstOck) etwa 30 Leute teilnahmen. 
Bestbesuchte Veranstaltung (50) war der 
Vortrag von Sebastian Pfl.ugbeil ausOst-Berfin, 
Physiker und Ex-Minister der Ex-OOR. Er 
berichtete aus Tschernobyl, zeigte Dias von 
dort und aus Semipalatinsk (Atomtestgebiet) 
undschloß mitder Aufforderung, die Setreiber 
Offentlieh als Verbrecher zu bezeichnen (was 
wir allerdings seit Bestehen der BI tun). 
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Nachzutragen bleiben noch einige EindrOk-. 
ke aus dem Herzen der Bestie, sprich der 
Tagung selber. Es scheint, daß diese Treffen 
neben der Propaganda hauptsichlieh 
psychosoziale Funktion haben, indem die ~..MII....,.,nvo: 
Setreiber endlich mal unter Gleichgesinnten 
sind, den ROcken gestlrkt bekommen und 
endlich auch mal ihre Meinung sagen kOn­
nen,ohnegleichausgelachtzuwerden. Negativ 

dem fast schon die Trinen kamen, als er zu 
den versammelten Atomikern sagte: .Was 
manlhnenangetanhat,dasflndeichschlimmt• 
Was bleibt? Eine Ausstellung, die auch wo­
anders gezeigt werden kann, eine leere BI­
Kasse (Kto.-Nr. siehe unten) und eine relati­
ve Zufriedenheit bei den erschöpften Akti­
ven. 

BI gegen Atomanlagen Karlaruhe, 
Kriegsstr. 244, 7500 Karfsruhe 1, Spenden­
konto: Postgiroamt Karlsruhe, Kto.-Nr. ?.54 
357-754, Ooris Knoblich 
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Bonn plant Abstriche 
bei Atom-Sicherheit 

Kraftwerksteile bleiben länger 
in Betrieb 

von Kart-Heinz Karisch aus Franfurter Rundschau vom 12. Jun1 1992 

Bundesumweltminister Töpfer {CDU) plant, den derzeitigen Sicherheitsstandard 
von Atomkraftwerken durch Veränderung der sicherheitstechnischen Regeln 
herabzusetzen. Da die rund 20 in Westdeutschland arbeitenden Meiler alle in den 
70er und Anfang der 80ger Jahre erbaut worden sind, erreichen immer mehr 
Anlagenteile den sogenannten Erschöpfungsgrad 1, d.h. , sie müßten ausge­
wechselt werden. Künftig sollen diese Anlagenteile auch dann weiterbetrieben 
werden dürfen, wenn dieser Erschöpfungsgrad überschritten wurde. 

Umweltminister Töpfer unterstatzt die entspre­
chende Empfehlung der Reaktorsicherheits­
kommission (RSK), Oberdie der Untersuchungs­
ausschuß "OruckfOhrende äußere Systeme• des 
Kerntechnischen Ausschusses (KT A) am 23. 
Juni abstimmen will (KTA-Regel 3211 .2). Der 
Umweltministerhatte die Empfehlung im Bundes­
anzeiger veröffentlicht ln dieser schlägt die 
RSK ein Fortsetzen des Betriebs von Atoman­
lagen vor, wenn "duld\ geeig~ete betriebliche 
Überwachungsmaßnahmen gewährteistet fst, 
daß Schldigoogen in sicherheitstechnisch zu­
lässigen Grenzen gehalten werden". 
Front gegen die Pläne machte das von Ganter 
Jansen (SPO) gefOhrte Kiefer Energie­
ministerium. ln einem Brief an das Bundesamt 
tor Strahlenschutz heißt es, der "technische 
Bestandschutz tor unzureichend ausgelegte 
Altanlagen• dOrfte nicht als die Regel fest­
geschrieben werden. Oie Empfehlung der 
Reaktorsicherheitskommission sei "bedenklich", 
da "insbesondere tor den Bereich der druck­
tohrenden Umschließung bzw. andere Bereiche 
mit Bruchausschluß bei einem Versagen einer 
Komponente ein Kernschmelzen nach heuti­
gem Kenntnisstand nicht ausgeschlossen wer-

den kann•. Zudem ergebe die vorgeschlagene 
häufige Prilfung der alten Anlagenteile eine zu­
sätzliche Strahlenbelastung tordie beteiligten 
Personen. 
"Industrie und Bundesumwelbninisterversuchen, 
die Sicherheitsabstände zu vermindern", sagte 
ein Beamterdes KielerEnergieministeriums der 
FR. Was bisher Oberhaupt nur als Ausnahme 
möglich und unter Einschluß von PrOfung der 
betroffenen Komponenten intensiv zu betrach­
ten gewesen sei, werde nun quasi zur Regel 
gemacht Er hoffe auf die andef&n Bundeslän­
der, die eine Spenminoritlt im Bundesrat hät­
ten. 
"Oie Industrie sitzt mit im Kerntechnischen Aus­
schußundbeschließtnunihreeigenenRegeln", 
sagte Lothar Hahn vom Öko-Institut in Darm­
stadt der FR zu den Plänen. Es gebe wachsen­
de Probleme mit Altanlagen, <ie die Industrie 
"nicht mehr in den Griff" bekomme. Betroffen 
seien etwa Altanlagen, die den Betriebsdruck 
der in Deutschland benutzten Druckwasser­
reaktoren regeln. Hahn rügte: "WeM <lese 
Empfehlung beschlossen wird, ist das eindeutig 
eine Verschlechterung. Oie Sicherheitsregeln 
WOrden nachträglich außer Kraft gesetzt". 



Ein neues 
Atom-a·esetz? 

Die Bundesregierung plant zur Zeit ein 
neues Atomgesetz. Um zu verstehen, 
was dieses neue Gesetz soll, ist es nötig, 
ein wenig auf die Geschichte der Atom­
gesetzgebung und auf das derzeit gültige 
Atomgesetz zu schauen. 
Die Entstehungsgeschichte des Atom­
gesetzes in den SOer Jahren ist geprägt 
von zwei grundlegenden EinflOssen. 

1.1st da eine ungebremste Fortschritts­
gläubigkeit, von der Atomenergie wer­
den wahre Wunderdinge erwartet. 
"Strom werde so billig, daß es sich 
noch nicht einmal lohnen werde. 
Stromzähler einzubauen". 
2. Sind da die Erfahrungen von Hiro­
shima und Nagasaki. Viele Menschen 
haben Angst vor den Gefahren der 
Atomenergie. 

Folgerichtig heißt es in § 1 AtG: 

§ 1 ZwecklHistlmmung des Gesetze• · 

bern auf der einen Seite und der Anti­
AKW-Bewegung auf der anderen Seite 
abgespielt hat. Den einen ging es um 
den Einsatz ihres Kapitals und den größt­
möglichen Profit daraus, den ~nderen 
ging es um ihre Menschenrechte, den 
Schutz von Leben, Gesundheit, Heimat 
und Eigentum - nicht nur heute, sondern 
auch fOr die zukünftigen Generatk;men. 
Dem Gesetzgeber .war dieser Konflikt 
damals offensichtlich bewußt. Er sah die 
Industrie auf der einen, die Rechte der 
Menschen ·auf der anderen Seite. Den 
Staat.s{lh. e.r. als Aufsichtsbehörde und 
Wahr~r d~s Schutzes der Menschen­
rechte .. 
Auqh das &ndesverfassungsge.richt ist 
in den ,Konf~ .eingescl1altet worden. Im 
.sog~nanntef) Katkar - Urteil wurde im 
Jatite 197~ .. das. Atomgesetz als gr~n~ 
se~ol}form er~l~r:t. da es .die 'Grund-' . 
rechte der Menschen wahre. Im elnzel· 
nen·heiBi.S.dazu: ' 

Die in die Zukunft offene Fassung des 
§ 7 II Nr.3 AtomG dient einem dynami­
schen Grundrechtsschutz. Sie hilh, den 
Schutzzweclc des § 1 Nr.2 AtomG jeweils 
bestmöglich zu verwirklichen. 
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kraftwerke"), aber realisiert werden kön­
nen sie nicht. 
Da es nun keine AtomkraftwerKe gibt, die 
dem Atomgesetz entsprechen, muß das 
Atomgesetz nach Ansicht der Bundes­
regierung eben den existierenden 
Atomanlagen angepaßt werden. ln den 
AbsichtserKlärungen von Bundesumwelt­
minister Töpfe und seinem für Reaktor­
sicherheit zuständigen Ministerialdirektor 
Hohlefelder heißt es auch ganz deutlich: 
Mit einem neuen Atomgesetz soll •aus­
stiegsorientierten Rechtsauffassungen• 
ein Riegel vorgeschoben werden. Der 
Trick ist ganz einfach: Aus dem Schutz­
zweck des Atomgesetzes soll ein 
•modernes Sicherheitsgesetz" werden. 
Modern ist daran folgendes: Aus dem 
Schutz der Menschen vor den Gefahren 
der Kernenergie soll "eine Risikovorsorge 
unter dem Vorbehalt der ökonomischen 
Verhältnismäßigkeit, wobei die ökonomi­
schen Verhältnismäßigkeit ausdrücklich 
im Gesetz festgeschrieben werden soll" 
werden. Unter Risikovorsorge ist eine 
höhere Versicherung und der Einbau 
gewisser Sicherheitseinrichtungen, ähn­
lich der Sicherheitsgurte im Auto, zu ver­
stehen. Damit wird die Existenz eines 
nichtausschließbaren Risikos ganz offizi­
ell zugegeben. Bisher. wurde das stets 
geleugnet. Damit stellt sich der 
Gesetzgeber offen auf die Seite der 
Atombatreiber und gegen die Grund­
recht e der Menschen, d ie ja in der 
Verfassung festgeschrieben und daher 
geltendes Recht sind . Folge der 
Gesetzesänderung ist vor allem: Der 
unbedingte Schutzzweck für die Bürger 
und Bürgerinnen wird gekippt , die 
Setreiber erhalten einen Rechtanspruch 
auf den Betrieb ihrer Anlagen unter ink­
aufoahme jeglicher nichtausschließ­
barer und unbeherrschbarer Risiken. 
Dies alles noch unter dem Vorbehalt der 
ökonomischen Verhältnismäßigkeit Die 
Folgen für unsere Rechte, unsere 
Grundrechte auf Leben, Heimat, 
Gesundheit und Eigentum möge sich 
jeder und jede selbst ausmalen. 
Tschernobyl bietet ein schreckl iches 
Beispiel. 

Die Rolle der Sozialdemokraten, 
GrOnen und Teilen der Anti·AKW 
Bewegung ln diesem Konflikt: 

Um Koalitionen mit der SPD eingehen zu 
können, haben sich große Teile der 
Grünen (vor allem viele Promis) den von 
den Sozialdemokraten vertretenen These 
angeschlossen, daß "rechtlich gegen die 
in Betrieb befindlichen Atomanlagen 
nichts gemacht werden könne•. Im 
Zweifelsfall käme sowieso eine Weisung 
von Töpfer. Es muß ganz deutlich gesagt 
werden, daß diese Rechtsauffassung 
falsch ist. Ge ltendes Recht sind die 
Grundrechte auf Leben, Gesundheit, 
Eigentum und Heimat. Der Betrieb der 
Atomanlagen nimmt Grundrechtsverlet­
zungen in Kauf. Daher läuft keine einzige 
Atomanlage in der BAD legal! Da eine 
Atomkatastrophe technisch nicht ausge-

schlossen werden kann, dies aber vom 
Atomgesetz und vom Bundesverfas­
sungsgericht verlangt wird, kann der 
Betrieb der Atomanlagen nicht legal sein. 
Wenn sich Grüne, Sozialdemokraten, 
Öko-Institute und Menschen aus der 
Anti-AKW-Bewegung dieser Rechtsauf­
fassung verweigern, stellen sie sich offen 
auf die Seite der Bundesregierung und 
der Atombetreiber, die für ihre Atom­
anlagen Rechtsschutz fordern und damit 
die Grundrechte der Menschen mit 
Füßen treten. Denen müssen wir jetzt ihr 
Ziel, die Atomanlagen nachträglich zu 
legalisieren, kaputtmachen. 
Das Ziel unseres politischen Handeins 
muß der Schutz der Menschen, der 
Schutz der Menschenrechte auf Leben, 
Gesundheit, Eigentum und Heimat sein, 
und nicht das Wohlergehen der 
Atombetreiber. 

Kontaktadressen für den Widerstand gegen das neue 
Atomgesetz und für die sofortige Stllltgung aller 
Atomanlagen: 

AKU Rheine 
Jutta Dehn 
Wielandstr. 4 
4440 Rheine 
05971 / 7686 

Umwehzentrum 
z.H. AtG 
Scharnhorststr. 57 
4400 Münster 
0251/521112 Do. 13-18.00 Uhr 

IG Unrast 
Traute Kirsch 
Yum Buchholy 6 
3472 Beverungen 
05273/ 1377 

Infomaterial (Unterschriftenlisten, Flugblä«er, und eine Broschüre zum neuen AtG) 
kann über das Umweltzentrum in Münster bezogen werden. Auch für Vorträge zum 
neuen Atomgesetz können die Kontaktadrossen angesprochen werden. 

Ach ja, Geld brauchen wir für die Arbeit für die Stillegung aller Atomanlagen, gegen ein 
neues Atomgesetz: Spendenkonto: 

Spendet reichlich! 
Andreas Kühne, Münster. 

Umweltzentrum e.V. 
Stichwort: Atomgesetz 
Postgiro Dortmund 
BLZ 440 1 00 46 
Konto 767 80-465 



Frühjahrskonferenz 

Eine Bewegung im 
(dis)qualifizierten Wartestand 

Bundesweite Frühjahrskonferenz der Initiativen gegen 
Atomanlagen am 29. bis 31. Mai 1991 in Münster 

An der Konferenz haben etwa 60 Men­
schen aus Ober30 Initiativen teilgenom­
men. Sie kamen aus Aachen , Ahaus, 
Bamberg, Berlin, Bremen, Borken, Buch­
holz/Nordhelde, Dortmund, Dulsburg, 
Frankfurt/Maln, Gronau, Gießen, Hanno­
ver, Heldelberg, Karlsruhe, Kiel, Köln, 
Landshut, Langen, Llngen, Mannhelm, 
Marburg, MOihelm!Ruhr, München, Mün­
ster, Rheine, Tübingen, Salzgitter, WOr· 
gassen, Wuppertal und so weiter und 
so fort. 
Es war enttäuschend wie wenig Leute 
auf der BuKo waren. Die Motivation der 
Teilnehmerinnen war auch nicht gerade 
berauschend," eine Bewegung Im qua­
lifizierten Wartestimd" wie es in der AG 
"Krise und Perspektiven" hieß. 
Im Laufe der Konferenz wurden von den 
Teilnehmerinnen eine Reihe von Resolutionen 
verabschiedet, die kurz aufgelistet werden: 

Im Vorfeld der Uno-Umweltkonferenz in 
RiodeJaneiro lehnten die Teilnehmerinnen 
der Konferenzdie Nutzung der Atomenergie 
als angeblichen Ausweg aus der Klima­
katastrophe ab. Sie begründeten und be­
kräftigten ihre Forderungen nach der so­
fortigen Stillegung aller Atomanlagen. 
Zur Zeit häufen sich die Bemühungen, 
die Nutzung der Atomtechnologie auf un­
bestimmte Zeit zu verlängern und auszu­
weiten, anstatt sofort abzuschalten. 
Die Konferenz lehnt diese Bestrebungen 
kategorisch ab. Auf dem Weltwirt­
schaftsgipfel soll ein milliardenschwerer 
Topffürosteuropäische Atomkraftwerke 
verabschiedet werden. Seit Wochen ist 
der BRD- Reaktorminister Töpfer als 
AuftragsaquisiteurfürSiemens in den G7-
Ländern unterwegs, um für ein umfang­
reiches Sanierungsprogramm für Atom­
anlagen zu sammeln. 
Die Konferenz ruft zur Teilnahme und 
Unterstützung der Demonstration, der 
Aktionstage und des Gegenkongresses 
gegen den Weltwirtschaftsgipfel vom 
3. bis 8. Juli 1992 in München auf. 
Die Anti-Atom-Initiativen lehnen die ge­
plante Novaliierung des Atomgesetzes 
entschieden ab. Die Durchsatzung der 
Interessen der Bevölkerung soll noch 
weiter beschränkt werden. 
Bereits heute sinddie menschenfeindlichen 
Auswirkungen der Atomenergie weltweit 

,.Ich schlage vor, die Wahl des Präsidiums abzuschließen. • 

Resolution Nr.1745derVoll­
versammlung der 83. Früh­
jahrskonferenz der Anti­
AKW-Inltlatlven (mit einer 
Enthaltung angenommen): 

"Die bundesweite FrOhjahrs­
konferenz der Anti-AKW-Inltlatl­
ven wendet sich mit aller Schärfe 
gegen den Weiterbetrieb beste­
hender Atomanlagen, deren Nach­
besserung und Festschreibung. 
Pläne zur Neuinbetriebnahme und 
Zubau von Atomanlagen lehnen 
wir prinzipiell ab. Zur Zeit häufen 
sich BemOhungen, die Nutzung 
der Atomtechnologie auf unbe­
stimmte zu verlängern und aus­
zuweiten, anstaltsofort abzuschal­
ten. 
Diese Bestrebungen lehnen wir 
kategorisch ab." 

bekannt. Der Betrieb aller Atomanlagen 
ist unrechtmäßig, weil dievon ihnenaus­
gehenden Gefährdungen das Grundrecht 
auf Unversehrtheil im wahrsten Sinne 
des Wortes verletzen. 
Im Genehmigungsverfahren zum geplanten 
Atommüllendlager Schacht Konrad in Salz­
gitter wird der Erörterungstermin am 28. 
September 1992 beginnen. DerSchacht 
ist als Atommüllendlager nicht geeignet. 
Die Konferenz ruft alle Anti-Atom-Initia­
tiven auf, sich auf die Auseinanderset­
zungen im Erörterungstermin vorzube­
reiten. 
Die Konferenz fordert die sofortige 
Stillegung der Urananreicherungsanlage 
in Gronau und die Verhinderung der Ein­
lagerung von Atommüll in das Brenn­
elemente Zwischenlager in Ahaus. 
Die Konferenz lehnt die Hetzkampagne 
gegendie Bremer Physikerin lnge Schmitz­
Feuerhake mit aller Schärfe ab. Sie dient 
der Verschleierung der Gefährdungen. die 
von den Atomanlagen ausgehen. 
Die Konferenz ruft zur bundesweiten De­
monstration für das Leben und die 
Freiheit der politischen Gefangenen am 
20. Juni1992 in Bonn auf. 
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Frühjahrskonferenz 

Im folgenden sind einige AG-Protokolle do­
kumentiert, die uns zugeschicktworden sind: 

Arbeitsgruppe Schacht Kon­
rad 

Teilgenommen haben neun Frauen und Männer 
aus Gronau, Hannover, München, Langen, 
Buchholz, Steinfurt, Lingen, Tübingen und 
Bremen. Fast alle haben umfangreiche Er­
fahrungen mitatomrechtlichen Genehmigungs­
verfahren. 
WirbegrüBen die Aktivitätren der AG Schacht 
Konrad und der regionalen Gruppen zur 
Vorbereitung aufden Erörterungstermin (EÖT) 
. Wir tordem die Einwendergruppen und Stand­
ort-Initiativen in der gesamten BRD auf, die 
Gruppen in der Region zu unterstützen. 

Der EÖT im Genehmigungsverfahren für das 
geplante Atommüllendlager beginnt voraus­
sichtlich am Montag, den 28. September 1992 
in Salzgitter. 
Der politische Druck der Betreiber, der Bun­
desregierung und der Bundesländer zur 
Inbetriebnahme von Schacht Konrad ist un­
gleich größer als bei allen bisherigen Atom­
projekten. Auch die niedersächsische Landes­
regierung gibtdiesem Druck nach. Eine brei­
te bundesweite Unterstatzung der regiona­
len Gruppen ist dringend erforderlich. 

ln der Region wird die Mobilisierung von vie­
len Gruppen entwickelt. Im Büro der AG Schacht 
Konrad ist eine Koordinationstelle gebildet 
worden, die Kontakte zwischen den 
Vorbereitungsgruppen und denen, die sich 
aktiv als Einwenderinnen am EÖT beteiligen 
wollen, herstellen soll.ln Vorbereitung istein 
.Konrad-Kongreß" vom 11. bis 13. Septem­
ber 1992 zur Knüpfll/lg von Beziehungen 
zwischen Einwenderinnen und Sach- und 
Rechtsbei ständen. 
Die AG Schacht Konrad plant zwei Demon­
strationen, eine zu Beginn des EÖT, eine 
zweite etwa in der dritten Woche des Ter­
mins. Die Arbeitsgruppe der Konferenz hält 
es für schwierig, während des EÖT noch eine 
Demo zu organisieren. Dieser EÖTwird auch 
für die Vorbereitungsgruppen eine immense 
Belastung sein. Wir schlagen vor, alle Grup­
pen aus der übrigen BRD auf den EÖT selbst 
zu mobilisieren, da auch viele Menschen aus 
den entfernteren Orten nicht zweimal nach 
Salzgitter kommen werden. 
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Die Gruppen, die es nicht für möglich halten 
zum EOT zu kommen, sollten während des 
Termins eigene Aktionen entwickeln, mög­
lichst in Verbindung mit guter Pressearbeit. 

Die bundesweite Mobilisierung auf den EOT 
sollte besonders auch von den Standorten 
getragen werden, weil an diesen Orten der 
Atommüll produziert wird, dessen Einlagerung 
in Schacht Konrad verhindert werden muß. 
Es wird vorgeschlagen, einige Zeitnach dem 
EÖT eine bundesweite Aktion vor Ort zu pla­
nen. 

Die Arbeitsgruppe schlägt vor, das Motto für 
die Arbeit des nächsten halben Jahres er­
heblich zu verschärfen. Es sollte deutlicher 
die Nichteignung von Schacht Konrad betont 
werden. Die Forderung nach sofortiger 
Stillegung aller Atomanlagen mu Bautgenom­
men werden. 
Für die weiteren Vorbereitungen gibt es fel­
gende Koordinations-und Informationsstellen: 

AG Schacht Konrad, Geschäftsstelle (Roland 
Buttler), Petzvalstr.50, 3300 Braunschweig, 
Tel.: 0531-37 81 21, FAX 0531-37 81 51 

AG gegen HTR, c/o BiU, Stephanusstr. 25, 
3000 Hannover 91, Tel.: 0511-44 3303 oder 
44 52 12. 

AG "Atomgesetz" 

ln dieser Arbeitsgruppe war man sich dar­
übereinig, daßdie Bevölkerungeinen Rechts­
anspruch auf Stillegung aller Atomkraftwer­
ke besitzt, der die Politiker verpflichtet, den 
Ausstieg aus der Atomenergie zu vollziehen. 

Die Diskussion wurde in Gang gesetzt mit 
der Fragestellung, ob es sinnvoll sei, Wider­
stand auf der These von der Gesetz- und 
Verfassungswidrigkeitaufzubauen, undwelche 
Bedeutung diese These für den Widerstand 
hat. 
(sind doch alles alte Karmeilen und haben 
nichts mit der Novellierung des Atomgesetzes 
zu tun, d. Säzzer) 
Dazuwurdefestgestellt ln den siebziger Jahren 
gab es einen massiven Widerstand gegen 
die Atomenergie. Es wurde gespeistausdem 
Bewußtsein, daß der Staat mit dem Betrieb 
von Atomkraftwerken ein Unrechtbegeht Der 
damals viel zitierte Spruch .Wo Unrecht zu 
Recht wird, wird Widerstand zu Pflicht" wur­
de wieder ins Gedächtnis zurückgerufen. 
(Schnarch) 

Es wurde darauf aufmerksam gemacht, daß 
es historisch gesehen einen Zusammenhang 
gibt, mit der Übernahme der Auseinander­
setzung um die Atomenergie durch Grüne, 
Sozialdemokraten, Wissenschaftler und dem 
Beginn des Niedergangs der Anti-AKW-Be­
wegung. Ein weiterer Zusammenhang wur­
de gesehen in der von Sozialdemokraten 
und Grünen nach Tschernobyl vertretenen 
These von der unverantwortbaren aber recht­
mäßigen Atomenergie und dem Erliegen des 
massiven einhelligen gesellschaftlichen Pro­
tests des Jahres 1986. 

Außerdem wurde angemerkt, daß in den 
Siebziger JahrendieBewegung durch Solidarität 
gekennzeichnetgewesen wäre. Während man 
es damals fürselbstverständlich gehalten hätte, 
daß keine Anlage gegen eine andere auszu­
spielen sei, glaubt man heute, die Anlage vor 
der Haustür sei der Knackpunkt für den Aus­
stieg. Auch sei immer zu hören, es müßten so 
viele Wege wie möglich beschritten werden. 
D·aher läge die Vermutung nahe, daß der 
Niedergangder Anti-AKW-Bewegung mitdem 
Au seinderdriften der einzelnen Gruppen zu 
tun habe (wenn's so einfach wäre!) 

Infolgedessen spräche vieles für eine Rück­
besinnung. Die These von dem Rechtsan­
spruch der Bevölkerung und der Verpflich­
tung der Politiker stelle da einen guten An­
satzpunkt dar. Mit ihr könne man dort an­
knüpfen, wo man in der Vergangenheit Erfol­
ge in der Bewegung zu verzeichnen gehabt 
hätte. Dies bedeute, wiederdie Überzeugung 
in den Mittelpunkt des Widerstands zu rük­
ken, daß alle Atomkraftwerkegleichermaßen 
gefährlich seien. Der Rechtsanspruch auf 
Ausstieg beruhe ja auf der Unbeherrschbarkeit 
der Risiken der Atomenergie. Zur Erläute­
rung hieß es: Die Forderung nach Stillegung 
einzelner Atomkraftwerkeaufgrund von spe­
ziellen sicherheitstechnischen Gegebenheiten 
bedeutet rechtlich gesehen die Akzeptanz 
desgrundsätzlichen Risikos;denndieses Risiko 
(Kernschmelzrisiko) existiert ja unabhängig 
von speziellen sicherheitstechnischen Merk­
malen eines Atomkraftwerkes. 

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe waren sich 
darin einig, daß die Berufung aufdie Rechts­
ansprüche der Bürger! nnen und die Verpflich­
tung der Politiker ein einigendes Band für die 
Bewegung sein könnte, das man auch für 
nötig hielt, um der Bewegung wieder Kraft zu 
verleihen. (is'nicht war?!) 

Zunächst kontrovers wurde die Frage disku­
tiert, ob es denn sinnvoll sein könne, sich auf 
die VerfassungdiesesStaates, derein Unrechts­
staat sei, zu berufen. Mild~rBerufung aufdie 
Verfassung erkennemandoch einerseitsdiesen 
Staatund zum anderen überhaupt an, daß es 
einen Staat geben müsse. 
Dem wurde entgegengehalten, daß man sich 
ja bei der Berufung auf die Verfassung auf 
Menschenrechte berufe: die Achtung von Men­
schenrechten sei aber in jeder Gesellschaft 
- gleichgültig wie beschaffen - die Vorraus­
setzung für ein gedeihliches Miteinander der 
Menschen. Mit dem Aufzeigen der Verlet­
zung der Menschenrechte durch die Atom­
kraftwerde außerdemdieser Staatals Unrechts­
staat gebrandmarkt. Im übrigen erkenne ja 
die Existenzberechtigung staatlicher Verfas­
sungen nicht an, wer sich aus taktischen Er­
wägungen heraus, um die Atomkraftwerke 
abzuschaffen, sich auf die in der Verfassung 
verimkerten Menschenrechte berufe. 

Für den zukünftigen Widerstand wurde als 
wichtig hervorgehoben, daß der Behauptung 
von der Rechtmäßigkeit des Betriebs von 
Atomkraftwerken massivwidersprochenwerden 
müßte. Die Frage der Rechtmäßigkeit spiele 
keineswegs eine so vernachlässigbare Rol­
le, wie viele Atomkrattgegner es glaubten 



(durch ständiges Wiederholen werden die Ar­
gumente auch nicht besser) Daß im Gegen­
teil die AtomkraftbefOrworter die Debatte um 
die Recht-und Gesetzmäßigkeit fürchten wie 
derTeufeldas Weihwasser (also nicht), zeigten 
doch die ungeheuren Bemühungen, diese 
Debatte nicht führen zu müssen. Dingfest 
machen könne man diese Bemühungen an 
der These, das Kernschmelzrisiko müsse nach 
den Feststellungen des Bundesverwaltung­
sgerichtes aus dem Jahr 1978 im sog. Kalkar­
Entscheid als theoretisches Risiko anerkannt 
werden. Diese These ist nämlich nur den 
Gehirnen der Atomkraftbefürworter 
entsprungen; im Kalkar-Urteil steht nicht 
dergleichen drin. 

Konkret bedeutet die Auseinandersetzung 
umdieRecht-undGesetzmäßigkeitderAtom­
energie eine Auseinandersetzung mit Sozi­
aldemokraten und Grünen. Jansen, Griefahn 
und Fischer brachten es nämlich gleicher­
maßen fertig, der Öffentlichkeit den Wider­
spruch zu verkaufen, sie wollten nach Recht 
und Gesetz aussteigen, obwohl nach nach 
ihrer Auffassung der Betrieb von Atomkraft­
werken dem Gesetz entspräche. 
Die Gruppenmitglieder fordern, daß diese 
VerschaukeJung der atomkritischen Bevöl­
kerung aufgedeckt werden müsse. Die 
VerschaukeJung wurde wie folgt dargestellt: 
Rote und grüne Politiker versichern immer 
wieder ihren Willen zum Ausstieg und be­
dauern dann außerordentlich, daß sie leider 
nicht können. ln Wirklichkeit sind sie jedoch 
verpflichtet auszusteigen. Dies verschleiern 
sie, indem sieaufdie Richterunddenweisung­
sgebenden Landesregierungen entzogene 
Betriebsgenehmigungen zurückgeben, wenn 
der Entzug mit Hinweisaufdie Politikerpflicht 
und untermächtigen Öffentlichkeitswirbel voll­
zogen worden wäre? Auch ein Töpferwürde 
untersolchen Voraussetzungen nicht wagen, 
seine Weisung zu erteilen. 

Kurzgefasst brachtedie Gruppe das Problem 
der Rechtmäßigkeit auf folgenden Nenner: 
Die Rechtmäßigkeit des Betriebs von Atom­
kraftwerken (beruhend auf Gesetz und Ver­
fassung) kann nurdeswegen behauptet wer­
den, weil dieser Behauptung nicht massiv 
durch BOrgerinnen widersprochen wird. Die­
serfehlende Widerspruch wird als stillschwei­
gende Zustimmung zur Atomenergieunddamit 
als Verzicht auf das Geltendmachen der 
Grundrechte (Menschenrechte) auslegt. 

Die Gruppe sieht es deshalb als e-ntschei­
dendan, daß dasArgumentderGesetzwidrigkeit 
des Betriebs von Atomkraftwerken massiv in 
die Auseinandersetzung um den Ausstieg 
hineingetragen wird. 

Die nächste 
Konferenz soll 

voraussichtlich im 
Herbst 92 im Wend­
land stattfinden ! ! 

Arbeitsgruppe 
"Atom programm 

2.000" 
Ziel der AG war, anhand der verschiedenen 
vorliegenden Papiere (Bremen, Frankfurt, Köln) 
zu einer gemeinsamen Einschätzung des­
sen zu kommen, was die Atommafia vorhat 
und daraus konkrete Handlung~maximen 
abzuleiten. 
Zunächst wurden Einzelbeobachtungen 
zusammengetragen, die wie z.B. Siemens­
Investitionen in Osteuropaauf eine bestimmte 
Strategie der Atomindustrie hindeuten. In­
teressant (und für fast alle neu) war der Be­
richt aus Viereth bei Bamberg, wo möglicher­
weise der erste neue AKW-Standort in der 
BRD sein könnte. Jedenfalls gibt es aller­
hand Indizien (z.B. für ein neues Umspann­
werk) dafür, wie es auch schon Indizien für 
einen breiten Widerstand gibt: Zwei Demon­
strationen mitjeweils mehreren tausend Leuten 
haben bereits stattgefunden. Prima! 
Viereth könnte der erste Versuch der deut­
schen EVUs sein, sich einen Standortfürden 
95er-Siemens-Framatome-Reaktorzu sichern. 
Die Debatte, wie dramatisch nun die Pläne 
der Mafia zu bewerten seien, endete mit der 
Einschätzung, daßder Begriff .Renaissance• 
fehl am Platze sei, weil1. nurwiedergeboren 
werden kann, was tot ist und 2. er möglicher­
weise zu hoch gegriffen sei üedenfalls was 
Westeuropa angeht). Hier handele es sich 
eher um den Versuch einer Fortschreibung 
des Bestehenden, was angesichts dessen, 
was Ober Tschernobyl mit der Zeit ans Licht 
kommt, Sauerei genug ist. 
ln jedem Fall ist es auch für uns an der Zeit, 
endlich (wie schon so oft gesagt) in interna­
tionalem Maßstab zu denken (und vielleicht 
auch irgendwann zu handeln), wie es die 
Atomiker schon lange tun (neuester Fall: 
ZwischenlagerDounreay/Schottland). Es wurde 
angeregt, zur nächsten Konferenz auch 
Freundinnen aus anderen Ländern einzula­
den. 
BezOglieh der Reaktoren in der GUS wurde 
festgehalten, daß die Entscheidung Ober ein 
Investitionshilfeprogramm für Siemens evtl. 
auf dem G7-Gipfel in MOnehen Anfang Juli 
fällt- ein Grund mehr für uns, gegen dieses 
Treffen vorzugehen. 
Um zu einer gemeinsamen Sicht der Dinge 
zu kommen, werden Frankfurt/Bremen/Köln 
versuchen, ihre Papiere zu einem zusam­
menzufassen. 
Unser Bestreben sollte es auch in Zukunft 
sein, das Zustandekommen eines .energie­
politischen Konsenses•, wie ihn die Gegen­
seite gerne hätte, zu sabotieren. 
Bürgerinitiative Karlsruhe, 
Kontaktadresse s.o. 

Frühjahrskonferenz 
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Die grün-alternative Fachzeitung 
ALTERNATIVE KOMMUNALPOLITIK 
(AKP) gibt nicht nur sechs lesenswerte, 
reguläre Hefte pro Jahr zumAbopreis von 
48,- DM heraus. 
Nein, wir machen auch laufend Bücher 
und Sonderhefte zu brandaktuellen The­
men. 
Als da sjnd: 

0 Unser Buch "Vom Bauhaus nach Bitter­
feld" (128 Seiten; 18,- DM plus 2,- DM 
Versand). Der ganz andere ReisefUhrer­
auch flir stadtplanerisch Interessierte. 

0 Unser Buch "Müllverbrennung - ein 
Spiel mit dem Feuer" (128 Seiten; 15,- DM 
plus 1,50 Versand). Die unverzichtbare 
Argumentationshilfe bei der Frage: Darf 
Abfall verbrannt werden? 

0 Sonderheft 6: "Pianungsrecht in der 
DDR und der BRD" 
(12 Seiten und ein Al-Plakat, 2,50 DM 
und 1,50 DM Versand). Alles Wissens­
werte über Planungsrecht, Baugesetz­
buch und Raumplanung in anschaulicher 
Form. 

0 Sonderheft 7: "Haushaltspolitik in der 
Kommune" 
(68 Seiten,8,- DM plus 1,50 DMVersand). 
Nicht nurflir Anfänger, die verständliche 
Einführung in Haushaltssystematik und 
Gemeindefinanzen. 

Gesamtkatalog und kostenloses Probe­
heft der regulären AKP-Ausgabe können 
angefordert werden bei: 

Redaktion und Vertrieb 

ALTERNATIVE KOMMUNALPOLITIK 
Herforder Str. 92 
4800 Dielefeld 1 

(Tel.: 05 21/177517) 

Fachzeitschrift für grüne und 

alternative Kommunalpolitik 
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Eine Großdemonstrati(ln soll schon vor Auf dem internationalen Gegen- Mit den Aktionstagen wollen wir in viel­
der offiziellen Eröffnung des Kongreß wollen wir mit Menschen aus fältigenformendieverschiedenenAspek· 
Weltwirtschaftsgipfels unsere Kritik und Basis· und Befreiungsprozessen ihre und te von Unterdrückung und Widerstand 
Wut auf den Straßen Münchens unsere Kampferfahrungen und gemein- zum Ausdruck bringen. 
manifestieren. same Perspektiven diskutieren. 



Weltwirtschaftsgipfel 

Die Gegenaktionen zum 
Weltwirtschaftsgipfel 
in München finden statt! 

Der RUckzug der Grünen, des BUND und 
Pro Regenwald aus dem UnterstUtzerln· 
nenkrels für den Gegengipfelsorgte Mitte 
Mal für einige Furore. FUr kurze Zeit schien 
es, als ob damit das ganze Projekt, vor al· 
lem finanziell und bündnispolitisch ge­
scheitert wire. Dem Ist aber nicht so. Statt 
eines Platzans gab es eine Welle von neu­
en UnterstUtzungsaufrufen. 
Wir (die atom-Red.) waren bei den Vorbe­
reitungstreffen nicht anwesend und sind 
deshalb auf Stellungnahmen der betreffen­
den Gruppen angewiesen, um hier eventu­
ell Licht ins Dunkel zu bringen. Hierbei gin­
gen wir in zwei Fällen leer aus: die verant­
wortlichen Leute des BUND konnten leider 
keine Stellungnahme abgeben, da sie zur 
Zeit in Rio de Janeiro weilen, und eine Stel­
lungnahme der Grünen ist bei uns trotz An­
frage leider nicht eingegangen. Stattdessen 
auf den folgenden Seiten Erklärungen der 
Ökologischen Linken, des Studentischen 
Sprecherrates der Universität München als 
Veranstalter des Gegengipfels und des 
Münchner Friedensbündnisses. 

Objektiv hat der Rückzug der drei Gruppen 
aber zu einer Spaltung der Aktivitäten ge­
gen den Weltwirtschaftsgipfel geführt Es 
wird zwei Gegenkongresse geben. Zum ei­
nen den des im weitesten Sinn "linken un­
abhängigen autonomen antiimperialisti­
schen" Spektrums mit dem Studentischen 
Sprecherrat der Universität München als 
Veranstalter, und zwar vom 3. bis 5. Juli in 
der Universität München. Gleich anschlie­
ßend und dann parallel zu den Aktionsta­
gen gegen den WWG findet vom 6. bis 8. Ju­
li (zeitgleich zum Weltwirtschaftsgipfel) im 
"City Kino" am Stachus der "Enviro Summit" 
und "The Other Economic Summit" TOES 
statt. 
Enviro Summit wird veranstaltet von BUND 
und der Deutschen Sektion von Friends of 
the Earth International. 
TOES, der seit mehreren Jahren immer zeit­
gleich mit den Weltwirtschaftsgipfeln statt­
findet, wird getragen unter anderem von 
New Economic Foundation London, Pro Re­
genwald München, WEED, Ökologie und 
Entwicklung Bonn, European Network on 

Debt and Development Brüssel und wird 
unterstützt von BUND, Die Grünen Bundes­
verband und Landesverband Bayern, Frak­
tion die Grünen im Europaparlament, Jung­
sozialisten in der SPD, Arbeitskreis Nord­
Süd der SPD. 

Auf den folgenden Seiten stellen wir zum ei­
nen Hintergründe für die Spaltung dar und 
zum anderen stellen wir noch einmal das 
aktuelle Programm für die Gegenaktivitä­
ten zum Weltwirtschaftsgipfel vor. Dane­
ben noch ein Rückblick auf staatliche Re­
pression gegen Veranstaltungen im Hin­
blick auf den WWG. 
Inwieweit der Rückzug der Grünen, BUND 
und Pro Regenwald vom Gegenkongreß 
auch ihre Beteiligung an der Großdemon­
stration am 4. Juli und an den Aktionstagen 
vom 6.-8. betrifft, können wir von hier aus 
nicht sagen. 
Aktuelle Infos und Aufrufflugblätter gibt es 
bei: 
Münchener Koordinationskreis gegen den 
WWG 
Büro: Holzstraße 2 
W-8000 München 5 
Tel.: 089-268 123 

und: 

Kongreßbüro Sprecherrat der Ludwig-Ma­
ximilian-Universität, München 
Michael Köhler und Dirk Joußen 
Leopoldstraße 15 
W-8000 München 40 Tel.: 089-2180-2072 

Spendenkonto: 
Münchner Stadtsparkasse: Dirk Joußen, 
"Gegengipfel" 
Kto.: 96-187596, BLZ 701 500 00 

4.Juli 92 * Großdemonstration in MOnehen 
Bereits 2 Tage vor dem offiziellen Beginn 
des WWG solllautstark und massenhaft un­
ser Protest gegen die HERRschende Welt­
ordnung und das Treffen ihrer Repräsen­
tanten auf die Straße getragen werden. 
Auftaktkundgebung: 13.00 h, Marienplatz. 
Demonstrationsroute (Stand Anfang Juni): 
Im Tal - Thomas-Wimmer-Ring - Maximili­
anstr. - Perusastr. - Maffeistr. - Promena­
denplatz - Pacellistr. - Lenbachplatz - Ot­
tostr. - Barerstr. - Karolinenplatz - Brienn­
erstr.- Tarkenstr.- Theresienstr.- Barerstr.­
Schellingstr. - Amalienstr. - Adalbertstr. -
Ludwigstr. · 
Abschlußkundgebung: Odeonsplatz 
Es wird einen Frauen- und Lesbenblock ge­
ben. Ebenso einen Internationalistischen 
Block zu dem das "bundesweite linksradi­
kale Treffen" (ein Bündnis unter anderem 
von autonomen und antiimperialistischen 
Gruppen) aufruft 

3.- S.Juli * Internationaler KongreB gegen den 
WWG 
Ludwig-Maximilians-Universität, Leopold­
str. 15, München 
Freitag, 3. Juli, 19.00 Uhr Eröffnungsveran­
staltung. Mit Vertreterinnen von Basis- und 
Befreiungsbewegungen aus Asien, Afrika, 
Lateinamerika und Europa 
Samstag, 4. Juli und Sonntag, 5. Juli Foren 
zu folgenden Themen: 
e 500 Jahre Kolonialismus und Widerstand 
e Demokratie und Menschenrechte 
e Migration und Rassismus 
e Ökologie (Ökoimperialismus, Gen- und 
Bevölkerungspolitik) 
e Osteuropa 
e Weltwirtscl'laft 
e Autonomes Frauenforum 

6.- 8.Jull * Aktionstage in MOnehen 
Mit vielen kleinen und großen, zentralen 
und dezentralen Aktionen soll das G7-Tref­
fen begleitet und unser Widerstand bunt, 
phantasievoll und gewaltig zum Ausdruck 
gebracht werden. 
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5Dallung und 
Stellungnahmen 

diesem Konzept nicht vorgesehen. Genau­
sowenig wie eine Diskussion über die Se­
lektion von Menschen nach rassistischen 
Kriterien im Zusammenhang mit Gen- und 
Reproduktionstechnologien und Bevölke­
rungspolitik. 

des Studentischen Sprecherrates 
der Universität München 
zum Internationalen Kongre8 
gegen den Weltwirtschaftsgipfel 

Nachdem sich die GRÜNEN aus dem Unter­
stützerkreis des Kongresses aus parteipoli­
tischem Kalkül und Querelen mit der öko­
logischen Linken im Ökologieforum zurück­
gezogen haben, kündigen wir, der Studenti­
sche Sprecherrat der Universität München, 
gestützt auf ein breites Bündnis nicht­
staatlicher Organisationen, Initiativen und 
Basisorganisationen an, daß der Kongreß 
stattfinden wird. 
Nach- eingehender Diskussion wurde von 
allen Gruppen (u.a. Nord-Süd-Forum Mün­
chen, Frauenkoordination, Ökumenisches 
Netz Bayern, Initiative Kirche von 
Medico International, JUSO UB Mil1n~ltu:u' • 

Fachschaftenkonferenz der Universität 
München, Bürgerinitiative für Frieden und 
Abrüstung, Münchener Bündnis gegen den 
WWG, insgesamt mehr als 60 Gruppen) 
das Ausscheiden von den Grünen, BUND 
und Pro Regenwald mit Bedauern zur 
Kenntnis genommen. Der Sprecherrat 
weist es aber strikt zurück, sich neben der 
inhaltlichen Auseinandersetzung, die auch 
weiterhin mit allen Interresalerten geführt 
wird, sich von einer Partei oder parteipoliti-

•!l~t,An Gruppierungen vereinnahmen bzw. 
sich Referentinnen aufzwingen oder ver­
bieten zu lassen. 
Wir erwarten von der Grünen Partei und ih­
ren Gruppierungen, daß sie das Bündnis in 
seiner Differenzierthalt wahrnehmen und 

dagegen in der 
•p,olenrtisietren. 

Es ist angesichts weltweiter Fehlentwick­
lungen unser Hauptanliegen, einen Inhalt­
lich fundierten Kongreß auszurichten, der 
vor allein für die Opfer aus allen Regionen 
der Erde ein Forum sein soll und auf dem 
unterschiedliche Meinungen diskutiert wer­
den können. Es ist erfreulich, daß sich im­
mer mehr Gruppen dem Unterstützerkreis 

42 

Öko-Linke 
Politische Auseinander­
setzungen im 
Anti-WWG-Bündnis 
Merkwürdige, von außen kaum durch­
sehaubare Taktiken bestimmten eine Zeit­
lang das Bündnis gegen den Weltwirt­
schaftsgipfel. Am 11. April lag schließlich 
bei~ Treffen in Frankfurt ein Konzept für 
ein Ökologieforum im Rahmen des Gegen­
kongresses vor. Da platzte den Vertreterin­
nen der Ökoli in diesem Bündnis, Henning 
Kühn (Frankfurt) und Karin Döpke (Mün­
chen) der Kragen und sie schrieben folgen­
den offenen Brief: 

Frankfurt den 13.4.92 
An Ulli Kliens (Pro Regenwald) 
An den Trägerinnenkreis des Internationa­
len Kongreßes gegen den Weltwirtschafts­
gipfel 
An das Münchner Bündnis gegen den Welt­
wirtschaftsgipfel 

Betrifft: 
Konzept für das Ökologieforum des Inter­
nationalen Kongreßes gegen den Weltwirt­
schaftsgipfel 
Guten Tag! 
Das auf dem Vorbereitungstreffen am 11. 
April'92 in Frankfurt vorgelegte Konzept für 
das Ökologieforum ist für uns unakzepta­
bel. Es verstößt gegen einige der Punkte 
zum Charakter des Kongresses, auf die sich 
der Trägerinnenkreis geeinig~ hatte. 
So sind unter den 30 für das Ökologieforum 
vorgeschlagenen Referentinnen lediglich 5 
Frauen. Im Punkt 4 zum Charakter des Kon­
greßes heißt es hingegen: .50 Prozent der 
Referentinnen sollen Frauen sein". 
Im Punkt 5 hatten wir uns darauf geeinigt: 
.Patriarchate Strukturen und Sexismus 
müssen in allen Foren thematisiert werden". 
Die noch in Wuppertal diskutierten Themen 
wie: Patriarchales Technologieverständnis, 
feministische Technik- und Wissenschafts­
kritik sowie Bevölkerungspolitik tauchen in 
dem vorgelegten Konzept nicht mehr auf. 
"Der Kongreß wird eine eindeutig antirassi­
stische . Ausrichtung haben" heißt es im 
Punkt 6 zum Charakter des Kongreßes. Ei­
ne Auseinandersetzung mit ökorassisti­
scher und ökofaschistischer Ideologie und 
Praxis- wie sie z.B. die ÖDP vertritt- Ist laut 

Wir halten eine Auseinandersetzung dar­
über, angesichts der wachsenden Akzep­
tanz derartiger Konzepte innerhalb der 
Ökologiebewegung, für dringend erforder­
lich. 
Wir sind entsetzt darüber, daß die Diskussi­
on zum Thema .ökokolonialismus- Ökolo­
gieverständnis von uns" ausgerechnet Hu­
bert Weinzierl als einziger Referent vorge­
schlagen ist .Jeder Naturschutz endet dort, 
wo die Menschenlawine alles überrollt". 
Das erklärte Weinziert laut Süddeutsche 
Zeitung vom 29.10.91, auf einem BUND-Se­
minar .über die Folgen des Bevölkerungs­
wachstums für die Umwelt" mit CSU-Um­
weltminister Gauweiler und Weinziert als 
Referenten. Die .Menschenlawine", die al­
les überrollt, das erinnert uns an den rassi­
stischen Sprachgebrauch von der .Asylan­
tenflut". 
Im September 1989 erklärte Weinzierl: .Nur 
wenn die Eindämmung des Oberbevölke­
rungsstromes gewährleistet ist, wird ... eine 
Aussicht bestehen, ... unsere Zivilisations­
landschaft so zu gestalten, daß sie wert 
bleibt, Heimat genannt zu werden." 
Die "Eindämmung des Oberbevölkerungs­
stromes" zum Erhalt unserer Heimat, das ist 
eine verklausulierte Forderung nach Aus­
länderstop. Die "Oberbevölkerung• wird zur 
Hauptursache und zum Lösungsansatz für 
die ökologische Krise erklärt 
Die Natur soll gegen den Menschen (bezie­
hungsweise gegen die Menschen der soge­
nannten Dritten Welt) verteidigt werden, als 
wäre nicht der Mensch ein Teil der Natur 
und die ökologischen Fragen nur im Zusam­
menhang mit sozialen Fragen lösbar. 
Aus diesen Gründen halten wir Hubert 
Weinziert - zu-mal als einzigen Referenten 
für eine solche Diskussion - für untragbar. 
Im Punkt 2 zum Charakter des KongreBes 
haben wir uns die Aufgabe gestellt:" ... die 
Verantwortung der G7für die herrschenden 
Zustände in der Welt heraus(zu)arbeiten". 
Wir sind der Meinung, daß dies mit dem vor­
gelegten Konzept nicht gewährleistet ist 
Statt klar herauszuarbeiten, daß die Vergif­
tung der Erde von den G7-Staaten stammt 
und zu verantworten ist, soll beispielsweise 
unter .Perspektiven• die Frage diskutiert 
werden "Wie weit ist Einmischung legitim? 
(z.B. staatlicher Tropenholzboykott)". 
Dies ist die falsche Fragestellung! Es käme 
vielmehr darauf an, zu diskutieren, wie wir 
uns wirkungsvoll in die mansch- und natur­
zerstörende Politik der G7-Staaten einmi­
schen. Darüberhinaus werden viele wichti­
ge Fragen nicht thematisiert: 
- Die Militarisierung der Ökologie, d.h. die 
Aufstellung sog. Grünhelm-Truppen im 
Rahmen der UNO, KSZE oder anderer Inter­
nationaler Institutionen 
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Auszug der Grünen 
- Die Auswirkungen von Gen- und Biotech­
nik auf Mensch und Natur. 
- Giftmüllexport in den Trikont. 
- Export zerstörarischer Technologien -
wie Atomtechnologien - in den Trikont. 
Wir hoffen, daß es auf dem nächsten Vorbe­
reitungstreffen für das Ökologieforum zu 
einer Klärung dieser Fragen kommt. Für das 
nächste Treffen werden wir einen neuen 
Konzeptionsvorschlag erarbeiten. Der jetzt 
vorliegende Konzeptionsvorschlag wurde 
lediglich von zwei Menschen (Pro Regen­
wald und BUND) erarbeitet. Da wir davon 
ausgehen, daß es mehr Organisationen und 
Menschen gibt, die an der Vorbereitung die­
ses Forums Interesse haben, hoffen wir auf 
eine rege Teilnahme beim nächsten Treffen. 
Den Termin dafür könnt Ihr bei Henning 
Kühn (Adresse siehe Briefkopf) oder bei 
Pro Regenwald c/o Ulli Kllens, Tel.: 089/ 
3598650 ertragen. 
Mit ökologischen Grüßen 
Henning Kühn und Karin Döpke 

Spaltung 
Das Konzept von Grünen, Pro Regenwald 
und BUND zielte darauf ab, einzig und allein 
eine Nachbereitung der UNCED-Konferenz 

in Rio zu betreiben. Als Referenten vorge­
schlagen waren unter anderem Hubert 
Weinzierl (BUND) und lngo Hauehier (SPD). 
Weinzierl hält die "Bevölkerungsexplosion• 
für die Ursache der ökologischen Zerstö­
rungen. Hauehier vertritt die Meinung, die 
Schulden der Staaten Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas, sollten in zusätzliche Un­
ternehmensbeteiligungen multinationaler 
Banken und Konzerne in diesen Ländern 
umgewandelt werden. Dies ist ohnehin Pra­
xis von Internationalem Währungsfond 
(IWF) und Weltbank und verschärft nur die 
ökonomische und politische Abhängigkeit 
und den völligen Ausverkauf der Schuldner­
staaten. 

Auf einer Sitzung des Vorbereitungskreises 
am 5. Mai erarbeiteten Vertreterinnen von 
Pro Regenwald, Ökoli und Dritte-Welt-Ca­
fe München einen Kompromißvorschlag. 
Dieser enthielt mehrheitlich die von Pro Re­
genwald, BUND und Grünen gewünschten 
Referentinnen (bis auf Weinzierl). Der Ver­
treter von Pro Rege[lwald stimmte zu. ln 
den darauffolgenden Tagen erklärten Grü­
ne, BUND und nun plötzlich auch Pro Re­
genwald, daß sie mit diesem Kompromiß 
nicht einverstanden seien und stiegen aus 
dem Trägerinnenkreis für den internationa­
len Gegenkongreß vom 3. bis 5. Juli 1992 

aus. Sie hatten ihr Konzept nicht durchset­
zen können. 
Die Grünen begründen dies damit, daß sie 
usich insbesondere aufgrund der fehlenden 
Kompromißbereitschaft seitens linksradi­
kaler Kräfte nicht mehr imstande (sehen), 
den für den 3.-5. Juli in der Münchner Uni­
versität geplanten 'Gegenkongreß' zu un­
terstützen" (Ludger Volmer in einer Erklä­
rung des Bundesvorstandes der Grünen 
vom 12. Mai 92). ln der Erklärung von Pro 
Regenwald vom 11. Mai wird das "Verhalten 
einiger Gruppen• dafür verantwortlich ge­
macht, sowie die "neue Möglichkeit, in ei-

nem anderen Rahmen• zu arbeiten. 
So neu ist diese "Möglichkeit" nicht. Die 
Spaltung und die geplante (aber erfolglose) 
Ausgrenzung linker ökologischer Positio­
nen war vorbereitet. Im Rundbrief 2/92 der 
Grünen Bundesgeschäftsstelle Bonn er­
klärte Ludger Volmer: .Wir haben anders 
als bei der IWF-Weltbank-Kampagne 1988 
bei leibe nicht so eine politische Kraft, daß 
wir im Bündnis mit dem BUKO die gesamte 
Kampagne steuern könnten. Wir hoffen, 
daß wir in Vorgesprächen mit einzelnen 
Verbänden und befreundeten Gruppen ei­
nen Block schmieden können, der sich im 
Trägerinnenkreis durchsetzt. Falls uns das 

llilin~l""''r Friedensbündnis zur 
Vorbereitung des Gegenkongres­
ses zum Weltwirtschaftsgipfel 

Das Münchner Friedensbündnis bedauert 
die widersprüchlichen Presseerklärungen 
über interne Auseinandersetzungen in der 
Vorbereitung des Gegenkongresses zum 
Weltwirtschaftsgipfel Anfang Juli in Mün­
chen. Streitgespräche zwischen Gruppen 
verschiedener Ausrichtung gehören zur 
Demokratie. Unsere Erfahrung lehrt, daß 
die Zusammenarbeit mit unterschiedlichen 
Gruppen möglich ist, wenn ein gemeinsa­
mes Ziel verfolgt wird. 
Wir begrüßen es, daß der Studentische 
Sprecherrat der Ludwig-Maximilians-Uni­
versität dennoch den Kongreß durchführen 
wird. 
Unser Beitrag zum Gegenkongreß hat fol­
genden Schwerpunkt: Rüstungsexporte 
und die Vorbereitung weltweiter Bundes­
wehreinsätze. 

(unterzeichnet von 18 Münchner Friedens­
gruppen) 

nicht gelingt streben wir an ... an dem exi­
stierenden Trägerinnenkreis vorbei eine ei­
gene Veranstaltung zu planen. • 
Während deshalb Vertreterinnen der Grü­
nen immer wieder damit drohten, zugesag­
te Gelder von parteiunabhängigen (!) aber 
grünnahen Stiftungen zu blockieren, plan­
ten sie gleichzeitig seit Wochen eine eigene 
Veranstaltung. 
Das Verhalten der grünen Vertreter im Trä­
gerinnenkreis war auf Erpressung ange­
legt: Entweder die Dominanz der Grünen 
wird akzeptiert oder diese steigen aus. Die 
Grünen haben damit erneut unter Beweis 
gestellt, daß sie gegen außerparlamentari­
sche Oppositions und Widerstandsbewe­
gungen arbeiten. Sie haben sich viel Mühe 
gegeben den Kongreß und das Bündniss 
zum Platzen zu bringen. Gelungen ist es ih­
nen trotzdem nicht. Der Gegenkongreß fin­
det statt und wird zwar nicht mehr von den 
Grünen aber dennoch von einem breiten 
Bündnis getragen. 

Vorabdruck (mit solidarischer Genehmi­
gung) aus: ÖkoLinX-Zeitschrift der ökologi­
schen Linken Nr. 6 Juli/August 1992. Kon­
takt: Jutta Ditfurth, Neuhofstr. 42, 6000 
Frankfurt/Main 1 
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Internationaler Kongreß gegen 
den Weltwirtschaftsgipfel (WWG) 

Der Gegenkongre8 wird getragen von ei· 
nem breiten Unterstützerinnenkreis aus 
den Bereichen der Dritte-Welt-Gruppen, 
Frauen- und Friedensbewegung, chrlstll· 
eher Gruppierungen, Ökologlebewegung, 
sozialistischen Politik, Wissenschaftliche· 
rinnen und Parteien. Die Grünen, der Bund 
für Umwelt und Naturschutz (BUND) und 
die Jusos sind aus dem Bündnis ausge­
stiegen. Sie beteiligen sich nun an "The 
OtherEconomlc Summlt" (TOES) ·"Deran· 
dere Weltwlrtschaftsglpfel", der von elni· 
gen lntematlonalen Gruppen parallel zum 
offiziellen G-7-Gipfel (6.·8.7.in München) 
veranstaltet wird. Da TOES mit diversen 
Prominenten gut bestückt Ist (Lutzenber· 
ger,elnlge ClubofRome-Leute,eln EG-Ge· 
neraldlrektor etc.), dUrfte Ihm die Publlzl· 
tlt auch der bOrgerliehen Presse sicher 
sein. Wir beschränken uns daher an dieser 
Stelle darauf, das Programm des von den 
basisorientierten Gruppen abgehaltenen 
Gegenkongresses abzudrucken. Er findet 
ln der Ludwlg·Maxlmlllans·Unlversltlt 
MOnehen statt. 

Aufruf zum Gegengipfel 
Der Weltwirtschaftsgipfel ist eine zentrale 
Institution innerhalb der internationalen 
Weltordnung. Er findet statt in einer durch 
den Zusammenbruch des Ostblocks und 
der Auflösung der Sowjetunion grundle­
gend veränderten politischen Weltlage. 
Zum politischen Hintergrund des .,Gipfels" 
gehören auch der 500. Jahrestag der Er­
oberung und Kolonialisierung Amerikas, 
die geplante Verwirklichung des EG-Bin­
nenmarktes und die UN-Konferenz über 
.. Umwelt und Entwicklung" in Brasilien. Seit 
1975 treffen sich die sieben Staats- und Re­
gierungschefs zu Absprachen über Einfluß­
sphären, Sicherung der Rohstoffmärkte, 
Drogenhandel, Terrorismus. Dieser .,Gipfel" 
der durchsatzungsfähigsten Industrie­
mächte verfügt über keine demokratische 
Legitimation, bestimmt aber über die Rah­
menbedingungen der Weltwirtschaft Er 
vertritt ein Wirtschaftsmodell, das für nur 
12% der Weltbevölkerung ca. 70% des Welt­
bruttosozialprodukts beansprucht, 23% 
der weltweiten Trinkwasserentnahme, 44% 
des Weltenergieverbrauchs und 68% des 
Kraftfahrzeugbestandes. 
Die Folgen für die Länder in Asien, Afrika 
und Amerika: Finanzielle Abhängigkeit, 
Hunger, Verelendung, Naturzerstörung, 
Folter, Krieg. Zu den wesentlichsten Mecha­
nismen, die diese Weltordnung stützen, ge­
hören die Akkumulation finanzieller und mi­
litärisch-technischer Überlegenheit in den 
reichen lndustrieländern. Die Hauptleidtra­
genden innerhalb der nach wie vor gelten­
den patriarchalen Strukturen sind Frauen 
und Kinder. Die Länder des Südens subven­
tionieren ungewollt mit ihrem jährlichen 
Schuldendienst die Ökonomien des Nor­
dens. Die .. Rückzahlungen" der sog. Ent­
wicklungsländer betragen ein Vielfaches 
der ursprünglich geliehenen Summen. Da-
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bei ist ihr Schuldenberg jetzt größer denn je 
zuvor. Die vielfache Zerstörung der natürli­
chen Iebensgrundiagen macht immer mehr 
Menschen zu Flüchtlingen. Obwohl nur ein 
kleiner Teil dieser Flüchtlingsströme Euro­
pa erreicht, sind sie dort von rassistischer 
Diskriminierung, ausgrenzenden Gesetzen 
und Abschiebung bedroht. 
Angesichts der bisherigen Politik der .,G-7-
Staaten" ist anzunehmen, daß auch der 
diesjährige Weltwirtschaftsgipfel nichts zur 
Lösung der weltweiten Probleme beitragen 
wird. Das Oberleben der Menschen und ih­
rer Lebensgrundlagen erfordert den Bruch 
mit dem vorherrschenden Produktions-, 
Verteilungs- und Konsummodell. 
Der .Internationale Kongreß gegen den 
Weltwirtschaftsgipfel" will einer breiten Öf­
fentlichkeit Einblick in die verheerenden 
Konsequenzen der Politik, der vom Welt­
wirtschaftsgipfel repräsentierten Weltord­
nung, geben. Er will Ursachen der gegen­
wärtigen Probleme benennen, die legiti­
men Forderungen der Betroffenen aufgrei­
fen, Alternativen und Handlungsperspekti­
ven aufzeigen und eine qualifizierte Diskus­
sion mit authentischen Informationen in 
Gang bringen. 

Programm des Gegengipfels 
Eröffnungsveranstaltung, 3.7.92,18 Uhr: 
"Die neue Weltordnung, Entwicklungen ln 
Osteuropa, die Rolle der BRD 
Vorgesehene Referentinnen: Jose Lutzen­
berger, Ex-Umweltminister Brasilien; 
Concepci6n Quispe, Quechua-lndianerin, 
Peruanisehe Bauerngewerkschaft; 
Andre Gunder Frank, Polit., Amsterdam; 
Farida Akhter, UBINIG, Bangladesh; 
Peggy Androbus, Barbados 
Nasrin Basiri, Sozialarbeiterin in Flücht­
lingsprojektes, Berlin 

4./5. Juli Foren mit Diskussion in Arbeits­
gruppen; Abschlußplenum: Sonntag, 12 
Uhr. 

Forum 1: 500 Jahre Kolonlaiismus - 500 
Jahre Widerstand; Demokratie und Men­
schenrechte 
Das Forum verbindet das Thema der bis 
heute anhaltenden Ausbeutung und Unter­
drückung von Asien, Afrika u~d Amerika mit 
der Frage nach unserem Verständnis von 
Menschenrechten, Demokratie und Eman­
zipation. 

Forum 2: Migration - Rassismus 
Die Gesetzgebung wird zunehmend zur Ab­
schreckung, Ausgrenzung und Diskriminie­
rung von Flüchtlingen eingesetzt. Die BRD 
schiebt Flüchtlinge auch in Folterländer, z.B. 
Iran, Türkei, ab. Vor diesem Hintergrund ver­
stärkt sich das rassistische Straßenterror: 
zahllose Obergriffe auf Ausländer und Asyl­
bewerberheime belegen dies. 

Forum 3: Ökologie 
Wir befinden uns in einer weltweiten, 

schweren ökologischen Krise. Sie ist regio­
nal oft verursacht durch großtechnische 
Projekte, z.B. der Volta-Staudamm in Kenia. 
International wirkt sich die Wachstumslogik 
der Wirtschaft als Zerstörungslogik aus. 
Trotz der dramatischen Lage war zu erwar­
ten, daß die UNCED in Rio nur halbherzige 
Maßnahmen zur .. Abfederung" der ökologi­
schen Katastrophe beschlossen hat. 

Forum 4: Herrschaftssicherung und RO­
stungspolltik 
Die Versuche, eigene Wege aus Abhängig­
keit und Unterentwicklung zu suchen, sind 
bisher meist gescheitert. Ausschlaggebend 
sind die Abhängigkeit vom Weltmarkt und 
seinen Instrumenten IWF und Weltbank so­
wie die militärische Überlegenheit der füh­
renden Industrienationen und deren Bereit­
schaft, diese rücksichtslos einzusetzen. Die 
Blutspur zieht sich von Algerien und Viet­
nam, über Angola und Nicaragua, Chile, Za­
ire bis hin zu Panama, Kurdistan und dem 
Krieg am Golf. Die Bundeswehr plant am 
Grundgesetz vorbei weltweite Einsätze mit 
dem Ziel, weltweit als Europapolizist auftre­
ten zu können. Trotz des Zerfalls des War­
schauer Paktes wird nicht ab-, sondern um­
gerüstet auf High-Tech-Waffen, internatio­
nale Eingreiftruppen, weltweite Programme 
zur Aufstandsbekämpfung. 

Forum 5: Osteuropa und GUS·Staaten 
Die jahrzehntelange Ausrichtung der Büro­
kraten des .real existierenden Sozialismus" 
an der sog. .nachholenden Entwicklung" 
steckt tief und verschlechtert die Start­
Chancen für einen produktiven Neuanfang. 
Die reichen Industrienationtin sichern sich 
die strategisch wichtigen Projekte und neh­
men die Rosinen aus der Konkursmasse. 

Forum 6: Frauen 
Bevölkerungspolitik und das Recht der 
Frauen auf Selbstbestimmung stehen im 
Zentrum dieses Forums. Die Referentinnen 
aus der sog. Dritten Welt, Osteuropa und 
der Bundesrepublik sollen die unterschied­
lichen Strategien und bevölkerungspoliti­
schen Maßnahmen darstellen, die Frauen 
an einem selbstbestimmten Leben hin­
dern; die Verbindung von Bevölkerungspo­
litik und Wirtschaftslnteressen, Rassismus, 
Militarismus, Entwicklungsfragen und Frau­
enalltag soll hergestellt werden. Es sollen 
Möglichkeiten aufgezeigt werden, wie wir 
Frauen uns bevölkerungspolitischen Maß­
nahmen widersetzen, die nicht das Wohl 
der einzelnen Frau ins Zentrum ihrer Über­
legungen stellen. ln Teil zwei des Forums 
geht es in einer Podiumsdiskussion um Per­
spektiven einer internationalen Frauenbe­
wegung. 

Forum 7: Weltwirtschaft 
Die Regeln der Weltwirtschaft werden von 
den Banken und Konzernen der Staaten 
des G7-Wirtschaftsbereichs und ihren 
transnationalen Strukturen beherrscht. Nur 
wenigen der ehemaligen Kolonien ist es ge­
lungen, eine Produktion aufzubauen, die 
den Bedürfnissen der eigenen Bevölkerung 
gerecht wird. 

Nachtragen I Anmeldungen bei: 
KongressbOra Sprecherrat der Unlversitlit 
Michael K6hler und Dirlc JouBen, Leopoldstr. 
15, 8000 MOnehen 40 
Tel. 089-2180·2072 
Fax 089-38196·133 



Weltwirtschaftsgipfel 

Aktionstage in München 
6. - 8. Juli 1992 

Ergebnisse der Aktionskonferenz vom 16J17. 5.92 in Frankfurt/Main 

Während des Gipfeltreffens in der Resi­
denz vom 6. bis 8. Juli 92 finden in MOnehen 
paralletele Aktionstage statt, um der Medienshow 
der HERRschenden unseren Widerstand und 
Protest in vielfältiger Form entgegen zu setzen. 
Wir wollen dabei nicht nur auf ihr offizielles 
Programm, wie zum Beispiel Opembesuche, 
Theater .. . etc. reagieren, sondem auch mit 
unseren politischen Vorstellungen und Zielen 
offensiv auf die StreBe gehen. Wir woUen in 
diesen Tagen in MOnehen unObelhörbar und 
unübersehbar sein und in der Weltöffentlichkeit 
ein deulliches Zeichen setzen, daß sie hiernoch 
nicht alles eingemacht und unter ihrer Kontrolle 
gebracht haben, daß es hier Menschen gibt, cie 
weiter für eine menschenwüldige Gesellschaft 
ohne Ausbeutung und Unterdrückung kämpfen. 
Zu dem bisher geplanten Ablauf: siehe •vorläu­
figes Progremm für die Aktionstage•. 

Infobörse Marienplatz: 
Am Manenplatz ist für cie ganzen drei 

Tage eine Infobörse angemeldet Sie cient als 
zentraler Anlaufpunkt für Informationen und 
Öffentlichkeitsarbeit. Jeden Tag um 18.00 Uhr: 
Wir wollen uns jeden Abend dort nochmal auf 
der Stlllße treffen um öffentlich Präsenz zu 
zeigen und uns auszutauschen. Darüberhinaus 
wird es in der ganzen Stadt verschiedene 
Infostellen geben. 

Außerdem: 
• Es gibt einen Ermittlungsausschuß und eine 
SanitäteriMenstruktur. 
• Eine Gruppe von Leuten wird cie Ereignisse 
rund um den Gipfel dokumentieren, einmal für 
kurzfristig erstellte Wandzeitungen, die dann 
(hoffentlich) massenhaft geklebt werden, zum 
anderen für nachträgliche Dokumentationen. 
• Wegen Schlafplätzen laufen noch Velhandun­
gen mit der Stadt Die verschiedenen Jugend­
zentren können aber auf alle Fälle während den 
Tagen zum Pennen genutzt werden. Weitere 
Möglichkeiten werden noch gecheckt. 
• Abends werden in verschiedenen Einrichtun­
gen Konzerte stattfinden. 
• Wichtig ist, daß auf niedrigem Level unsere 
Handlungsfähigkeit gewährleistet ist Das heißt, 
daß Transparente, Plakete, Flugblätter, Aulkle­
ber ... etc. da sind, mit denen wir während dar 
Tage Oberall in dar Stadt präsent sein und Sand 
im Getriebe das G-7 -Spektakels streuen wollen. 

Kontakt: 
AnU-WWG-BOro, Holzstraße 2, 8000 Mün­
chen 5, Tel.: 0891268123, Fax: 08912603513 

Gegen die HERRschende Weltordnung 
500 Jahre Kolonialismus sind 500 Jahre zuviel I 

BLICK 
NACH 
VORN 
Vorläufiges Programm für 
die Aktionstage 

Montag 6. Juli: 
Vormittags: 
Volksempfang vor dar Residenz. Auch wir wer­
den die G-7-Staatschefs angemessen begrü­
ßen. 
Nachmittags: 
• Zentrale Aktion der bundesweiten 
Frauenmobilisierung: Kundgebung und Demon­
stretion vom Sendtingar Tor nach Neudeck. 
• Aktivitäten verschiedener Gruppen, die noch 
zeitlich koordiniert werden müssen (StreBen­
theater, Performance, Agit-Prop-Gruppen zu 
verschiedenen Schwerpunkten der 
Mobilisierung): 
- zu MAitär, Bundeswehr, Blauhelme 
- zu BevölkerungspoHtik 
- zur "Ostkolonisierung dar DDR" 
- zur Kontinuität von 500 Jahren Kolonialismus, 
Ausbeutung und UnterdrOckung. 
• weitere Aktivitäten in Planung: 
- Antifaschistischer/antirassistischer Aktionstag 
(Flugblatt, Transparent und OHentlichkeits­
aktionen); Kontakt: Bayr. Antifa-Plenum 
- Antirassistisches Bündnis MOnehen (Aktivitä­
ten vor dem Kreisverwaltungsraferat und/oder 
Innenministerium) 
- Koordination mit dem Vorschlag für eine zen­
trale Großaktion: Migration, Festung Europa, 
Abschottung und Selektion von Flüchtlingen, 
gegen Rassismus - für oHene Grenzen. 

Dienstag 7. Juli: 
Vormittags/Mittag: 
Zentrale Großaktion zur Situation von politi­
schen Gefangenen in den G-7-Staaten und 
weltweit: ein internationales Infospektakel mit 

Straßentheater, Infoständen, Musik, Rede­
beiträgen etc. am Stachus/Justizministerium. 
Nachmittags: 
Zug vor das Kreisverwaltungareferat, wo de 
verschiedenen städtischen und staatlichen Be­
hörden untergebracht sind, unter anderem das 
Ausländeramt und das Sozialamt. Wir wollen 
unsere Solidarität mit den Menschen ausdrük· 
ken, cie da jeden Tag Schlange stehen müssen, 
um ihre Existenz zu sichem. Der VerwaHungs­
apparat mit seinen Schickanen und seiner WAl­
kOr in seiner Kontroll- und 
Disziplinierungsfunktion soll angeprangert und 
ins Rotieren gebracht werden. 

Mittwoch .. Juli: 
Dieser Tag soU cie Aktionstage mit einem 
größeren, phantasievollen Demospektakel be· 
schließen, in dem wir unsere internationale 
Solidarität und antiimperialistischen Ziele auf 
die StreBe bringen. 
Nachmittag: 
Zentrale Großaktion mit Auftakt bei der Hans­
Seidi-Stiftung Lazarettstr. (als Beispiel einer 
Institution der politischen Elite in den Metropo­
len, cie hier und weltweit ideologisch wie mate­
rieUz. 8. du roh cie Unterstützung rechter Regime 
an der Aufrechtelhaltung der HERRschenden 
Weltordnung arbeitet) 
Umzug, auf dem alle Gruppen (Streßentheater 
usw.) nochmals plakativ die verschiedenen 
Aspekte und Zusammenhänge der 
HERRschenden Weltordnung ·von 500 Jahren 
Kolonialismus, Ausbeutung und Unterdrückung 
- darstellen. 
Route: Ober Nymphenburger Str., Brienerstr., 
Königsplatz (Museen als Beispiel das kulturel­
len Raubes), Deutsche Bank und Börse zu 
Siemens. Enden soll diesar Zug vor der Resi­
denz, wo wir das G-7-Treffen gebührend verab­
schieden. 
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Weltwirtschaftsgipfel 

Gegen Zensur und polizeiliche 
•• 
Uberwachung! 

Zwei Großveranstaltungen gegen den Weltwirtschaftsgipfel von 
der Polizei gestürmt 

Mit polizeilicherGewaltsetzte dasbaye­
rische Innenministerium durch, daß in München 
öffentliche Veranstaltungen gegen den Weit· 
wirtschaftagipfel abgebrochen werden mußten. 
Wie zu Zeiten des "Sozialistengesetzes• vor 100 
Jahren soll das auf Versammlungen gesproche­
ne Wort polizeilich Oberwacht werden. Dasmeint 
natorlich nicht alle Veranstaltungen, sondem 
nur die der radikalen Opposition. 

Wteverschiedene MOnchenerGruppen 
in einem Iingerem Diskussionspapier (Anti· 
WWG-Info Nr.2) begrOndet haben, ist es ein 
wichtiger Punkt der Mobilisierung in der Stadt, 
die spezieHe Situation staatlicher Angriffe auf 
die Versammlungsfreiheit gemeinsam zu ver­
Indem. Dabei geht es um das Vorgehen der 
Polizei, sich bei politischen Veranstaltungen of­
fiziell Einlaß zu verschaffen, um ao den Verlauf 
zu Oberwachen. 

Eine grundsätzliche Veränderung die­
ser Bedingungen wird ein längerer Prozaß sein, 
der weit Ober die WWG-Mobilisierung hinaus­
geht. Zwei Großveranstaltungen zu den 
inhaltlichen Schwerpunkten unseres Widerstan· 
desgegen cle HERRachende Weltordnung soll­
ten darin ein erster Schritt sein und waren es 
auch. 

Die Veranstaltung am 
4. April1992 

Die erste, fOr den 4. 4. geplante Veran­
staltung war fOr die Bullen ein Anlaß, ab 16 Uhr 
den Stadtteil Haidhausen mit mehreren 
Hundertschaften zu besetzen und den 
Veranstaltungsort zu umstellen • nichts was 
sonderlich Oberrascht hätte, sondern vielmehr 
den Anwohnerinnen und Passantinnen demon· 
strierte, wie, entgegen der sonstigen 
Beteuerungen, mit Protest und Widerstand ge· 
gen den WWG verfahren werden soU. 

Als sich eine halbe Stunde vor dem 
offizieUen Beginn fOnf eifrige StaatsschOtzer in 
Zivil durch die Eingangstor drlngelten, um von 
dem Veranstalter "ihre Plätze• nach§ 12 VersG 
zugewiesen zu bekommen, waren im Saal be· 
reits Ober 100 Leute, cle schon lange vorher 
gekommen waren, den Ort vorbereitet und mit· 
einander diskutiert hatten. So war eine Stim· 
mung entstanden die ausdrOckte: Wir werden 
der Polizei unmißverständlich klar machen, daß 
sie hier nicht erwOnscht ist! 

Mit dieser Stimmung im ROcken war es 
möglich, die Zivilbullen erst einmal wieder vor 
die TOr zu komplimentieren. Von dort konnten 
sie zusammen mit den zahlreichen Kollegen 
mOrrischen Blickes verfolgen, wie sich der 
Veranstaltungssaal bis zum offiziellen Beginn 
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mit 350 Leuten geiOUt hatte, an die vorher sämt· 
liehe Redebeiträge in schriftlicher Fonn verteilt 
wurden. 

Beim zweiten Verauch pOnkllichst um 
19.30 Uhr wurde ihnen und dem mittlerweile als 
Einsatzleiter angerOckten Vtze-Polizeichef von 
München im Namen allerveranstaltenden Grup· 
pen erklärt, daß sie als ungebetene Gäste bei 
dieser Veranstaltung nichterwOnscht seien. Der 
trotzdem fortgesetzte Weg endete eiesmal an 
der TOr zum eigentlichen Saal, wo ein riesiges, 
von in Ketten stehenden Menschen gehaltenes 
Transparent und lautstarke Sprechchöre dieser 
Erklärung der Veranstalterinnen auch realen 
Nachdruck verlieh. 

Aufgrund des dareufhin !VIativ entgei· 
sterten Funkspruchs "Da kommen wir nicht 
durch" stonnten kurze Zeit später zwei Dutzend 
behelmte USK1er in den Saal. Die Ketten wi· 
chen geordnet zurOck, es gab keine Festnah· 
men oder Verletzte. Auch den 'Bullen raus• 
Sprechchören tet des keinen Abbruch. 

Und es wurde offensichtlich: Unter die­
sen grotesken Beclngungen • ein OberfOIIter 
Saal, in dem gegen den eindeutigen Willen der 
Anwesenden ein Platz fOr cle offizieUe "Bullen­
delegation' freigeprügelt werden muß • kann 
keine Diskussion stattfinden. 

Nach einer nochmaligen inhaltlichen 
BegrOndung wurde daher die Veranstaltung 
beendet; nicht ohne noch sämtliche Polizisten 
mit dem beliebten Kinderlied Ober Pippi Langst· 
rumpf in heUste Aufregung zu versetzen ·wurde 
doch von ihnen ein etwas anderer Text erwartet 
(Ober eine gewisse Rote Zora). 

Die Veranstaltung am 
4. Mal1992 

Einen Monat späterwerdie zweite Ver· 
anstaltung angesetzt. Die breite und positive 
Berichterstattung in Raclo und Zeitungen nach 
der Stonnung der ersten und das steigende 
Interesse an einer Mobilisierung gegen den 
WWG hatte :wr Folge, daß diesmal 500 
Besucherinnen kamen. Der Bußeneinsatz hatte 
damitstattAbachreckungdasGegenteil erreicht 

Eine Stunde vor Veranstaltungsbeginn 
wurde an einer verschlossenen HintertOr eine 
diesmal eingesetzte SEK-Einheit postiert und 
dem Wirt gedroht, diese •aufzusprengen•, falls 
er den SchlOsse! nicht freiwiUig herausgebe. 
Nach dem verstreichen meh18rer Ultimaten 
wurde zum Veranstaltungsbeginn die Eingangs· 
torgeöffnet und cle wartenden Besucherinnen 
konnten den Saal betreten. Nach der emeuten 
Weigerung die BuRendelegation einzulassen, 
versuchte ein Trupp des SEK den Saal zu stor· 

men, was zunächst an dem völlig Obertollten 
Zugang und der Entschiedenheit der 
Besucherinnen scheiterte. Kurz darauf prOgel· 
ten sich 40 USK1er den Weg frei und stonnten 
den Veranstaltungsort Durch Schlagstockein· 
satzwurde einer Person der Ann gebrochen, 
EinrichtungsgegenstAnde wurden von den Bul· 
len bewußt kurz und klein geschlagen, so daß 
hoher Sachschaden entstand. 

Um ihre Wut und den Protest gegen 
diese Bulleneinsätze, aber auch die Inhalte ge· 
gen den WWG in MOnehen auf die StreBe zu 
bringen, fahrtenalle Anwesendendaraufhineine 
unbehelligte Spontandemonstration enllang ei· 
ner ansonsten vielbefahNnen Einfallstraße 
durch. Bei dem abschließenden Redebeitrag 
war allen klar, daß dies nicht das letzte Wort in 
Bezug auf die Veranstaltungssituation in dieser 
Stadt war. 

Gene!VII kann menach sagen: Das The­
ma systematische Oberwachung linker Veran· 
staltungen durch die Polizei ist in dieser Stadt zu 
einem aUgemeinen Politikum geworden, wäh· 
18nd es vorher praktisch nicht existent war. Es 
gibt eine bl8ite und vorwiegend positive Bericht· 
erstattung in verschiedensten Medien; die Kritik 
an den Polizeieinsätzen geht bis weit in das 
bOrgerliehe Lager; cle veranstaltenden Grup­
penhattendieGelegenheit,imMOnchenerStadt· 
ratihre Positiongegen eiedes Polizeipräsidenten 
zu steUen. 

Und was vieleicht noch viel wichtiger 
ist Durch cle Power und die Gemeinsamkeit, 
mit der den Bullen bei clesen Gelegenheiten 
entgegengetreten wurde, ohne jedoch die Si· 
tuation VÖUig eskalieren zu lassen, hat eich bei 
sehr vielen Leuten die lange wähl8nde Ohn· 
macht, das Denken, das sich nur noch in Kate­
gorien derNiedertagen vollzieht, verändert Und 
von daherhaben sich die Voraussetzungen, auf 
denen wir aufbauen können sehr verändert. 

Hinweis: 

Die Redebeiträge der 1. Veranstaltung 
Hegen schriftlich vor. Wer sich darOberinfonnie· 
ren_will, was der Staatsapparat nicht öffentlich 
gesprochen zulassen wiU, wende sich an: AK 
WWG, clo lnfoladen, Breisacherstr. 12, 8000 
München 80. 

Dort ist auch eine Zusammenstellung 
der bisherigen Presseveröffentlichungen zur 
Anti·WWG-Mobiliaierung erhältlich. 

(der Artikeliatdem WWG-InfoMal1992-4192 
entnommen) 



Kriminalisierung 

Ende des bewaHneten Kampfes! 

Freiheit für die Gefangenen? 
Es hat sich einiges bewegt in den letzten Monaten. ln 
diversen Papieren kündigten sowohl die Revolutionä­
ren Zellen als auch die Rote Armee Fraktion und die 
pol. Gefangenen aus der RAF das Ende des bewaffne­
ten Kampfes an. Wir gehen davon aus, daß diese Er­
klärungen bekannt sind (taz, AK, Konkret, Angehöri­
gen-Info, Stadtzeitungen) und drucken sie hier nicht 
nach. Wegen leidigen Zeit- und damit verbundenem 
Diskussionsmangel gehen wir auch nicht näher auf 
die Erklärungen ein. Ebenso käme an dieser Stelle ein 
Aufruf für die bundesweite Demonstration am 20.6. in 
Bonn "Für die Freiheit und das Leben der politischen 
Gefangenen" zu spät Stattdessen veröffentlichen 
wir an dieser Stelle zwei Erklärungen, die weniger be­
kannt sein dürften. 

lsabel Jakobs ist eine der haftunfähigen Gefangenen, 
deren sofortige Freilassung von der RAF sowie der 
Demonstration in Bonn gefordert wird. Seit Ihrer Fest­
nahme 1985 haben wir immer wieder über Ihre Situa­
tion berichtet Isabel hat Im April einen Antrag auf 
Halbstrafe, d.h. Freilassung nach Ablauf der Hälfte 
der Strafe, gestellt Über diesen Antrag ist bisher noch 
nicht entschieden worden. Im Gegensatz zu Claudia 
Wannersdorfer und Günter Sonnenberg, die freige­
lassen wurden, und All Jansen, dessen Antrag auf 
Zweidrittelstrafe abgelehnt wurde. 
Zum anderen begrüßen wir die eindeutige Stellung­
nahme des 16. Strafverteidigertages zu den Forde­
rungen der RAF und zur sog. Kinkel-lnltiative. 
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Kriminalisierung 

lsabel Jacob: Stellung•hme zu 
meinem Antrag auf Halbstrafe 

1985 bin ich in der U-Haft unter §129a-Be­
dingungen an Morbus Basedow, einer Auto­
Immunkrankheit der Schilddrüse und endo­
kriner Orbitopathie, durch Antikörper her­
vorgerufene Entzündungen und Schwellun­
gen der Augenanhangsgebilde und -mus­
keln, die bis zur Erblindung führen können, 
erkrankt 
129a-Bedingungen, das hieB für mich da­
mals: bis auf die letzten Wochen als einzige 
Gefangene auf einer Mini-Durchgangsstati­
on für Frauen im Männerknast Hannover, 
kaum Möglichkeiten, mit anderen Gefange­
nen zusammenzusein, 23 Stunden Ein­
schluß, Sichtblende vorm Fenster, in der Re­
gel Einzelhofgang und sonst mit ständig 
wechselnden Gefangenen, Trennscheibe 
für Besucherinnen oder Anwalt und Re­
pressalien gegenüber den Gefangenen, die 
trotzdem versucht haben, mit mir Kontakt 
aufzunehmen. Verhinderung aller sozialen 
Beziehungen und jedes genaueren Ge­
sprächs und das in einer Situation, in der ich 
mit dem Tod meines Freundes und Genos­
sen konfrontiert war, der bei dem Anschlag 
ums Leben gekommen ist - eine ähnliche 
Situation wie bei Claudia (Wannersdorfer, d. 
Red.), die ebenfalls in der Isohaft schwer­
krank geworden ist und die sie jetzt endlich 
rausgelassen haben. 
Isolationshaft, das ist der materielle Aus­
druck eines Vernichtungsprogramms, das 
auf die psychische und physische Zerstö­
rung zielt und bei jeder/m Spuren hinterläBt, 
krank machen muß, weil der Körper immer 
auf derart lebensfeindliche Bedingungen 
reagiert, selbst wenn der Kopf noch so ent­
schlossen Widerstand leistet Meine Krank­
heit, die mein Arzt als .,Bürgerkrieg im eige­
nen Körper" bezeichnet hat, ist dafür der 
sinnbildliche Ausdruck. 
Die Möglichkeiten, mich zu erholen und mir 
die Lebensbedingungen zu schaffen, die 
ich für mich brauche, hatte ich seitdem 
nicht 
Wie auch: 
Seit '85 war ich entweder im Knast oder 
aber jahrelang im Zangengriff der Staats­
schutzjustiz und damit der permanenten 
Drohung, jederzeit wieder einzufahren, ob­
wohl diese Krankheit als direkte Folge der 
Isohaft ausgebrochen ist, sich damals in­
nerhalb kürzester Zeit dramatisch ver­
schlechtert hat und dies auch ein Kriterium 
für die Haftverschonung war. 
Seitdem hat sich mein Gesundheitszustand 
nicht grundlegend gebessert, trotz 6-jähri­
ger Hormonbehandlung, Cortisonthera­
pien und bisher einer Operation. Im Gegen­
teil, der jahrelange DauerstreB druch Knast, 
ProzeB und dem Kampf für die Anerken­
nung meiner Haftunfähigkeit hat nicht nur 
dazu geführt, daß es keine Chance auf Hei­
lung innerhalb der ersten Jahre gab, in de­
nen dies in vielen Fällen noch möglich ist, 
sondern daß besonders meine Augenbe-
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schwerden therapieresistent geblieben 
sind. Bei einer Krankheit, deren Verlauf er­
heblich von StreBfaktoren mitbestimmt 
wird, ist das schließlich auch kein Zufall, 
sondern beabsichtigtes Kalkül. 
Meine Krankheit als zusätzliches Druckmit­
tel gegen mich: Kurz vor dem Prozeßanfang 
kam das erste Dealangebot der Staatsan­
waltschaft, in dem das verlangt wurde, was 
sie von uns immer verlangen: Ich hätte sa­
gen müssen, daß ich an dem Anschlag be­
teiligt war und .,daß Gewalt kein Mittel der 
politischen Auseinandersetzung ist, ich in 
Zukunft meine Ziele gewaltfrei durchsetzen 
werde und keine Straftaten mehr begehe". 
Der Lohn dafür: 2 Jahre Knast auf Bewäh­
rung und ein kurzer ScheinprozeB (statt 4 

1/2 Jahre Knast und 1 Jahr Verhandlungs­
dauer). Meine Ablehnung bedeutete gleich­
zeitig die Gewißheit, daß mich in jedem Fall 
nochmal Knast erwartet, egal, was bei der 
Beweisaufnahme rauskommt 
So war's bisher immer: Rache für diejeni­
gen, die den Preis nicht bereit sind zu zah­
len. 
Es ist klar, daß sie damit jetzt auch wieder 
bei der Anhörung zu meinem Halbstrafen­
sntrag kommen werden. 
Ich habe nicht damals ihre miesen Erpres­
sungsversuche abgelehnt, um mir jetzt mei­
ne Freiheit und das bedeutet eben zyni­
scherweise auch meine Gesundheit oder 
doch wenigstens bessere Behandlungs­
möglichkeiten zu erkaufen. Eine Anerken-

"Knast heißt für politische Gefangene 
in den meisten Fällen Isolationshaft. 
Isolationshaft heißt Folter. Heißt, daß 
du Tag für Tag, Nacht für Nacht nur auf 
dich alleine angewiesen bist. Du 
fängst an, das Sprechen zu verlernen, 
merkst bei Besuchen, daß dir die 
Worte fehlen, daß du deine Zeit 
brauchst, um ins Reden zu kommen. 
Alle Sinne sind auf Entzug gesetzt. Du 
kannst nicht nur mit niemanden 
sprechen, du kannst auch niemanden 
berühren, mit niem9nden lachen, 
niemanden zuzwinkern. Die meisten 
politischen Gefangenen in der BRD 
sitzen seit Jahren unter diesen 
Bedingungen. Und kämpfen seit 
Jahren dagegen. Sie haben sichtrotz 
Isolation, trotz Hqchsicherheitstrakts 
trotzder weißen Folter nicht zerstören, 
ihre Identität nicht rauben lassen. Auch 
das gehört dazu, auch das istwichtig 
zu wissen. 

Liuuaus einen Bril:( \'l>ll lngrid 
Stroh/. Septemher /<.J88. 



nung des staatlichen Gewaltmonopols, das 
heißt die Legitimierung kapitalistischer Ver­
gesellschaftung und weltweiter imperiali­
stischer Zerstörung und ein Verleugnen der 
Tatsache, daß ein Leben in Würde und Frei­
heit für uns wie für alle Menschen nur gegen 
die~e herrschenden Machtstrukturen zu or­
ganisieren und durchzukämpfen ist, wird es 
von mir nicht geben. 
Ober meine politischen Orientierungen 
oder gar den Aufbau eines neuen revolutio­
nären Prozesses auf dem Hintergrund un­
serer Erfahrungen der letzten, jetzt zu ei­
nem Abschluß gekommenen Kampfphase, 
werde ich ausschließlich mit den Menschen 
diskutieren, mit denen ich zusammen wei­
tergehen will, aber mit keinem Büttel des 
Staatsapparates und mit keinem Gericht. 
Sich auf ihre inquisitorischen Fragen einzu­
lassen, bedeutet ihre Kriminalisierungs­
und Entpolitisierungsstrategie gegen uns 
zu akzeptieren: Als ob sich unser Wider­
stand und unsere Sehnsucht nach einem 
selbstbestimmten Leben, ohne rassisti­
sche und sexistische Unterdrückung, ohne 
die kapitalistische Zurichtung jeder/n von 
uns für die Profitinteressen eines Systems, 
das über die Leichen derjenigen geht, die 
als dysfunktional und nicht verwertbar er­
klärt werden - auf die Wahl unserer Mittel 
reduzieren ließe. Als würden wir nicht in ei­
ner Realität leben, die nach Veränderung 
schreit. Das wäre einfach nur noch absurd. 
21 Jahre Vernichtungshaft gegen politische 
Gefangene, in denen jede noch so kleine 
Verbesserung der Haftbedingungen hart 
erkämpft werden mußte; haftunfähige Ge­
fangene wie Günter und Bernd, die sie seit 
15, 17 Jahren in der Isohaft foltern und trotz­
dem nicht brechen konnten. Obwohl siege­
nau wissen, daß ihre Vernichtungspro­
gramm gegen uns gescheitert ist, obwohl 
inzwischen auch Teile des Apparats nicht 
mehr länger die offensichtlichen Tatsachen 
weglügen können, daß es haftunfähige Ge­
fangene gibt und es jetzt endlich um eine 
politische Lösung für uns alle gehen muß, 
und anfangen von "Normalisierung" und 
nGieichbehandlung" zu reden, hat sich bis­
her für uns materiell nichts verändert. Im 
Gegenteil, für einige von uns hat sich die Si­
tuation in den letzten Monaten eher noch 
verschärft. Und sie besitzen weiterhin den 
Zynismus, selbst noch von schwerkranken 
Gefangenen als Bedingung für eine Freilas­
sung ihre Unterwerfung erpressen zu wol­
len. 
Was sie unter .Normalisierung" verstehen, 
sieht z.B. bei mir so aus: 
e Die ersten sechs Monate eine fast totale 
Isolation, um meine "Zusammenarbeit" mit 
der Knastärztin zu erzwingen, trotz der ab­
sehbaren Konsequenzen, die das für mich 
haben mußte und auch hatte 
e Trotz meiner Krankheit und meiner klaren 
Forderung, mit Menschen meines Vertrau­
ens und d.h. hier im Knast konkret mit Eva, 
Siggi und Gabi auf einer Station zusam­
mengelegt zu werden, gibt es einen inzwi­
schen auch vom OLG Frankfurt/M. bestä­
tigten Trennungsbeschluß zwischen mir 
und den drei anderen: Wir sind in verschie­
denen Häusern, haben keinen gemeinsa­
men Hofgang, und ich komme in keinen 
Freizeitkurs rein, in dem eine der drei Ge­
nossinnen ist. 
e Besuchsverbote, die wie alles hier mit ih-

rem Vollzugsziel begründet werden: mich 
"durch· geeignete Maßnahmen zu einer Ab­
kehr vom linksradikalen bzw. terroristi­
schen Umfeld zu bewegen". 
e Monatelanger Kampf um die Durchsat­
zung der für mich dringend notwendigen, 
regelmäßigen Untersuchungen 
e Martialisches SEK-Aufgebot bei meinen 
Arztausführungen: Da werden schon mal 
ganze Klinikbereiche manöverartig besetzt, 
wie Anfang Februar bei den Augenuntersu­
chungen, und mir insgesamt Bedingungen 
aufgezwungen, unter denen jede angemes­
sene und vertrauliche Untersuchung ver­
hindert wird, obwohl sie sehr genau wissen, 
daß sich meine Krankheitssymptome unter 
starker StreBbelastung akut verschärfen 
können. 
e Politische Zensur, eine nur noch als will­
kürlich zu bezeichnende Anhaltepraxis und 
damit Verhinderung jeder kontinuierlichen 
politischen Kommunikation 
usw. 
Das ist Teil ihrer Normalität, ihres alltägli­
chen Terrors. Gegen jeden von uns. 
Fast 1 1/2 Jahre Knast haben bei mir deutli­
che Spuren hinterlassen: Wenn mein be­
handelnder Arzt zusammenfassend fest­
stellt, daß ich mich in einem psycho-physi­
schen Erschöpfungszustand befinde und 
sich die derzeitige Isolationshaft ungünstig 
auf das Krankheitsgeschehen auswirkt, so 
spüre ich hier jeden Tag, was das heißt. 
Nach jeder körperlichen, aber vor allem 
psychischen Belastung, nach jeder Kon­
frontation manchmal tage- oder gar wo­
chenlange Schwächeanfälle, zugaschwol­
lene Augen, Schmerzen und so starke Seh­
störungen, daß Lesen zur Qual wird. Ich 
merke, wie mein Körper anfängt zu streiken, 
und es gibt unter diesen Bedingungen nur 
wenig Möglichkeiten, dagegen etwas zu tun. 
Schlimmer noch: Bedingt durch meine 
Krankheit eine starke, letztlich für mich 
selbst unkontrollierbare Erregbarkeit in 
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den Momenten, wenn hier Auseinanderset­
zungen anfangen zu eskalieren, als wäre 
ich dabei, wie ein Luftballon zu zerplatzen, 
und bin dann nur noch unter großer Willens­
anstrengung in der Lage, nicht völlig auszu­
rasten - aber das auch nicht immer. Sowas 
kann hier drinnen verdammt schnell gefähr­
lich werden und sich sofort gegen mich rich­
ten. Ein Grund, warum ich sage, ich muß bis 
zu meiner Freilassung als Mindestbedin­
gung sofort mit Eva, Siggi und Gabi zusam­
men auf eine Station, weil ich natürlich die 
Auseinandersetzung mit ihnen existenziell 
brauche, aber eben auch als Schutz für 
mich. 
Dazu kommen all diese typischen Knastfol­
gen, die jede/r von uns mehr oder weniger 
kennt, die sich aber bei mir in viel kürzerer 
Zeit potenzieren, weil ich sowieso schon 
stark geschwächt bin: 
Inzwischen sehr starke Konzentrationsstö­
rungen, wenn sich die Mauern im Kopf ver-
dichten und nur noch Leere bleibt, wenn ich 
am Ende eines Satzes den Anfang schon 
wieder vergessen habe oder wenn ich tage­
lang für einen Brief brauche ... Wasser in 
den Beinen und öfters Schwellungen im 
Gesicht, an den Händen und Armen ... 
Durchblutungsstörungen und fast ständig, 
sogar im Sommer, blaue Hände und Füße ... 
schwere Kreislaufstörungen, immer wieder 
Übelkeit, Erbrechen, Schwindel und eine 
unendlich große Müdigkeit ... außerdem 
noch die kleineren Auswirkungen meiner 
Krankheit: starke Wärmeempf~ndlichkeit, 
ständiges Schwitzen, regelmäßige Durch­
fallphasen. 
Das geht so nicht mehr länger weiter. 

Apr/11992 

Isabel jacob 
Obere Kreuzäckergasse 4 
JVA 111 
6000 Frankfurt!Maln 
Preungesheim 

»Fre~1assu .. aller haftunfähigen sowie derienigen 
politiscllen Gefa•nen, die bereits 15 Jahre 

sind.« 
Resolutioll des 16. Strafverteidigertages 

Die Initiative des bisherigen Jutizministers 
Kinkel und die Erklärung der RAF vom 
10.4.1992 haben eine öffentliche Diskussi­
on ausgelöst, die vom 16. Strafverteidiger­
tag ausdrücklich begrüßt wird. 
Um die eingeleitete Entwicklung zu unter­
stützen und zu beschleunigen, sind 
schnellstmöglich folgende Maßnahmen zu 
ergreifen: 
- Freilassung aller haftunfähigen sowie der­
jenigen politischen Gefangenen, die bereits 
15 Jahre inhaftiert sind; 
- Zusammenlegung der übrigen Gefange­
nen in einer oder zwei Gruppen, soweit sie 
es wünschen, und Schaffung der Bedingun­
gen dafür, daß sie in absehbarer Zeit entlas­
sen werden können. 
Die aktuelle Diskussion gibt erneut Veran­
lassung, die Abschaffung der Gesetze zu 

fordern, die seit 1972 unter dem Vorwand 
der sog. Terrorismusbekämpfung einge­
führt worden sind, insbesondere: § 129a 
StGB, KontaktsperreG, Kronzeugenrege­
lung, §§ 138a, Abs. 2, 146, 148 Abs. 2, 231 
StPO. 
Die Hochsicherheitstrakte sind zu schlie­
ßen, Sonderhaftbedingungen dürfen nicht 
angeordnet werden. 
Die aktuelle Diskussion hat erneut die Pro­
blematik der lebenslangen Freiheitsstrafe 
ins öffentliche Bewußtsein gerückt. Diese 
Sanktion ist abzuschaffen. ln jedem Fall ist 
§ 57a StGB dahin abzuändern, daß eine Ent­
lassung bereits nach VerbüBung von zehn 
Jahren Freiheitsstrafe möglich ist. 
(Vom Plenum am 17.5.1992 mit groBer Mehr­
heit angenommen). 
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Fünf Schüler Im Alter von 13 bis 17 Jahren 
sollen laut GeneralstaatsanwaHschaft ln 
Celle für Brandanschläge vergangener 
Jahre ln Göttingen zumindest mitverant­
wortlich sein. Gegen sie wird nach § 129a 
(Bildung bzw. Mitgliedschaft in einer terro· 
rlstischen·verelnlgung) ermittelt. 
Bereits seit dem Jerhbst '91 führten LKA 
und BKA in Göttingen verdeckte Observa­
tionen durch. Mit großem personellen, logi­
stischen und technischen Aufwand wurde 
versucht, der schwarz-roten Gefahr auf die 
Schliche zu kommen. Als am 24.12.91 das 
Göttinger Tageblatt die ihm von der 
Schmiere vermutlich selbst lancierten dies­
bezüglichen Informationen veröffentlichte, 
da wußten wir (die Lieben, die immer in 
schwarz rumlaufen) schon längst, daß die 
schnauzbärtigen Überwachungsbüttel in 
ihrer Beschattungspause die Pommes am 
liebsten rot-weiß essen. 

Das Ganze fiel in den Rahmen einer groß 
angelegten Hetz- und Diffamierungskam­
pagne der "Staatschützer• und iher gleich­
geschalteten Medien. Es wurde zum tau­
sendsten Male versucht, den autonomen, 
antifaschistischen Widerstand zu kriminali­
sieren, indem ihm Brandanschläge unterge­
jubelt werden sollten, die in den vorausge­
gangenen Wochen verübt worden waren -
so zum Beispiel gegen das Clubheim eines 
Kleingärtnerlnnenvereins. Dort war ge­
sprüht worden .. Deutschland den Auslän­
dern• und .. Anti-Deutschland-Liga für auto­
nome Gewaltherrschaft". Dabei lassen we­
der Anschlagsobjekt noch Wortwahl auf Tä­
terlnnen aus dem linken Spektrum schlie­
ßen, was die Schmiere auch wenig später 
eingestehen mußte. 
Doch zurück zu den jugendlichen Deliquan­
ten -sie waren wie zehn andere Menschen 
auch am 26.10.91 bei Waake in eine Perso­
nenkontrolle der Bullen geraten, nachdem 
kurz zuvor eine Demonstration gegen das 
FAP-Schulungszentrum im nahegelegenen 
Mackenrode stattgefunden hatte. Die Vor­
ladungen gingen ausschließlich an die fünf 
unter-18-Jährigen der kontrollierten Perso­
nen, bzw. bezeichnenderweise an deren El­
tern. 
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Vermutet die Staatzsanwaltschaft wirklich, 
daß die Mitte der 80er Jahre noch .Grund­
schulpflichtigen• damals eine .terroristi­
sche Vereinigung• gründeten, um Wohl­
stand und Sicherheit dieser Stadt zu unter­
graben? Wollen sie sie für bis zu 10 Jahre 
(höchstes Strafmaß für 129a) hinter Gitter 
stecken? Wollen sie 129a tatsächlich vor 
dem Jugendgericht verhandeln? Und wol­
len sie noch nicht Strafmündige dafür ver­
urteilen? 
Wohl kaum. Vielmehr läßt dieses keinen an­
deren Schluß zu, als daß die Bullen sich die 
Personen ausgesucht haben, auf die sie 
den stärksten Druck ausüben können, um 
Aussagen zu erzwingen. Die Absurdität des 
Konstrukts und der große Aufwand, der sei­
tens des Staatsschutzes betrieben wurde 
und schließlich in diesen fünf Ermittlungs­
verfahren mündete, legt die Vermutung na­
he, daß es auch in diesen - wie in den mei­
sten anderen - 129-Verfahren nicht darum 
geht, zur Anklageerhebung und Verurtei­
lung zu kommen (nur ca. 6% aller Ermitt­
lungsverfahren führen zu Verurteilungen). 

Zum §129a 
Worum geht es denn dann? Was wollen die 
mit ihren komische Paragraphen eigent­
lich??? 
Historisch betrachtet, sind der 129a und 
seine Vorläufer (129, 128) schon immer ein 
Instrument der Herrschenden gewesen, um 
Widerstand und auch nur Widerspruch zu 
unterdrücken. Seit 1798 gibt es derartige 
Repressionsparagraphen, die es ermög­
licht haben, auf wie auch immer geartete 
und formulierte Grundrechte zu scheißen 
und unliebsame Menschen und Bewegun­
gen zu kriminalisieren. Seit 1871 taucht in 
diesem Zusammenhang der Begriff .staats­
feindlich" auf. Parallel zu den Stammheim­
verfahren entsteht die heutige Fassung des 
129, und 1976 entsteht analog zum 129 der 
129a, der nunmehr auch .terroristische Ver­
einigung• der Strafverfolgung aussetzt ln 
dieser Form gibt der 129a die gesetzliche 
Legitimation für die Aussetzung eigentlich 
verfassungsmäßig garantierter Grundrech­
te und für umfangreiche Ermittlungsmetho­
den: 

' • 
- Ermittlungen durch Bundesanwaltschaft/ 
BKA 
- Telefonüberwachung 
- Kontrollstellen 
- Haftbefehl ohne Haftgrund 
- erleichterter Verteidigerinnenausschuß 
- Überwachung des Verteidigerinnenver-
kehrs 
- Schleppnetzfahndung 
- Verhandlungen vor dem OLG mit Ein-
schränkung von Verfahrensrechten. 
Ermittlungen nach diesem Paragrafen bie­
ten den Staatsschnüfflern also nahezu un­
begrenzte Möglichkeiten der Informations­
beschaffung über .verdächtige• Personen 
bzw. Gruppen. Mit Hilfe des 129a soll zudem 
der Widerstand eingeschüchtert und ge­
spalten werden. ( ... ) 
Es geht also um die Kriminalisierung des 
antifaschistischen, ja des ganzen linken 
und fortschrittlichen Widerstandes. Es geht 
um ein Rollback gegen die zunehmende 
Akzeptanz autonomer antifaschistischer 
Politik in breiteren Bevölkerungsschichten 
hier in Göttingen, also darum, .die Autono­
men• wieder in die Schmuddelecke zu stel­
len, sie als Chaotinnen und sinn- und hirnlo­
se Gewalttäterinnen darzustellen. 
Ja, und das alles sollten wir ständig im Hin­
terkopf haben, uns darüber bewußt sein, 
wenn alles, was bei der groß angelegten 
Staatsschutzaktion herauskommt, fünf Er­
mittlungsverfahren nach 129a gegen zum 
Teil noch nicht einmal Strafmündige sind. 
Der 129a ist eben ein Ermittlungspara­
graph, und er hat viele Funktionen. Und die 
Verfahren bergen so viele Gefahren, dar­
über müssen wir stets gewärtig sein, daß 
wir unsere Verhaltensweisen daraufhin 
überprüfen und uns immer wieder mit The­
men wie zum Beispiel Aussageverweige­
rung befassen. Schließlich ist es wichtig, 
nicht selbst zu sehr ins Spekulieren zu ver­
fallen, wer denn jetzt konkret von solchen 
Ermittlungen betroffen ist, oder welche 
Gruppe bzw. welcher Themenbereich für 
die pigs interessant ist Wir alle sind ge­
meint! Und es wäre Quark und gefährlich 
anzunehmen, daß nur die Leute gefährdet 
sind, die sich mit dem jeweils kriminalisier­
ten Themenbereich auseinandersetzen. 
Wir alle sind gemeint! Und wir alle sollten 
dementsprechend behutsam umgehen, 
mit dem, was wir wissen oder auch nur den­
ken und ahnen. Wir alle sind gemeint! 
Einen relativen Schutz für uns alle gegen 
solche .,Staatsschutz"-Angriffe bietet es 
nur, als Szene gemeinsam aufzutreten, uns 
gemeinsam und solidarisch dar(.lber aus­
einanderzusetzen. und zu Einschätzungen 
und gemeinsamem Handeln zu kommen. 
WIR ALLE SIND GEMEIN! 

Autonome aus Göttingen 



Die Reihe der Gewaltakte gegen Ausländerinnen von 
rechter Seite reiBt nicht ab. Schwerste Gewaltverbre­
chen bis hin zu Morden sind fast alltäglich und finden 
allerhöchstens noch in Kurzmeldungen in den Medi­
en eine Erwähnung. Parallel dazu laufen die ersten 
Prozesse gegen Tellnehmerinnen an faschistischen 
und rassistischen Übergriffen. ln der Regel gibt es 
hier (bis aufwenige Ausnahmen) zwar Verurteilungen, 
aber meistens nur auf Bewährung. Begründung: 
durch starken Alkoholeinfluß sind die Täterinnen 
nicht voll straffähig, und zudem sei von einem rechts­
extremen Hintergrund nichts zu merken. 
Seit Ende Mal gab es in Mannhelm-Schönau massive 
Übergriffe und Einschüchterungen gegen Asylanten 
und Ausländerinnen direkt aus der näheren Bevölke­
rung heraus, ähnlich wie in Hoyerswerda. Ein Aktions­
bündnis gegen Rasalsmus rief daraufhin zu Protest­
aktionen und zu einer Demo· am 6.Juni vor Ort auf. Die 
Polizei reagierte massiv: brutalste SEK-Einsätze, 
Massenfestnahmen und Ausnahmezustand in der 
Stadt. Die auf dem Paradeplatz ln der Stadt friedlich 
versammelten Menschen wurden brutal zusammen­
geknüppelt. Im Zuge derweiteren " polizeilichen Maß­
nahmen" an diesem Abend (Hunde- und Pferdeein­
sätze, Behinderung ärztlicher Hilfe, Knüppelorgien) 
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wurden mindestens 20 Menschen zum Teil schwer 
verletzt und ca. 150 Personen festgenommen; u.a.­
auch das Jugendzentrum gestürmt und geschlossen. 
Am Wochenende darauf, den 13. Juni, wurde zu einer 
weiteren Protestdemonstration aufgerufen. Bis zum 
frühen Abend, noch vor Ende der Aktionen, kam es 
neuerlich zu über 130 Festnahmen. 
Wir drucken an dieser Stelle eine Erklärung zu den 
Vorfällen am 6.6. vom Jugendzentrum Mannheim ab, 
zum einen, um der bürgerlichen Propaganda von um­
herziehenden Gewalthorden, zum anderen, um dem 
Totschweigen dieser Vorfälle etwas entgegenzuset­
zen. 
Vor dem gleichen Hintergrund verurteilen wir aufs 
Schärfste die brutalen SEK-ÜberfäJie von Ende Mai 
auf drei Asylunterkünfte in der ehemaligen DDR. Die­
se wurden nachts gegen 3.30 Uhr mit voller Kampf­
montur gegen völlig ahnungslose und wehrlose Fami­
lien durchgeführt. Offizielle Begründung: die rapide 
angestiegene Kriminalitätsrate in der ehemaligen 
DDR und die Stimmung Innerhalb der Bevölkerung 
gegen die Ausländerinnen. Gefunden wurde nichts. 
Die Polizei bleibt trotzdem bei Ihrer Unle: dem Bür­
gerruf nach Bürgerwehren müsse Etwas entgegenge­
setzt werden. 
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Ein Überblick 
zum Vorfeld 
Im Mannheimer Stadtteil Schönau kam es 
in den vergangeneo Wochen immer wieder 
zu pogromartigen Gewalttätigkeiten der 
Bevölkerung gegenüber dem dortigen, in 
einer US-Kaserne untergebrachten Flücht­
lingswohnheim. Die regionale Presse 
schwieg sich aus, die überregionale berich­
tete erst Tage später. Wir wollen versuchen, 
hier einen möglichst genauen Überblick zu 
geben. 
Am 26. Mai wird bekannt, daß eine Frau in 
der Nähe des Wohnheimes vergewaltigt 
wurde. Zielgerichtet wird nun in Schönau 
das Gerücht gestreut, ein Gahnese aus 
dem Heim habe die Tat begangen (in Wahr­
heit ist der - mutmaßliche - Täter ein US­
Amerikaner). Am gleichen Abend ziehen 20 
- 30 bewaffnete Schönauer vor das Wohn­
heim. Die Bullen .sichern daraufhin das An­
wesen" und führen Gespräche mit dem be­
waffneten Mob. 
Am Donnerstag (28.5.) schließlich ziehen 
300 Schönauerinnen nach einer von den 
Bullen beendeten Massenschlägerei von ei­
ner Vatertagsfete, rassistische Parolen 
gröhlend, zum Wohnheim. Es kommt zu ei­
nigen Festnahmen, die Bullen räumen das 
Areal (relativ .liebevoll"). 
Tags darauf ziehen 400 - 500 Leute (davon 
ca. 100 mit Knüppeln bewaffnet) mit Sprü­
chen wie .Nur ein toter Neger ist ein guter 
Neger" vors Heim und wollen .Asylanten 
schlachten". 
Am Samstag (30. Mai) gibt es eine Solidari­
tätsdemo für die Flüchtlinge von ca. 100 
Leuten. Diese werden von den Passanti­
nnen immer wieder angepöbelt Es fallen 
Sprüche wie .Ihr brennt auch noch", .Jetzt 
bekommen die Scheißer auch noch Hilfe" 
und ähnliches. Gegen 22 Uhr räumen die 
Bullen die Straße, es kommt zu keinen Aus­
einandersetzungen. Als am Dienstag 
abends versucht wird, eine Solidaritäts­
Mahnwache für die Flüchtlinge durchzufüh­
ren, wird diese von Schönauerinnen ange­
griffen. Daraufhin greifen die Bullen die De­
monstrantlnnen (!) ab, Demonstrantinnen 
werden, nachdem sie von Bürgern zusam­
mengeprügelt wurden, verhaftet Der be­
waffnete Mob hingegen wird weder kontrol­
liert noch werden die Personalien aufge­
nommen. 
ln der Mannheimer Presse folgt nun eine 
Hetze gegen .Chaoten und linke Schläger", 
der erste Bericht in der Sache überhaupt 
Gewalttätig sind auf einmal nicht mehr die 
Schönauerlnnen, sondern die Flüchtlinge 
und die sich mit ihnen solidarisierenden 
Menschen. Es wird auch behauptet, Rechte 
wie Linke seien aus dem ganzen Bundesge­
biet angereist 
Während die Linken immer mel)r ins Kreuz­
feuer geraten, dem Schönauer Mob immer 
mehr Zugeständnisse gemacht werden, 
geht der rechte Terror unter den Augen der 
Bullen weiter. Die vergitterte Unterkunft ist 
nur noch unter Lebensgefahr zu verlassen. 
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Zu den Ereignissen 
vom &.Juni 
Am Samstag, 6. Juni, stürmten um 19.20 
Uhr starke Polizeikräfte mit rabiater Ge­
walt das Jugendzentrum 0 4,8 in Mann­
heim. Die ca. 60 anwesenden, teilweise 
minderjährigen Cafebesucherlnnen wur­
den zum größten Teil verhaftet. Die Leute 
vom Jugendzentrum schildern diesen Vor­
fall und seine Vorgeschichte: 

Am Donnerstag, den 4.6., wurde von Einzel­
personen eine Demonstration auf der 
Schönau angemeldet, die ihren Protest ge­
gen den dort herrschenden Rassismus und 
die Angriffe gegen das Flüchtlingswohn­
heim Ausdruck verschaffen wollte. Zu dio­
ser Demonstration wurde bundesweit auf­
gerufen. 
Am Freitag, den 5.6., wurde vom Ordnungs­
amt der Stadt Mannheim ein Demonstrati­
onsverbot was sich über ganz Schönau er­
streckte, ausgesprochen. Versuche von 
Seiten der Demonstrantlnnen, mit Verant­
wortlichen von Stadt und Polizei Verhand­
lungen zu führen, scheiterten aufgrund des 
mangelnden Interesses dieser Personen. 
Es wurden alle zur Verfügung stehenden 
Mittel genutzt, um gegen dieses Demon­
strationsverbot vorzugehen. Doch am 
Samstag, den 6.6. um 13 Uhr bestätigte der 
Verwaltungsgerichtshof Mannheim in 2. ln­
stanz wider Erwarten das Verbot 
Aufgrund der bundesweiten Mobilisierung 
war davon auszugehen, daß von außerhalb 
viele Demoteilnehmerinnen zu erwarten 
waren und nicht mehr über das Demonstra­
tionsverbot informiert werden konnten. Von 
Seiten der Unterstützerinnen der Demon­
stration gab es folgenden Versuche, die Si­
tuation zu entschärfen: 
e Die Idee war, von der Innenstadt ausge­
hend eine Spontandemo gegen das De­
monstrationsverbot durchzuführen. Und an 
den Polizeisperren anreisende Demonstra­
tionsteilnehmerinnen über die momentane 
Situation in Mannheim aufzuklären, um so­
mit dort Auseinandersetzungen mit der Po­
lizei zu vermeiden. 
e Pani.llel dazu wurde versucht, den zustän­
digen Polizeieinsatzleiter Grantrupp telefo­
nisch und persönlich zu erreichen. Dies ge­
lang endlich gegen 16 Uhr.ln den folgenden 
Gesprächen im Flüchtlingswohnheim teilte 
Herr Grantrupp unmißverständlich mit, daß 
mit keinerlei Entgegenkommen von Seiten 
der Polizei zu rechnen sei. 
e Kurze Zeit später erschien OB Widder 
und teilte mit, daß jegliche Demonstration 
oder Kundgebung, ob in Schönau oder an­
derswo, verboten sei und von der Polizei so­
fort aufgelöst werden würde. Jeder Versuch, 
OB Widder von der Deeskalationsstrategie 
zu überzeugen, wurden von ihm mit dem 
Hinweis auf das VGH-Urteil niederge­
schmettert Es war offensichtlich, daß OB 
Widder in keiner Weise zur Deeskalation 
beitragen wollte. Es drängte sich im Gegen­
satz der Eindruck auf, daß er eine "militäri­
sche Lösung" suchte. Damit waren alle Ver­
suche, auf die kommenden Ereignisse Ein­
fluß zu nhemen, gescheitert 

e Inzwischen sammelten sich auf dem pa­
radeplatz ca. 500 Menschen friedlich zu der 
Spontandemonstration. Um 19.20 Uhr wur­
de die Versammlung durch brutalen und ra­
biaten Knüppeleinsatz von der Polizei aus­
einandergeprügelt Es brach große Panik 
aus. Teilnehmerinnen sowie Passantinnen 
flohen durch die Innenstadt, gefolgt von 
prügelnden Polizeibeamten. 

Die Vorfälle im und vor dem Juz 
Zu diesem Zeitpunkt war das Cafe des JUZ 
von Unbeteiligten gut besucht Wenigen 
Verletzten und Verfolgten gelang es, Zu­
flucht im Juz zu finden. Um die anwesenden 
Unbeteiligten zu schützen, wurde die Tür 
hinter den Eintreffenden verschlossen. Bei 
den Verletzten wurde 1. Hilfe geleistet Ein­
treffende Polizeikräfte versuchten zuerst, 
die Eingangstür aufzutreten. ln der Zwi­
schenzeit wurde unter uns diskutiert, die 
Tür evtl. zu öffnen. Die Entscheidung wurde 
uns durch die Polizei abgenommen, denn 
zuerst wurde die Tür von außen verbarrika­
diert und um 20.10 Uhr mit einem Ramm­
bock aufgebrochen. 
Das weitere Vorgehen der Polizei war sehr 
konfus. Es war offensichtlich, daß die be­
treffenden Einsatzleiter keine Ahnung hat­
ten, warum sie sich hier befanden. Ein zur 
Versorgung eines Verletzten herbeigerufe­
ner Notwarzt erhielt, trotz Protest, keinen 
Einlaß. Auch ein von uns informierter 
Rechtsanwalt hatte keinen Einfluß auf das 
Vorgehen der Polizei. Etwa eine Stunde 



später begann die Polizei damit, die Anwe­
senden ohne Begründung zu verhaften und 
abzutransportieren. Gegen 22.30 Uhr be­
endete die Polizei aus unerfindlichen Grün­
den die Verhaftung der Besucherlnnen, ob­
wohl noch ca. 20 Personen anwesend wa­
ren. 
Die Verhafteten wurden teilweise in Lud­
wigshafen erkennungsdienstlich behan­
delt, andere Gefangene im Herzogenried 
wurden nach ein paar Stunden wi~der frei­
gelassen. Das JUZ wurde nach dem Ab­
transport der Unbeteiligten sofort von uns 
geschlossen. 
Vor dem Jugendzentrum befanden sich die 
ganze Zeit Protestierende und Schaulusti-

ge, die lautstark den vehementen Polizei­
einsatz verurteilten. Eltern von verhafteten 
Minderjährigen versuchten ebenfalls, auf 
die Polizei Einfluß zu nehmen. 
Wir verurteilen das Vorgehen von Stadtver­
waltung und Polizei auf das Schärfste. Die 
Politik und das Handeln dieser Institutionen 
war von Anfang an darauf ausgerichtet, jeg­
lichen legalen Protest gegen die in Schönau 
stattfindenden rassistischen Übergriffe mit 
allen Mitteln zu verhindern. Das durch die 
Stadt und Presse aufgebaute Feindbild von 
massenweise anreisenden Gewalttätern 
hat sich als nichtig erwiesen. Es kam von 
Seiten der Demonstrantinnen zu keinerlei 
Provokationen oder Gewalttaten. Um zu 

Buchbesprechung 
Im Zentrum dieses Buches stehen die orga­
nisatorischen Strukturen der "Gesinnungs­
gemeinschaft der neuen Front" (GdNF) und 
ihre Einbindung in das Netz deutschen und 
ausländischer Faschisten. Diese von dem 
verstorbenen Michael Kühnen aufgebaute 
.Kadergemeinschaft" ist straff organisiert 
und versteht sich als Avantgarde zum Auf­
bau einer neuen NSDAP. Mitglieder dieser 
Organisation sammeln Waffen, führen pa­
ramilitärische Trainingslager durch und re­
krutieren vor allem Jugendliche mittels ih­
rer vielen Vorfeld- und Wahlorganisationen. 
Während von den staatlichen Behörden 
und dem GroBteil der Medien die Ausübung 
von Gewalt gegen Flüchtlinge und Immi­
grantinnen schnell Einzeltäterinnen und 
Grüppchen zugeschrieben wird, liegt bei ei­
ner genaueren Untersuchungen der Einfluß 
des organisierten Neofaschismus deutlich 
auf der Hand. Seit Jahren propagieren und 
betreiben diese Gruppen Gewalt gegen 
.Nicht-Deutsche" und Jüdinnen, gegen fort­
schrittliche und antifaschistische Men­
schen als Teil ihrer politischen Strategie zur 
Errichtung eines IV. Reiches. Insbesondere 
seit der deutschen Vereinigung reiBt der Zu­
lauf neuer Mitglieder nicht ab. 
Neofaschistische Gewalt bestimmt heute 
schon den Alltag vieler Jugendlicher und 
insbesondere der Flüchtlinge und Immi­
grantinnen in den neuen Bundesländern. 
Vorläufiger Höhepunkt der rechten Gewalt 
war die Anschlagswelle 1991 mit 2.074 offizi­
ell registrierten rassistischen Überfällen, 
vier Toten und einer nicht gezählten Anzahl 
Schwerverletzter - die Orte dieser Angriffe 
sind mit den Aktionsräumen der Neonazis, 
die Täter mit deren Mitgliedschaft und 
schon beeinflußtem Rekrutierungsfeld in 
ganz Deutschland identisch. Unterstützung 
erhielten die rassistischen Kräfte durch die 
Anti-Asyl-Kampagne der bürgerlichen Me­
dien und der Bundesregierung, so daß 1991 
34% der Bevölkerung in meinuingsumfra­
gen Verständnis für Gewalt gegen Asylbe­
werberinnen äußerten. 
Das von uns verwandte Material geht zu ei­
nem Teil auf die Teeherehen für den Fern­
sehfilm .Wahrheit macht frei" zurück Die­
ser von Michael Schmidt in Zusammenar­
beit mit der englischsprachigen antifaschi­
stischen Zeitung 'Searchlight' gedrehte Do-

kumentarfilm gibt einen tiefen Einblick in 
die Aktivitäten der .Gesinnungsgemein­
schaft der neuen Front" im Jahre 1990. Bis 
heute weigern sich deutsche Sendeanstal­
ten, diesen Film zu zeigen, während er in 
vielen Nachbarländern längst ausgestrahlt 
wurde und beachtliche Resonanz fand. 
Unsere Darstellung beginnt mit der Be­
trachtung der sogenannten Revisioniste­
noffensive, der seit 1990 verstärkten, koor­
dinierten Anstrengung alter und neuer Na­
zis, die Verbrechen des Nationalsozialis­
mus zu leugnen. Die begonnene offene Zu­
sammenarbeit eines groBten Teils der orga­
nisierten Neofaschisten wurde seitdem in­
tensiviert und führte 1991 unter anderem zu 
den bis dahin größten Neonazi-Aufmär­
schen in Dresden und Bayreuth mit über 
2.000 Teilnehmern. Die Konkurrenzen und 
Eifersüchteleien sowie die taktisch beding­
ten Abgrenzungen sich seriös gebender fa­
schistischer Parteien gegenüber den mili­
tanten Neonazis sind deutlich zurückge­
gangen. Wenn diese Entwicklung so weiter­
geht, gewinnt die Bedrohung durch eine 

Kriminalisierung 

verhindern, daß die pogromartigen rassi~_ti­
schen Ausschreitungen eine gröBere Of­
fentlichkeit erreichen, ist OB Widder jedes 
Mittel recht: 
- Verbot der Demonstration 
- Nichteingehen auf das Verhandlungsan-
gebot 
- Zusammenziehen riesiger Polizeikräfte 
- deren auf Konfrontation angelegtes bru-
tales Eingreifen. 
Damit sollte von der eigentlichen Situation 
abgelenkt werden. Dieses Ziel war ihnen 
wichtiger als die körperliche Unversehrt­
halt der Demonstrantinnen und Mannhei­
mer Bürgerlnnen. 

JUZ04,8 

neue faschistische Massenbewegung in 
Deutschland an Gestalt Das Pogrom von 
Hoyerswerda hat die aktuellen Dimensio­
nen dieser Entwicklung schmerzlich deut­
lich gemacht. Maßgeblich an diesen Umtrie­
ben beteiligt waren neben der lokalen Neo­
nazi-Gruppe ,.Neue Deutsche Ordnung" 
Mitglieder der .. Deutschen Alternative", ei­
ne der Wahlorganisationen der GdNF. Die 
Gewalt der Neonazis fand Unterstützer und 
neue Sympathisanten nicht nur in der örtli­
chen Bevölkerung. 
Das dahinter stehende Organisationsnetz, 
von Republikanern bis zur illegalen NADAP/ 
AO, erfaBt alle Regionen der Bundesrepu­
blik und erreicht Menschen aus allen 
Schichten und Klassen der deutschen Be­
völkerung. Um in dieser Fülle einen Ein­
druck von der Arbeitsweise und den inne­
ren Mechanismen neofaschistischer Orga­
nisationsnetze geben zu können, mußten 
wir uns beschränken. Darum haben wir die 
,. Gesinnungsgemeinschaft der neuen Front" 
zum Gegenstand dieses Buches gemacht, 
andere Gruppen finden sich kaum oderfeh­
len ganz. 
Um den Einfluß von Neonazis wirksam be­
kämpfen zu können, ist ein Wissen über ih­
ren Charakter und ihre Stukturen unent­
behrlich. Es besteht ein qualitativer Unter­
schied zwischen den organisierten Nazi­
Kadern, ihren Mitläufern und rechts beein­
flußten Jugendlichen. Um den Kadern wirk­
sam begegnen zu können, ist es notwendig, 
sie von ihren Rekrutierungsfeldern zu iso­
lieren. Das gelingt, neben Aufklärungs- und 
Überzeugungsarbeit am besten durch die 
Entwicklung einer antifaschistischen Be­
wegung, die dem Terror der Nazis mit orga­
nisiertem Selbstschutz entgegentritt. 
Antifaschistisches Autorenkollektiv 

Drahtzieher Im brauen Netz 
Der Wiederaufbau der NSDAP 
Hrsg. vom ID-Archlv Im IISG/Amsterdam 
180 S., 200 Fotos, DM 20,-
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Der Amtsschimmel frißt Bananen! 
Vorsicht: 
Keine Satire!!! 
Münster, den 28.4.1992, AStA: 
Der Staatsfeind Nummer 1 - Rudi - er­
scheint. Er fährt seit längerem mit einem 
.,bösartig verächtlichen" Aufkleber aus sei­
nem Bulli umher. Ein .,D-Zeichen" mit einer 
eingedruckten Banane und - mensch stelle 
sich vor - darunter steht: Bananen-Repu­
blik Deutschland. Diese Verunglimpfung 
hoheitlicher Symbole ließ eine seiner Nach­
barinnen so schlecht schlafen, daß sie sich 
von diesem Alpdruck mit einer Meldung bei 
der Polizei erleichterte. Nun könntet Ihr 
glauben, der Staat sei solchen .. Anfeindun­
gen" gegenüber locker-lässig gewandt - da 
die Banane in der BRD eh eine staatstra­
gende Rolle spielt - aber weit gefehlt. Wo 
kämen wir denn da hin! 
Ein solcher Aufkleber verunglimpft nach § 
90a StGB auf das Schärfste die Bundesre­
publik. so die Staatsanwaltschaft Münster, 
und .,ratz-fatz" hat unser Rudi ein Verfahren 
am Hals. Erst noch erwägt die Staatsan­
waltschaft bei einer Zahlung von 100,- DM 
( ... ,gemäß§ 153a, Abs. 1 StPO ... ) eine Re-In­
tegration des Staatsfeindes, der Unverbes­
serliche weigert sich jedoch. Dem tritt die 
Staatsanwaltschaft- der Banane sei Dank -
sofort vehement entgegen. Obwohl viel be­
schäftigt, wird Staatsfeind Rudi innerhalb 
von einer Woche der Bananen-Prozeß ge­
macht. 
Wie, Ihr reibt Euch verwundert die Augen 
und denkt an Hakenkreuzfahnen bei 
rechtsradikalen Demos, an die Postkarten­
Aktion der DVU, an den Werbespot der 
Reps ( .. Spiel mir das Lied vom Tod") etc.? 
Wieso Rudi, und nicht die? 
Aber wer Münsteraner Studierende kennt, 
weiß, daß dort viel gefährlichere Elemente 
leben, die sich begeistert auf den Aufkleber 
stürzen (laut Aussage der Verkäuferinnen 
des Aufklebers). 
Dieser Prozeß, so er denn für den Staatsan­
walt gut ausgeht, wird ein für allemal Schluß 
mit solcher Volkshetze machen. Gott sei 
Dank gibt es noch die wache Staatsbürge­
rin (sicherlich auch den wachen Staatsbür­
ger!), die aufmerksam ihre Umgebung be­
obachtet und keine Mühen scheut, staats­
feindliches Betreiben sofort zu melden. Wir 
danken dieser Staatsbürgerio für ihre Um­
sicht, ist sie doch schon damit geschlagen, 
in der Nähe vieler ausländischer Mitbürge­
rinnen wohnen zu müssen, die sie inzwi­
schen von ihren wahnwitzigen Umtrieben 
befreien konnte (ein Ausländer - im Besitz 
des besagten Aufklebers- bezahlte 100,­
DM und ist reintegriert!). Allein bei Rudi 
bleibt der Erfolg versagt. Aber was soll 
menschschon erwarten, wenn Rudi als ein­
ziger Deutscher in einem von Ausländerin­
nen bevölkerten Haus lebt. 
Also, Volksgenossinnen und -genossen, laßt 
uns die Banane erheben und auf unsere Re­
publik anstoßen!!! 

AStA Münster 
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Die Satire machte nicht nur in dieser Ankla­
geschrift halt: am 30.4. fuhren nachmittags 
vor dem AStA 2 Mannschaftswagen und 2 
Einsatzwagen der Polizei vor, 15 uniformier­
te und 4 zivile Staatsschützer in Begleitung 
der Staatsanwältin, und durchsuchten den 
AStA. Dabei beschlagnahmten sie 200 Pla­
kate, 820 Flugblätter und 417 Aufkleber mit 
besagtem Bananensymbol. Obendrein er­
hielt der AStA-Vorsitzende Josef T. eine An­
zeige wegen "Verunglimpfung des Staates". 
Hintergrund: derAStAhatte sich mit Rudi B. 
solidarisiert und mehrere öffentlichkeits­
wirksame Aktionen zur "Banane" gemacht, 
u.a. das AStA-Gebäude mit Bananenplaka­
ten verschönert. 

Eine Woche später fand der Prozeß gegen 
Rudi B. statt, bei dem er zwar freigespro­
chen wurde, allerdings nur, weil ihm persön-

lieh keine "böswillige Verächtlichmachung" 
der Bundesrepublik Deutschland gemäß § 
90a nachgewiesen werden konnte. Objek­
tiv gesehen sei eine Verächtlichmachung 
der BRD vorhanden, so der Richter. Rudi 
hatte im Verlauf des Prozesses aber erklärt, 
"daß er auf dem Boden der Verfassung ste­
he" und daß er den Aufkleber als "Gag" be­
trachtet habe und sich damit im Ausland 
von den mercedesfahrenden Landsleuten 
mit bananenlosem D-Aufkleber unterschei­
den wollte. 
Tatsächlich gibt es den Aufkleber aus gu­
tem Grund. 1986 wurde er vor dem Hinter­
grund der Flick-Parteispendenaffaire krei­
ert. Und was sollen vor allem die ganzen Os­
sis zu solcher Rechtsprechung sagen, die 
im Nov. 1989 an allen Grenzübergängen 
vom frenetisch jubelnden Mob mit Bananen 
empfangen wurden? 

Durchsuchungen in Bremen 
Presseerklärung des BBA- und 
Antifa-Ladens 

ln Bremen fanden am 9.3.92 in der Zeit von 
16.20- 18.30 Uhr parallel vier Durchsuchun­
gen statt. Betroffen davon waren der BBA­
Infoladen (Bremer Bürgerinneninitiative 
gegen Atomanlagen), der Antifa-lnfoladen 
sowie zwei Privatwohnungen. Als Vorwand 
diente ihnen diesmal ein Ermittlungsver­
fahren gegen Unbekannt wegen dem Inhalt 
der Zeitschrift ,.Radikal" Nr. 145, Teil 1. 
Gleichzeitig wurden aber auch noch die 
Zeitschrift ,.Unfassba" Nr. 10 & 11 und La­
denunterlagen beschlagnahmt. 
ln der letzten Zeit findet eine verschärfte 
Kriminalisierung gegen lnfoläden, zentren 
und Publikationen des linken, Autonomen 
Spektrums statt. BRDweit gab es Razzien 
unter anderem im M 99 Berlin, Schwarz­
markt Hamburg, in Infoläden in Karlsruhe 
und Passau, im Umwälzzentrum Münster, 
im Alhambra Oldenburg, AJZ Bielefeld, im 
Buchladen ,.Le Sabot" Bonn sowie in meh-

reren Privatwohnungen. Als offizieller Anlaß 
dienten dem Staatsschutzjeweils verschie­
dene Zeitschriften, z.B. Radikal, Agitare Be­
ne, Unfassba, Angehörigeninfo, Ausbruch 
oder das Buch .Die rote Zora". 
Um der Öffentlichkeit Diskussionen und In­
formationen über Antifaschismus, Anti­
AKW-Kampf, militantem Widerstand, Frau­
enkampf, Hausbesetzungen, Antirassis­
mus,lnternationalismus, Sexismus- und Pa­
triachatsdiskussionen sowie Informationen 
über die Situation in den Knästen zugäng­
lich zu machen und eine Gegenöffentlich­
keit gegen die Macht der herrschenden Me­
dien zu schaffen, wurden die Infoläden ein­
gerichtet. 
Wenn die staatlichen Organe an diesem 
Punkt ansetzen, können wir dies nur als 
Zensur verstehen, die wir nicht hinnehmen 
werden! 
Für freie Diskussionen, gegen Presse hetze, 
Zensur und Kriminalisierungen! 
Gegen Worte als Waren: wahre Worte!!! 



Neugestaltung 
der Bundeswehr 

Dem Frieden zu dienen Ist das vornehmste Ziel eines jeden Soldaten. Argerlieh 
nur, wenn's dazu so wenig Gelegenheit gibt. Deshalb haben die Nato-Außen­
minister auf Ihrer diesjährigen Frühjahrstagung beschlossen, daß ihre Solda· 
ten zukünftig überall ln Europa Frieden schaffen sollen. Da sich die Deut­
schen, wie wir seit Beginn dieses Jahrhunderts wissen, in ihrer Friedensliebe 
so leicht von niemandem Obertreffen lassen, wird auch die Bundeswehr dabei· 
sein. 
Im kleinen Rahmen Ist sie es jetzt schon: als .,Sanitäter" in Kambodscha, als 
Minensucher oder Hubschrauberpiloten am Golf, schon lange als Militärberater 
an vielerlei Orten. Großdeutschland zeigt wieder Präsenz. Nicht etwa, daß man 
sich aufdrängt, nach außen hin ziert man sich gar ein wenig, läßt sich bitten 
und auffordern, redet von Verantwortung und Verpflichtungen, denen es sich 
zu stellen gelte. Konkrete Schritte hin zur Erlangung der - politischen und ,".. .. - .. ...--. ........ ~= 
praktischen - Fähigkeit, International auch militärisch (wieder} handlungs· ~ -
fähig zu werden, bleiben bisher Im Nebel verschleiernder Worte ohne klare 

•• 

Konturen: die deutsch-französische Brigade etwa, Im Selbstverständnis Kern ~_ ... ___ ..,._ ---------·-:---:-=-= 
einer zukünftigen europäischen Armee, der auch Frankreichs Atomwaffen .. - ._. ---------s::::o:::-_ 
unterstehen werden, erscheint so als Teil des "Einlgungswerks" Europas. - ____ -----
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Bundeswehr 

Seit Mitte Januar 921iegt nun ein Papier der 
Hardthöhe vor, das erstmals zusammenfas­
senddenpolitischenRahmenzukOnftigerMilitär­
planung absteckt. Es trägt den Titel "Afllltir­
politische und militärstrategische Grund· 
lagen und konzeptionelle Grundrichtung 
elnerNeugestaltungderBundeswehr"und 
ist ein .offizielles· Dokument. Es entstand 
aus intensiven Beratungen des Führungs­
stabes der Streitkräfte und ist von der politi­
schen Führung abgesegnet. Es will einen 
Rahmen geben fOr Entscheidungen fOr .die 
Zeitperspektive nach 1995". 
NachderFeststellung,daßsich.dassicherheits­
politische Umfeld in Europa (in den vergan­
genen zwei Jahren) grundlegend verändert" 
hat kommt es zur Definition der deutschen 
Sicherheitsinteressen. Dabei wird ein .wei­
ter Sicherheitsbeg ritt" zugrundegelegt Die­
se Formulierung wurde in Teilen der Friedens­
bewegung als verlogene Anlehnung an die 
eigene Idee empfunden, Sicherheit sei mehr 
und anderes als militärisch garantierte Ruhe. 
Aber sie erinnert auch an Vorstellungen wie 
die .Doktrin der Nationalen Sicherheit" in 
Lateinamerika, die im Kern besagt, daß ~er 
Feind Oberall lauere, auch und gerade 1m 
lnnern eines Landes, und kompromißlos zu 
bekämpfen sei. . 
Nebeneinigen altbekannten Punktenwie Nato­
Bündnis, EG-Integration, Nuklearschirm, 
Nichtweiterverbreitung von Massenver­
nichtungswaffen und Rüstungskontrolle be-

nennt das Papier folgende "Sicherheits· 

interessen": 

• Vorbeugung, Eindämmungund Be-
;ndlgung vonKonfliktenjeglicher Art, die 
dleUnversehrtheltundStab/1/titDeutsch· 
Iands beeinträchtigen könnten, 
• Fördfii'UngdesDemokratlslerungs­
prozesses und des wirtschaftlichen Auf· 
schwungslndenUndemMittelost-,Südost· 
und Osteuropas, 
• Förderung und Abslcherung weit· 
weiter politischer, wirtschaftlicher, m/11· 
tär/scher und ökologischer Stabilität, 
• Aufrechterhaltung des freien Welt· 
handelsunddesZugangszustrateglschen 
Rohstoffen". 

Ausdrücklich gibt hier das Verteidigungs­
ministerium also die Position der geographi­
schen Beschränkung der NATO/Bundeswehr 
ebenso auf wie die verbal streng defensive 
Orientierung der Vergangenheit. Tatsächlich 
hatdas Tradition ( selbstwenn ichdavon absehe, 
daß die Bundeswehr von Linken schon im­
mer als ein Heer für den Angriff begriffen 
wurde). Schon 1983 hatte der damalig~ 
Generalinspekteur der Bundeswehr, Admi­
ral Wellershoff, erklärt: "Störungen in der 
Rohstoffversorgung gefährden unsere ... 
Sicherheit, weilsie der Sicherheitspolitik 
die Basis entziehen." 
1990genehmigtederBundestag (einschließlich 

SPD-Opposition) die Beschaffung von 4 Fre­
gatten für die Marine. Eine der vo~et~ge­
nen Begründungen für ihre Notwendigkeltwar 
der Schutz von Handelswegen und die Si­
cherung von Im- und Exporten. 
Beider Einschätzung, inwieweitSicherheits­
interessengeflhrdetsind, setztsicheine neue 
Sichtweise durch. Zum einen wird nicht mehr 
von .Bedrohung• gesprochen, sondern von 
.Risiken". NichtdaßichderBedrohung~nalyse 
der Vergangenheit das Wort reden will, aber 
sie behauptete zumindest eine konkrete, 
benennbare und benannte Gefahr •• Risil(en• 
sind alles und jedes. Das wird ausdrücklich 
bestätigt wennesheißt,ihre Beurteilungerfolge 
nicht so 'sehr unter dem Aspekt .einer mög­
lichenexistentiellen Bedrohung, sondernstärker 
untereinermöglichenStabilitätsgefihrdung•. 
ln diese Universalformel seien auch .globale 
Risiken" außerhalb Europas einzubeziehen. 
Es gebe ein .vielfältiges Konfliktpotential", 
das.die intemationaleOrdnungdestabilisieren• 
könne. Es sei nicht absehbar, ob und wann 
eine wirkliche Gefährdung daraus erwachse, 
es sei auch nicht möglich, alles .mit militäri­
schen Mitteln auszubalancieren•. Aberesgelte, 
vorbereitet zu sein. 
ln .Nordafrika oder im Nahen und Mittleren 
Osten• seien jetzt schon .Gefährdungen der 
Sicherheit und Stabiltit Europas ••. festzu­
stellen•. Entsprechend müsse eine .Beurtei­
lung •.. stets mit weltweiter Perspektiv~· ·~­
folgen. Die .politische Handlungsfählgke!t 
Deutschlands• sei in diesem Rahmen zu s1-

Militärplanungen der Hardhöhe 
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ehern .• Das schließt Streitkräfte als politi­
sches lnstrumentderSicherheitsvorsorgeein. • 
Aufdiesem Hintergrund istdie Umstrukturierung 
der Bundeswehr zu sehen. Die - insgesamt 
verkleinerte - Armee wird .zur angemesse­
nen Reaktion in Krisenlagen• fähig sein. Sie 
wird kein Territorialheer mehr umfassen, 
sqndern nur noch hochmobile Präsenz­
streitkräfte und .gekaderte" Reserven, die 
bei Bedarf entsprechend rasch m<;>bilisiert 
werden können. Es wird eine deutliche Ver­
schiebung zu Zeit- und Berufssoldaten ge­
ben. Die Luftwaffe wird die einzige Waffen­
gat~ung mitatomaren Aufgaben sein. Siewird 
dieFähigkeitzuschneller .Gegenkonzentration• 
und .Gegenoffensive• haben, was in norma­
lem Deutsch Konzentration undOffensive heißt. 
Bei der Marine betrifft der Abbau vor allem 
die Ostsee und die KOstenregion. Vergrö­
ßert wird ihr Bestand an hochseetauglichen 
Fregatten und Versorgungsschiffen. 
Zwar wird immer wieder die Rolle der Nato 
betont, aber es kommt ein neuer Aspekt hin­
zu: .die Notwendigkeitauch nationalerFOhrung­
sstrukturen•, und zwar auch um .teil streit­
kraftObergreifende ... Koordinierungsaufgaben 
in nationaler Verantwortung zu erfüllen•. Hier 
steht's zwar noch nicht ausformuliert, aber 
dies ist nichts anderes als der Ruf nach ei­
nem nationalen Generalstab, der verschie­
dentlich auch offen zu hören ist. Zwecks leich­
terer politischer Kontrolle war bei Gründung 
der Bundeswehrsehr bewußtdaraufverzichtet 
worden. 
.Krisenreaktion• wird Hauptaufgabe der Ar­
mee der Zukunft sein, und zwar .im weltwei­
ten Rahmen•. Alle Überlegungen .müssen 
daher ganz eindeutig auf dieses ... Auf­
gabenspektrumausgerichtet werden•, aller­
dings .ohne eine klarstellende Verfassungs­
änderung im Hinblick auf Einsätze außer­
halb der Nato vorwegzunehmen•. Dies braucht 
die Bundeswehrführung auch nicht zu tun, 
das hat Genscher ihr abgenommen, als er in 
der UNO öffentlich eine entsprechende Re­
gelung zusagte. 
Das wird ohne die SPD nicht machbar sein. 
Die hat seit 1991 einen Parteitagsbeschluß, 
daß sie UNQ-Einsätze deutscher Soldaten 
auf .Biauhelmmissionen• beschränkt sehen 

··.~---
. ,____.-> 

will. Auch dafürmuß das Grundgesetz geän­
dert werden. Dazu ist die SPD bereit, und es 
wird wohl geschehen. Kohl und Engholm 
scheinen sich darOber einig, daß dies positiv 
erlaubt wird, nicht aber negativ anderes aus­
geschlossen werden soll. So bleibt lnter­
pretationsspielraum in vorerst ausreichen­
dem Maße, und die Öffentlichkeit wird an 
einen weiteren Schritt Deutschlands zur 
großmachtpolitischen Normalitätgewöhnt Bei 
der SPD-Position bleibt zu beachten, daß 
Blauhelmeinsätze in der UN-Charta nicht 
definiert sind, also keine Grenze zu Kampf­
einsätzen festgeschrieben ist. Schließlichwurde 
der Beschluß gegen die Meinung zahlreicher 
prominenter Sozialdemokraten gefaßt, die 
massiv an seiner Revision arbeiten. Genschers 
Zusage und der Wunsch der Hardthöhe wer­
den also Wirklichkeit werden. 
Eine Bundeswehr, die so international von 
politischen Fesseln befreit ist, will natürlich 
auch ihre praktischen Beschränktheiten Ober­
winden. Die fehlenden Nuklearwaffen wird 
im europäischen Rahmen Frankreich beisteuern 
(s.o.). Aber es mangelt auch an der .Fähig­
keit zum frühzeitigen Erkennen und Bewer­
ten krisenhafter Entwicklungen• sowie der 
.Fähigkeit zur ... Verifikation•. Was immer 
sonst noch dieseallgemeinen Formulierungen 
umfassen mögen, eines gehört sicher dazu: 
eigene Satellitenaufklärung. Die Experten­
kommission der Deutschen Gesellschaft fOr 
Auswärtige Politik hatte dazu geschrieben: 
.Neue Sicherheitsanforderungen und Gefähr­
dungen ergeben sich vor allem durch die 
Kombination von bestehenden Regional­
konflikten, insbesondere im Mittelmeerraum 
sowie im Nahen und Mittleren Osten, mit der 
Proliferation (Weitergabe, W. R.)weitreichender 
und leistungsfähiger Waffenträger sowie 
nuklearer, biologischer und chemischer Po­
tentiale .... Die Beobachtung aus dem Walt­
raum (kann) dazu beitragen, die Kenntnis­
grundlage tor die Beurteilung der Entwick­
lungen und fOr die Entscheidung Ober das 
gebotene eigene Verhalten zu stärken. • 
Nicht gesagt wird, daß weltraumgestützte 
Kontroll- und Lenktechnik unverzichtbarer 
Bestandteil der Waffensysteme von morgen 
ist. Hier liegt also durchaus ein Element 

innerimperialistischer Widersprüche versteckt. 
Das GespenstderWeitergabe von Atomwaf­
fen durch GUS-Staaten oder -Wissenschaft­
lerwird zwar allenthalben beschworen, aber 
bisher konnten die Länder und Machthaber, 
die Atomwaffen wollten, sich im Westen alle­
mal bedienen. Bekanntlich hat die BRD seit 
langem eine führende Rolle beim Export von 
Atomtechnologie wahrgenommen. Das Ar­
gument hat mehr politische als praktische 
Funktion, da die Notwendigkeit von Atom­
rOstungansonsten nurnoch schwerbegründbar 
wäre, wollte man offen machtpolitische Aus­
sagen vermeiden. 
Das Erstaunliche an der Entwicklung, wie sie 
hier dargestellt wurde, ist nicht so sehr, daß 
sie stattfindet - es wurde am Beispiel der 
Rohstoffsicherung auf eine historische Kon­
tinuität hingewiesen, die sich für jeden der 
angeführten Bereiche nachweisen ließe . 
Erstaunlich ist vielmehr, daß dies alles im 
schönsteninneren Frieden, in größtem Konsens 
geschieht. Das geht sicher zum Teil auf den 
Zweiten Golfkrieg zurück. Damals war es den 
Herrschenden gelungen, einen größeren Teil 

Bundeswehr 

des Protestpotentials mit den Hinweisen auf 
die Gefährdung Israels, den verbrecherischen 
Charakter des irakischen Regimes und so­
gardieeigenedeutsche Beteiligung an beidem 
zu neutralisieren oder auf ihre Seite zu zie­
hen. 
Zwar hatte die Friedensbewegung aus dem 
Zusammenbruch des Ost-West-Konflikts 
großenteilsdenSchlu ßgezogen, nundievöllige 
Abschaffung der Bundeswehr zu fordern und 
war auch mehrheitlich gegen den Golfkrieg 
auf die Straße gegangen. Aber es wurden 
immerweniger Aktive, die noch mittaten; die 
öffentliche Aufmerksamkeit schwand zuse­
hends. Seitlangem fehltein IinkerFiügei völlig. 
So kann von .Bewegung• nicht mehr geredet 
werden. 
Es isteine kleine Zahl von Gruppen und Einzel­
personen, die am Thema .Bundesrepublik 
ohne Armee• und Bundeswehr-Einsätze .out 
of area• (außerhalb des Natogebiets) arbei­
ten. Ein Aktionstag am 15. Mai wurde ledig­
lich in überhaupt nur 15 Orten durchgeführt. 
Die verbliebene Linke hält sich völlig raus. 
Großdeutschland organisiert seinen Wieder­
eintritt in die Weltpolitik ohne nennenswer­
ten Widerspruch. 
Das wird besonders deutlich im Fall des ehe­
maligen Jugoslawien. Hier war es bekannt­
lich Deutschland, das schon ganz zu Beginn 
der Konflikteskalation auf Anerkennung 
Sloweniens und Kroatiens setzte. Damit er­
öffnete es diesen Oberhaupt erst ernsthaft 
die Perspektive der Selbständigkeit. Natio­
nalistische Separation aber konAte in einer 
Region wie Jugoslawien nur Krieg bedeuten. 
Es gibtkeinen Grund, serbischen Nationalis­
mus und serbische Kriegspolitik zu entschul­
digen, aber wer diese Rolle der Bundesre­
gierung übersieht, muß mehr als blind sein. 
ln der Rest-Friedensbewegung wurde völlig 
anders reagiert: immerhin habe sich die EG/ 
BRD um eine diplomatische Lösung bemüht, 
war die zurückhaltendste Position. Manche 
gingen so weit, sie dafür zu kritisieren, daß 
sie nicht noch frOher, noch einseitiger auf 
Kroatien gesetzt und Jugoslawien zerschla­
gen habe, so sei Serbien zum Krieg ermuntert 
worden. 
Tatsächlich hat die Bundesregierung innen­
politisch geschickt agiert. Sie ist für Frieden 
und.Selbstbestimmung"eingetretenundgegen 
Gewalt. Sie hat- wenn auch mit Mühe - eine 
internationale Absicherung ihrer Haltung 
angestrebt und erreicht, hat von Anfang an 
erklärt, keinesfalls deutsche Soldaten ins Land 
zu entsenden. Werkeinen politischen Standort 
grundsätzlicher, radikaler Kritik an diesem 
Staat hat, kann da schon darauf hereinfallen 
und manches hören, was eigenen Argumen­
ten zu gleichen scheint. Das Fehlen einer 
Kraft in diesem Konflikt, auf die man sich 
guten Gewissens beziehen könnte, verschärft 
das Problem. So führt Deutschland den er­
sten Krieg seit 1945 ohne sichtbare eigene 
Soldaten. Er wurde damit zum noch größe­
ren Katalysatorfürinnenpolitischen Konsens 
als der Zweite Golfkrieg. Warum sollte es 
nicht gelingen, beim ersten Krieg mit 
Bundeswehrbeteiligung gut und böse genauso 
klar zu benennen wie in diesem Fall? Dann 
wäre auch die SPD dabei und alle anderen, 
die den Zug der Zeit nicht verpassen wollen. 

Werner Rätz, Bonn 

57 



IJütgelfnlftaltv~m ziehen IJIIanz 

Das Heft UIN Nr. 30 

Atomland Niedersachsen -
Bilrgacin1t1at1'V80 :eiehen Bilanz 

- ist ein Forum für alle, die 
sich im Widerstand gegen 
bestehende oder geplante Anla­
gen befinden. 

- ist ein Aufruf, der Hut 
machen soll, um an anderen 
Standorten gegen politische 
Wahnsinns-Projekte Widerstand 
zu leisten. 

- ist eine Informationsschrift, 
gestaltet von Anti-Atomrlnitia­
tiven, die einen Oberblick -
auch und gerade für "Außen­
stehende" - Ober die verschie­
denen Anlagen, die dort enge­
wandte Technik und den Stand 
von Planungs- und Genehmigungs­
verfahren vermitteln will. 

JtJn1 1992, 56 Saiten 
m s,- ugl. Vanr.!IDif 

Herausgeber und Bezug: 
landesverband 8Urgerinttfatfven 
Umweltschutz Niedersachsen e.v. 
Waldhetmstr. 9, 3000 Hannover 81 
Te1.0511-830873, FAX 0611-830898 

Fest: 20 Jahre 
Graswurzel­

revolution 

10. (18 h)- 12.7. {14 h) in 
der Kommune Nieder­
kaufungen, Kirchweg 1, 

W-3504 Niederkaulungen 
(bei Kassel) 

Die Zeitschrift "Graswurzel­
revolution" feiert Geburtstag 
- feiert mit! Mit Rockbands 
("Das Lokale Pack", "F.I.T." 
u.a.), Volkstanz, Kinderpro­
gramm, Kleinkunst. Tombola, 
Ausstellungen, Büchertischen 
und viel vie! Spaß! Nach 20 
Jahren Kampf für eine ge­
waltfreie, herrschaftslose Ge­
sellschaft einmal feiern, damit 
es sich die nächsten 20 Jahre 
wieder besser kämpfen läßt! 
Übernachtung möglich in 
Bett, Schlafsack oder mit­
gebrachten Zelten. Zu zahlen 
sind lediglich Übernachtung 
und Verpflegung, der Eintritt 
ist frei! Um die Größenord­
nung wenigstens ungefähr 
abschätzen zu können, wäre 
es schön, wenn s.ich viele 
von euch möglichst bald, 
spätestens bis zum 27. Juni 
schriftlich anmelden würden. 
Postkarte genügt, an: GWR, 
Schillerstr. 28, W-6900 Hei­
delberg. Bis bald, beim Fest! 

Streikwelle: Hintergründe eines 
simulierten Streiks - mit Berichten 
und Interviews zu Banken und Stahl 

Spanien: Asturien, 
Streik der Busfahrer in Madrid 

Autoindustrie - Just im Streik? 

Bewaffneter Kampf· Sechs The­
sen, vier Mythen, zwei Wege, ein Ziel 

Neu erschienen! 

1i Thekla I 5: Schichtwechsel 
Fiat und die Arbeiter(innen) 
160 Seiten - Bestellung durch Überwei-

l'iirinll"}T. i · ·· Mark 

1 UJU'eltlelt ~ Mark. 
t<Bt!Sh!lllun~ldurch Oberweisung an: 

,,.n.,mrm Berlin, Kro:~Nr. 31502-109 
r>«'cmtr.rktQI1re~;e; Sisina, Pf. 360 527 

Tel.: 030-6121848 

Ausländer-
Dieter Westermann: 
AUSLÄNDER 
Wer lebt auf wessen Kosten? Geschich· 
te deutsch·türk1scher Beziehungen. An· 
werbung der Gastarbeiter. DiskuSSIOn 
uber Integration und Fomiliennochzug. 
o,e .,KommiSSion Auslonderpolitik". 
Ruckkehrhilfen. 
48 Seiten 3,-DM 

Günter Seufert 
FLOCHTLINGE bitten um Asyl 
Die Herkunhslönder: Folter und NoL 
.Äth1opien, Afghanistan, Iran, Sri lonko. 
Türkei, Kurdistan. Das Zufluchtsland 
BRD. Asylrecht und Gerichbentschei· 
ciungen. Deutschtumelei. 
48 Seiten 4,- DM 
Dritte Welt Laden Lasheim: 
RASSISMUS 

40 
•.• bittm um Asyl 

Was ISt Rosstsmus? Gibt es Uberhoupt RUChUlnae 
Rossen? Rassismus der Institutionen, eu· 
rapbische und deutsche Gesetzgebung. 
Ross1smus m Kmder· und Jugendbü· 
~":;:·~;ohon treibt des Doitschtum- Sonderangebot: 
48 Seiten 4,- DM 3 Bände 1 0,- DM 
Magazin Verlag, Schweffelstr. 6, 2300 Kiell, Jahresabonnement 28,- DM 

feindlichkeit 



"Wer die Interessen der Bundesrepublik 
gefährdet ... " 

Das Ausländerinnen-Gesetz 
Aus dem Inhalt: 

Das neue Ausländerlnnengesetz: Autenthaltsstatus, 
Ausweisungstatbestände, Verbot der polit. Betätigung; 

das Ausländerzentralregister; Ausländerrecht im Kapita­
lismus, 36 Seiten A4, Einzelpreis: 3,- DM, 

ab 5 Ex. 25% 
Bestellungen an: 

Rote Hilfe Literaturvertrieb 
Postfach 6444 
2300 Kiel14 

SCHWERPUNKT 500 Jahre KolomaiJsmus ... am Beispiel Xordameri­
ka: 1992-Warum nur Lateinamerika • Europa und die ·Neue 
Welt· · Die Neoschamanen des Kolumbus u.a. lu:tl!!,!,!@TD 
Kalomalismus und lmpenahsmus Nipekte zur Umweltgeschichte 
des i'iord-Süd-Dialogs - Neues zur alten 
Weltordnung (über die Kampagne '92 des BCKO) 1DJ 
-oder em Kommumkatmnsversuch Bericht zur 2. internationalen 
~erzwerk-Tagung Übersicht über die unterschiedliche Pra­
xis altematiYökonomischer Projekte am Beispiel Frankreichs 
und der britischen Inseln ld§MBhdMi®'l \!anagement-Buy­
Out der anderen Art us.m . 

•••••••••••••••••••••• I I 
: Das .-\lies und noch viel mehr... : 
1 in CO\l'R.-\!:>TE. für 6 \1ark frei Haus! 1 
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I I 
I \Ieine .-\nschrift: I 
I I 
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I 6 m1 in Briefmarken. Scheck habe ich beigelegt. I 
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I Coupon bitte ausschneiden und einsenden an: I 
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I CO:..'TRASTE. Gaisbergstr. 97. Postfach 101;20. I 
= 6900 Heidelberg 1 5 ·92 = 

DRITTE)f'!'~WELT 
Monatsmagazin für internationale 

Politik, Wirtschaft und Kultur --kassßBfiR 
stadtzeitung für 

politik, alltag, 
revolution 

.Folter an Flüchtlingen 

.Newroz in Kurdistan 
~"Drei zu Eins" - Diskussion 
.500 Jahre Widerstand - 500 
Jahre Kolonialismus 

.Internationales 

.Repression 
kassiber Nr. 18 
April/Mai 1992 

ABO: 6 Ausgaben DM 25,­
in Scheinen oder Brief­
marken (keine Schecks!) 

VzVuN 
St. Pauli Str. 10 
2800 Bremen 1 

4,50 DM; Jahresabo: 42,50 DM; 
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AlSO: VORWÄRTS ZUM ABONNEMENT!!!! 

geht's im Juli hoffentlich mit 
einigen honorigen Herren 
beim Weltwirtschaftsgipfel 
in München. (Bericht dazu in 
dieser atom). 
Abwärts geht's hingegen 
hoffentlich nicht mehr mit 
den Abonnement-Zahlen 
bei der atom. Der im letzten 
Heft gemeldete Abwärts­
trend ist vorläufig gestoppt. 
Damit es so bleibt: Abon­
niert sie, die atom, wenn ihr 
sie für wichtig und gut haltet. 
Verlaßt euch nicht drauf, 
daß ihr die nächste "auch so" 
kriegt. Und empfehlt sie 
auch euren Bekannten. Nur 
wenn wir einen Mindest­
stamm an Abonnentinnen 
halten, ist der Bestand der 
atom-der einzigen bundes­
weiten Anti-AKW-Zeitung -
gewährleistet. 

Bestellt die atom per Postkarte/ Brief. Sie kostet im Einzelabo für fünf Nummern (ca. 1 Jahr) 

nur 30 DM incl. Porto. Ab vier Exemplaren gibt es 30% Rabatt, 3,50~.· · ~~Jl 
Porto. Jeweils zum Ablauf eines Abrechnungszeitraumes kann g /:J _ ... 'B. · ~ ~ ~ 
Adresse: atom, Aboverwaltung, Postfach 1109, 2120 Lüneburg ,,.. w"':w.ldkCI.org J 

D•gltlxed 2016 
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